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1. · Uebersicht Ober die Verhandlungen 
' ' ,, , ,,," ,,.. 

· Reßume des deliberations 

x 108/91.426 n Bundesgesetz iiber die Stempelabgaben. 
Änderung (Kommission 91.414), vom 16. September 
1991 . 
Die Kommission reicht eine parlamentarisch<t Initiative in 
Form eines ausgearbeiteten Entwurfs für die Anderung des 

· Bundesgesetzes über die Stempelabgaben ein. 
, (Der Text kann beim Sekretariat der Bundesversammluµg be-

: , zogen werden.) . · · 
N Nebiker, Aregger, Auer, Biel, Blatter, Blocher, Bodenmann, 

· · Borel, Cavadini, Coutau, David, Feigenwinter, Grassi; Haf-
. . ner Rudolf, Leuenbe~er•Solothurn, Pidoux, Spoeny, 

Stucky, Uchtenhagen, Zbmden Paul, Züger (21) 
S KandJ& Delalay, Ducret, Flückiger. (lautier, Jaggi, Jagmetti, 

Jelmim, Küchler, Masoni, Reichmuth, Uhlmann, Weber(13) 

.. Bericht der Kommission des Nationalrates vom 16. Sep­
tember _1991 
1991 30. September. Bescltluss des Nationalrates gemäss Ent-
wurf der Kommission. . 
1991 2. Oktober.· Beschluss des Ständerates: Zustitnmung. 
199l 4. Oktober, Beschluss des Nationalrates: Das Bundesge-
setz wird in der Schlussabstimmung angenommen. · 
1991 4. Oktober. Beschluss des Ständerates: Das ~desgesetz 
wird in der Schlussabstimmung angenommen. · 
aundesblatt III, 1584; Ablauf der Referendumsfrist~ 13. Januar 
1992 

, x 108/91.426 n Droits de timbre. Revision de 1a loi 
(Commission 91.414), du 16 septembre 1991 
La wnunission ~ l'inititative suivante, con~ sous la 
forme d'un erojet redig6 de toutes pi~ demandant 1a r6vi-
sion de la 101 sur les droits de timbre. · 
(Le texte d~ !'initiative peut etre demand6 aupres du Secretariat 
de !'Assemblee fed6rale). 
N Nebiker, Are~, Auer, Biel, Blatter. Blocher, Bodenmann, 

Borel, Cavadini, Coutau, David, Feigenwinter, Grassi, Haf­
. ner Rudolf, Leuenberger-Soleure, Pidoux, Spoerry, Stucky, 

Uchtenhagen, Zbinden Paul, Zdger (2f) 
E Ki1ndig, Delalay, Ducret, Flückiger, Gautier, Jaggi, Jagmetti, 

Jelmini, Küchler, Masoni, Reicliinuth, Uhlmann; Weber (13) 

_Rapport de la commission du Conseil national du 16 sep­
tembre 1991 
19.91 · 30 septembre. lHcislon du Conseil national conforme au 
projet de la commission. 
15191 2 octobre. Dkision du Conseil des Etats: AdMsion. 
1991 4 octobre. Dedsion du Coilsefl national: La loi est adop­
t6e en Votation finale. 
1991 4 octobre. IMcision du Conseil des Etats: La loi est adop-
t6e en votation finale. -

· Feuille federale m, 1558; d61ai d'opposition: 13 janvier 1992 

I 



2. Rednerliste - Liste des orateurs 

2.1 Nationalrat - Conseil national 

Blei (U/ZH) 1725 

Blocher (V /ZH) 1722, 1731, 1735,1739 

Borel (S/NE) 1720, 1729, 1730, 1737 

Couteau (UGE), rapporteur 1718,1727, 1728, 1729,1731,1733,1735,1737, 
1740 

.. 
Feigenwinter (C/BL) 1724,1731, 1734 

Hafner Rudolf (G/BE) 1719,1734,1740 

Leuenberger-Solothurn (S/SO) 1720, 1730, 1739 

Nebiker (V/BL), Berichterstatter 1717, 1726, 1728, 1729, 1731,1732, 1735, 1737, 
1740 

Reimann Maximilian (V/AG) 1732 

Rychen (V/BE) 1726 

Salvioni (R/TI) 1738, 1740 

Stich (S), Bundesrat 1727, 1731, 1733, 1735, 1737 

Stucky (R/ZG) 1722, 1739 

Uchtenhagen (S/ZH) 1728 

Zbinden Paul (C/FR) 1724, 1739 

Züger (S/SZ) 1734 

2.2 Ständerat - Conseil des Etats 

Delalay (C,VS) 857 .. Dobler (C/SZ) 855 

Ducret (R/GE) 854,855,861 
.. Gautier (UGE) 858,862 

Jaggi (SND) 855,860,862,863 

Jelmini (C/TI) 856,860 

Küchler (C/OW) 856 

Kündig (C/ZG), Berichterstatter 853,860,861,863 

Reymond (UVD) 861,863 

Stich (S), Bundesrat 858,861,862,863 

JiL 



Nationalrat 
Conseil national 

Sitzung vom 

Seance du 

30.09.1991 
04.10.1991 (Schlussabstimmung) 

30.09.1991 
04.10.1991 (Vote final) 
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91.426 

Parlamentarische Initiative 
(Kommission 91.414) 
Bundesgesetz über die Stempelabgaben. 
Aenderung 
Initiative parlementaire 
(Commission 91.414) . 
Loi fede•rale sur les droits.de timbre. 
Modification 

Bericht der Kommission vom 16. September ·1991 (BBI IV) 
Rapport de la commission du 16 septembre 1991 (FF IV)· 
Stellungnahme des Bundesrates vom 23. September 1991 (BBI IV) 
Avis du Conseil federal du 23 septembre 1991 (FF IV) 
Kategorie III, Art. 68 GRN-Categorie III, art: 68 RCN 

Antrag der Kommission 
Eintreten 

Antrag der grünen Fraktion 
Nichteintreten 

Antrag Leuenberger-Solothurn 
Nicbteintreten 

Antrag Bore/ 
Rückweisung an die Kommission 
mit dem Auftrag, eine für den Bund steuerlich neutrale Vorlage 

_ auszuarbeiten. 

Proposition de Ja ,commission 
Entrer en matiere 

Proposition du groupe eco/ogiste 
Ne pas entrer en rnatiere 

Proposition.Leuenberger-Soleure 
Ne pas entrer en matiere 

Propo1:;ition Bore/ 
Renvoi a la commission 
avec mission de faire une proposition fiscalement neutre pour 
l.es finances federales. 

Nebiker, Berichterstfj.tter: Die Notwendigkeit der Revision des 
Stempelsteuergesetzes ist weitgehend unbestritten. Im lnter­
~sse des Finanzplatzes Schweiz und unserer Wettbewerbsfä­
higkeit müssen Stempelsteuern aufgehoben oder mindestens 
reouziert werden. Das hat schon der Bundesrat in seiner Bot­
schaft zur Neuordnung der Bundesfinanzen irn Jahr 1989 fest­
Qestellt. Das wird auch im Bericht des Bundesrates vom 
23. September dieses Jahres bestätigt. 
Dias Parlament ist diesen Ueberlegungen schon seinerzeit ge­
folgt ,mit dern Entscheid zur Revision des Stempelsteuergeset­
zes vom 14. Dezember 1990. Leider konnte die Revision nicht 
in Kraft gesetzt werden, weil die Stimmbürger das Finanzpa­
ket, in das die Gesetzesrevision eingebunden war, abgelehnt 

. haben. 
Das Problem. nämlich die schwindende Attraktivität und Wett­
bewerbsfähigkeit auf den Finanzmärkten, ist aber geblieben. 

3G N 

Der negative Trend hat sich sogar verstärkt, ·.veil irr. Ausland 
dereguliert wird und Abgaben weitgehend aufgehoben sind. 
Immer mehr Geschäfte wandern ab oder können in der 
Schweiz wegen der Stempelabgaben gar nicht getätigt wer­
den. Der Ertrag der Stempelsteuern ist rückläufig. Per 31. Au­
gust 1991 sind es rund 170 Millionen weniger als in der glei­
chen Vorjahresperiode. Es ist auch damit zu rechnen, dass Ar­
beitsplätze gefährdet werden, wenn nicht rasch gehandelt 
wird. 
Ausgehend von der parlamentarischen Initiative von Kollege 
Feigenwinter hat die Kommission mit 13 zu 5 Stimmen einem 
Ordnungsantrag zugestimmt und beschlossen, die Kommis­
sionsinitiative zu ergreifen, die materiell direkt im Rat behan­
delt werden kann. Damit gewinnt man Zeit, und die Gefahr der 
weiteren Erosion der Attraktivität des Finanzplatzes Schweiz 
wird gemildert. 

• Dieser direkte und schnelle Weg ist nach der Meinung der 
Kommissioff zudem gerechtfertigt, weil die gleiche vorbera­
tende Kommission und die Räte in der jetzigen Zusammenset­
zung die gleiche Vorlage schon einmal behandelt und verab­
schiedet habe@. Es geht also auch um eine Effizienz der parla­
mentarischen Arbeit, von der so viel gesprochen wird. 
In der Kommission haben sich Herr Bundesrat Stich und eine 
Kommissionsminderheit diesem raschen und direkten Vorge­
hen widersetzt. Dabei wird die Notwendigkeit der Revision ~es 
Stempelsteuergesetzes nicht bestritten. Probleme sieht die 
K.ommissionsminderheit bei den entstehenden Steuerausfäl­
len und den fehlenden Kompensationsmöglichkeiten ... Herr 
Bundesrat Stich möchte zudem die Revision des Stempelsteu­
ergesetzes erst vornehmen, wenn der Bundesrat über die Ent­
wicklung des Bundeshaushaltes und die künftige Finanzord­
nung beraten habe. Die Revision des Stempelsteuergesetzes 
müsse in einem Gesamtzusammenhang gesehen werden. 
Gemäss Beschluss des Bundesrates vom 23. September 
1991 anerkennt der Bundesrat die Notwendigkeit einer 
schnellen Revision des Stempelsteuergesetzes. Diese müsse 
sich.jedoch auf das Notwendigste beschränken, nur auf das, 
was der Konkurrenzfähigkeit des Finanzplatzes Schweiz wirk­
lich diene. Im ausführlichen Bericht des Bundesrates heisst es 
allerdings noch anders. Aber ich nehme an, das Pressecom­
munique stimme. 
Bei ihren Beratungen ist die Kommission von dem am 14. ,De­
zember letzten Jahres von diesem Rat beschlossenen Geset­
zestext ausgegangen. Die Vorlage VJUrde aber aufgrund jüng­
ster Entwicklungen ergänzt, und z.war um folgende Punkte: 
1. Aufhebung der Stempelabgaben für Sitzverlegungen aus­
ländischer Aktiengesellschaften in die Schweiz und für Beteili­
gungsrechte, die mit der Durchführung von Beschlüssen über 
Zusammenschlüsse, Fusionen, Umwandlungen und Aufspal­
tungen begründet werden. Für diese Entlastung bei den Um­
strukturierungen entstehen Steuerausfälle in der Grössenord­
nung vön 60 Millionen Franken. 
2. Verzicht auf eine Stempelabgabe bei der Ausgabe von Anla­
gefondsanteilen. Dies würde Ausfälle von rund 55 Millionen 
Franken verursachen. 
Bei diesen beiden Ergänzungen geht es um eine Verbesse­
rung der Rahmenbedingungen für Anlagefonds, bei den Sitz­
verlegungen in die Schweiz und bei Umstrukturierungen. Es 
sollen damit nicht nur bei den Banken bz.w. beim Wertschrif­
tengeschäft Erleichterungen geschaffen werden, sondern 
auch im Bereich der Unternehmungen. Diese Massnahmen 
stehen in einem direkten Zusammenhang mit der Schaffung 
oder Erhaltung von Arbeitsplätzen. Umstrukturierungen soll­
ten bei den heute härteren Wettbewerbsbedingungen nicht 
noch durch Stempelsteuern erschwert werden. 
Eine Kommissionsminderheit wollte ausserdem die Emissi-­
onsabgaben bei der Bildung und Erhöhung von Aktienkapital 
von bisher 3 auf 2 Prozent reduzieren. Diese Massnahme wäre 
bei einem Vergleich mit den entsprechenden Belastungen in 
den europäischen Ländern, die unsere Hauptkonkurrenten 
sind, durchaus berechtigt. Damit würden die Unternehmens­
gründungen und die Bildung von Risiko- und Eigenkapital er­
leichtert. Man würde einen echten Beitrag zur Stärkung des 
Wirtschaftsstandortes Schweiz leisten. 
Die Mehrheit der Kommission allerdings - mit Stichentscheid 
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des Präsidenten - beantragt Ihnen trotzdem, auf die Reduk­
tion der Emissionsabgaben bei den Aktien zu verzichten, und 
z:war aus haushaltspolitischen Ueberlegungen. Die Steuer­
ausfälle würden nämlich um weitere 160 Millionen Franken 
vergrössert, Ausfälle, die nicht kompensiert werden könnten. 
Man würde also bei der Revision den Bogen eindeutig über­
spannen. 
Nach den Anträgen der Kommissionsmehrheit ergäben sich 
auf der Basis von 1990 Ertragsausfälle von total rund 420 Mil­
lionen Franken. Für 1991 al!erdings schätzt man, dass die Aus­
fälle kleiner sind, nämlich nur etwa 360 Millionen Franken. Sie 
sehen auch daraus, wie die Stempelsteuererträge zurückge­
hen. Je länger' wir zuwarten, desto weniger Ausfälle gibt es; 
aber dann sind ganz bestimmt auch die Geschäfte weg. Diese 
Ausfälle sind angesichts der zu erwartenden Budgetdefizite 
und der düsteren Aussichten im Finanzplan nicht unbedenk-
lich. ' 
Trotzdem ist die Kommission mehrheitlich der Meinung, die 
Revision müsse vorgezogen und so schnell wie möglich reali­
siert werden. Wenn man zuwartet, wandern weitere Geschäfte 
ins Ausland ab. Dann fehlen die Steuererträge ohnehin, und 
z:war nicht nur diejenigen des Stempels, sondern auch die der 
direkten Steuern, weil zu befürchten ist, dass die Gewinne. der 
Unternehmen in der Schweiz zurückgehen werden. 
Umgekehrt ist zu erwarten, dass bei günstigeren Wettbe­
werbsbedingungen Gewinne und Erträge der Schweizer Ban­
ken und der Unternehmen steigen und dass mit den entspre­
chenden Ertragssteuern eine zumina:lest teilweise Kompensa­
tion erreicht werden kann. Diese Steuern kommen allerdings 
auch den Kantonen und Gemeinden zugute. 
Die Steuerausfälle, die durch die vorgeschlagene Revision 
des Stempelsteuergesetzes verursacht werden, veranlassten 
Kommissionsminderheiten zu folgenden Anträgen: Verzicht 
auf Steuerbefreiung bei Sitzverlegung und, Umstrukturierung, 
teilweise Kompensation der Ausfälle durch Wiedereinführung 

· einer Stempelabgabe von 2,5 Prozent auf Lebensvers!che-
rungsprämien und Erhöhung der Stempelabgaben auf Haft­
pflicht- und Fahrzeugkaskoversicherungen von 1,25 auf 
2,5 Prozent. 
Die Mehrerträge würden sich bei den Lebensversicherungen 
auf etwa 135 Millionen Franken, bei den anderen Versicherun­
gen aufetwa55 Millionen Franken belaufen. Sie finden die ent­
sprechenden Zahlen auf der Tabelle in Beilage 3 des Kommis­
sionsberichts. 
Obschon insbesondere eine Stempelsteuer auf den Lebens­
versicherungsprämien im Wettbewerb mit dem Banksparen 
eine gewisse Berechtigung hätte, lehnt die deutliche Mehrheit 
de_r Kommission eine Belastung bzw. Mehrbelastung der Ver­
sicherungsprämien ab, und z:war mit der Begründung, dass 
die Ablehnung des Finanzpaketes im Sommer dieses Jahres 
nicht zuletzt auf die Besteuerung der Lebensversicherungen 
zurückzuführen sei. Man wolle das Risiko einer Ablehnung der 
Gesetzesrevision nicht nochmals in Kauf nehmen. 
Der Bundesrat unterstützt in seinem Bericht vom 23. Septem­
ber 1991 die Kompensationsmöglichkeiten bei den Lebens­
versicherungen und auch bei den Haftpflicht- und Fahrzeug­
kaskoversicherungen. Die Ausfälle würden dann statt dieser 
420. Millionen Franken gemäss Anträgen der Kommission nur 
noch 175 Millionen Franken betragen. 
Namens der Kommission beantrage ich Ihnen, im Interesse 
des Finanzplatzes Schweiz auf die Vorlage einzutreten und 
den Anträgen der Mehrheit zuzustimmen. . 
Ich beantrage Ihnen insbesondere, die Nichteintretensan­
träge der grünen Fraktion und Leuenberger-Solothurn und 
selbstverständlich auch den Rückweisungsantrag Bqrel abzu­
lehnen. 
Zur Erläuterung der detaillierten, in der Kommission unbestrit­
tenen Anträge verweise ich auf den schriftlichen Kommis­
sionsbericht. Dieser stützt sich seinerseits auf die Botschaft 
des Bundesrates zur Neuordnung der Bundesfinanzen vom 
5. Juni 1989. 
Ich möchte der Steuerverwaltung und den Parlamentsdien­
sten, aber auch den Kommissionsmitgliedern für die speditive 
Mitarbeit in der vorberatenden Kommission danken und emp­
fehle Ihnen, auf die Vorlage einzutreten. 

M. Coutau, rapporteur: Mon intervention sera succincte pour 
deux raisons. Premierement, nous sommes dans un domaine 
traite regulierement, mais helas en vain, depuis une dizaine 
d'annees dans ce conseil. Nous nous etions largement mis 
d'accord dans le debat sur le paquet financier, l'an dernier en­
core, sur la necessite de plus en plus urgente de modifier la loi 
sur le timbre. Je rappellerai une fois de plus qu'il s'agit de re­
donner l.lne capacite concurrentielle a la place financiere 
suisse et, par consequent, de garrotter l'hemorragie des recet­
tes fiscales que la Suise ne peut plus prelever sur des opera­
tions qui lui echappent de plus en plus, parce qu'elles riese 
deroulent plus sur son territoire en raison d'un impöt discrimi­
natoire. L'objectif n'est donc quasiment pas conteste, meme 
·1e Conseil federal s'y rallie. 
Deuxiemement, nous sommes en procedure ecrite et vous 
disposez sur vos bancs de tous les documents necessaires. 
Vous connaissez notamment l'avis du Conseil federal qui vous 
,a ete remis mardi dernier. Je vous prie de VOUS referer a cet 
egard davantage au communique de presse qui a ete publie 
qu'au document lui-meme qui souffre de quelques differen­
ces, intervenues apres la seance du Conseil federal du 
23 septembre dernier. Vous, connaissez aussi en detail le re­
sultat des debats en commission, gräce au rapport ecrit du 
president. Enfin, les propositions d'amendement deposees 
sur vos bureaux laissent presager un debat au cours duquel 
d'autres precisions pourront encore etre fournies au fur et a 
mesure de son deroulement. 
Deux mots sur le fand: je me bornerai a rappeler que le texte­
propose aujourd'hui correspond, a trois differences pres, a ce­
lui qui avait ete adopte le 14 decembre 1990 par !'Assemblee 
federale. Entra'inee dans l'echec du paquet financier devant le 
peuple et les cantons le 2 juin dernier, cette revision de la loi 
sur le timbre-doit imperativement etre adoptee a nouveau, 
mais cette fois pour elleameme, afin d'entre.r en vigueur dans 
les plus brefs delais. 
En ce qui concerne les trois differences dont j'ai parle, la pre­
miere porte sur l'exoneration de l'emission des parts de fonds 
de placements, ces operations se deplagant da plus en plus 
vers la place financiere de Luxembourg .. La deuxieme modifi­
cation porte sur l'abandon de l'augmentation du droit en cas 
de restructuration et de transfert en Suisse du siege d'une so­
ciete anonyme domic;:iliee a l'etranger. La troisieme modifica­
tion, par rapport au texte de decembre dernier, porte sur le fait 
de ne pas soumettre les primes de l'assurance-vie au droit de 
timbre. 
La moins-value des recettes federales, au titre du droit de tim-

, tire, est evaluee, au total de ces modifications, a queique 
420 millfons de francs par an, par rapport aux recettes corres­
pondantes de 1990. Je n'en dirai pas davantage sur le fond 
pour l'instant. 
La procedure suivie merite en revanche un mot d'explication. 
Apres l'echec de juin 1991 et dans. les jours suivants, 
M. Feigenwinter, au Conseil national, et M. Dobler, au Conseil 
des Etats, ont depose une initiative individuelle. La commis­
sion du Conseil national, reunie en ao0t, a compris l'urgence 
de la situation et, par 13 voix contre 5, a decide de transformer 
cette initiative en initiative de la commission. II s'agissait ainsl 
de pouvoir traiter du fond lors de la presente session, de pren­
dre les decisions correspondantes et de permettre leur entree 
en vigueur dans un delai le plus rapproche possible. Une fois 
encore la rnatiere etait connue, le but inconteste et l'urgence 
de la revision chaque jour plus evidente. 
Une minorite de la commission s'est opposee a cette accelera­
tion de la procedure. Quand je dis «s'est opposee», c'est le 
moins qu'on puisse dire! Malgre la serenite du president, 
M. Nebiker, des tentatives de retarder l'examen de cette c1-ffaire 
se sont multipliees. II a memefallu que la commission aille sie­
ger jusqu'a Coire pour que cette minorite, qui se trouvait dans 
cette ville pour d'autres raisons, accepte qu'une seance soit 
tenue pour examiner la matiere, et non pas seulement la ques­
tion de procedure consistant a savoir s'il fallait donner suite a 
!'initiative. Ce n'est qu'a cette condition que la minorite a admis 
de participer a la seance. De la a parler de tentative d'obstruc­
tion, il n'y a vraiment qu'un pasl 
Les arguments de la minorite portent essentiellement sur la 

" 
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perte de recettes que Ja revision provoquerait aure depens .des 
finances de Ja Confecjeration. Nous traiterons l!lterieurement 

• des propositions de detail, destinees les unes a renforcer en­
core Ja capacite de concurrence de Ja place financiere suisse 
et Ies autres a limiter les pertes de recettes par des mesures 
compensatoires qui seraient prises dans Ie cadre meme de Ja 
loi sur les droits de timbre. Mais, de l'avis de Ja majorite, il est 
urgent de jugular l'hemorragie des recettes en provenance 
des droits de timbre, non pas en majorant ces droits ou en y 
assujettissant de nouveaux services, mais, tout au contraire, 
en rendant ces prelevements fiscaux plus comparables a ceux 
des places financieres concurrentes. Des lors, les operations 
frappees du timbre pourraient enfin cesser leur emigration 
vers des cieux fiscalement plus clements. 
II est vrai - nous devons Je reconna1tre - que Ja situation gene­
r'ale des finances de Ia Confederation ne se.presente pas au­
jourd'hui SOUS un jour favorable. II eQt ete preferable de proce­
der, il y a plusieurs annees, a ces modifications, au moment 
meme ou Ja situation financiere de Ja Confederation l'aurait 
permis plus facilement.11 peut effectivement paraitre contesta­
ble d'alleger certains aspects de la fiscalite sans prevoir des 
compensations equivalentes. Mais il taut bien se rendre 
compte de deux choses: la premiere, c'est que si rien n'inter­
vient dans de brefs delais par rapport a la situation actuelle, les 
pertes de recettes se poursuivront. Nous en sornm.es deja a 
quelque 200 millions de francs de difference negative entre 
1990 et 1991. Notre inertie aboutirait bientöt a ce que toute 
compensation due a une revision trop tardive devienne sans 
objet, car il n'y aurait plus, entre-temps, de recettes a compen­
ser. J'ajouterais que Ies cantons sont egalement interesses 
aux recettes qui proviennent de ces operations, car alles per­
mettent a Ia place financiere d'apporter des revenus sous 
forme d'impöts directs pour Ies cantons, pour les communes, 
comme pour la Confederation. 
Le deuxieme element qu'il taut prendre .en compte, c'est que, 
en voulant chercher des recettes compensatoires au sein d'un 
impöt que nos concurrents ne pratiquent pas ou sont en train 
de demanteler, l'on imposerait une perte de competitivite 
suisse supplementaire a une branche au profit d'une autre 
branche. Certains aimeraient bien susciter ces affrontements 
d'interets au sein meme de l'economie suisse. La majorite de 
Ja commission ne 1.e souhaite, quant a eile, pas du tout. 
Enfin, un nouveau regime desfinancesfederales c;lott entrer .en 
vigueur d'ici 1995. C'est dans ce cadre que l'ensemble des re­
cettes de la Confederation doit etre debattu. D'ici lä, des ope­
rations flnancieres soumises au timbre doivent cesser de quit­
ter notre pays pour trouver des refuges accueillants et re­
connaissants a l'etranger. C'est pourquoi Ja commission vous 
propose d'entrer en matiere, d'approuver les propositions de 
sa majorite et de rejeter les propositions de non-entree en ma­
tiere. 
Au terme de ce rapport, je peux preciser que le groupe liberal 
se rallie a nos conclusions et que, par souci d'eviter redites et 
pertes de temps, il n'interviendra pas davantage dans ce de­
biit. Mais s'il etait intervenu, Je groupe liberal l'auraitfait en des 
termes sensiblement plus vifs que ceux ql!e la bienseance im­
pose a u-n rapporteur de commission. II aurait stigrnatise vi­
goureusement le retard acharne ql!e certains ont impose a ce 
dossier pendant pres de dix ans, et il ,aurait confirme que cette 
loi devrait connaitre encore d'autres modifications, sinon une 
abrogation pure et simple, pour renore de sa capacite. de 
concurrence a cette source importante de Ja fiscalite federale 
et cantonale que represente Ja place financiere de notre pays. 

Hafner Ruclolf: Im Narnen der grünen Frl:!,ktion begründe ich 
unseren Antrag auf Nichteintreten; ein Nichteintretensantrag 
wurde übrigens auch von SP-Seite her gestellt. 

· Nachdem in der Volksabstimmung vom 2. Juni dieses Jahres 
das gesamte Paket der Finanzreform b.ichab geschickt 
wurde, ist es besonders nötig, zu den Finanzen dßs Bundes 
Sorge zu tragen und vor allem keine Beschlüs~e. die grössere 
Konsequenzen haben können, überst0rztzu verabschieden. 
Eine Zustimmung zur Vorlage, wie sie die Mehrheit der Kom­
mission vorschlägt, würde einen Ertragsausfall von rund 
420 Millionen Franken jährlich bedeuten. Es käme einem Rie-

sengeschenk an die Banken und an die Bankkunden gleich, 
wenn man einem derartigen Vorgehen zustimmen würde. 
Nun das Ganze vor dem Horizont einer düsteren Finanzper­
spektive: Gemäss den Aussagen des Bundesrates ist damit zu 
rechnen, dass bereits für nächstes Jahr ein Defizit von rund 
zwei Milliarden Franken budgetiert werden muss. Wenn man 
das anschaut, muss man sich sagen: Ein Geschenk in der 
Grössenordnung von 420 Millionen Franken wäre eine nicht 
verantwortbare Finanzpolitik. Das ist übrigens eine Aussage, 
die mit der Aussage von Herrn Bundesrat Stich übereinstimmt. 
Herr Bundesrat Stich, ich weiss mich wieder einmal auf dersel­
ben Linie, die Sie vertreten. Wir stellen hier die Frage: Wo sind 
sie, die bürgerlichen, staatstragenden Parteien? Wo sind sie, 
wenn es darum geht, einen tragfähigen, gesunden Finanz. 
haushalt zu gewährleisten? 
Wir sind der Auffassung, dass es so nicht geht. Es gibt das 
Wort: «An ihren Taten werdet Ihr sie erkennen.» Man kann 
ni.cht jahrelang immer sagen, man sei für einen gesunden Fi­
nanzhaushalt, und dann, wenn man Ausfälle von 420 Millio­
nen Franken vorsieht, nicht einmal ein Wort von Kompensa­
tion sagen, nicht einmal eine Andeutung machen, wo man 
diese 420 Millionen Fral']ken wieder einbringen könnte. So et­
was ist nicht vertretbar. 
Jedenfalls würde es bürgerliche Machtpolitik darstellen, wenn 
man einfach sagte: Wrr sprechen nicht mit der Kommissions­
minderheit, sondern ziehen das Geschäft einfach mit der 
Dampfwalze durch. 
Solange man eine Antwort auf die Frage der Kompensationen 
schuldig bleibt, ist zu vermuten, dass der kleine Steuerzahler 
zu dieser Frage gar nicht Stellung nehmen kann, sondern 
dass ein Teil dieser grosszügigen Geschenke letztlich von den 
aUgemeineo Steuerzahlern getragen werden muss. 
Würden wir die Vorlage heute abschliessend beraten, dann 
würden wir nicht einmal die konkreten Massnahmen, die der 
Bundesrat in Aussicht gestellt hat, kennen. Heute lässt sich in­
dessen der düstere Finanzhorizont nicht verschweigen. 
Ne~t einem Budgetdefizit für das nächste Jahr müssen laut 
Bundesrat ein weiteres Ansteigen der Fehlbeträge sowie eine 
Zunahme der Staatsquote - was von bürgerlicher Seite aµch 
immer abgelehnt wurde - befürchtet werden. Ohne Gegen­
massnahmen würden sich die externen Schulden des Bundes 
wie auch der .Fehlbetrag in der Bilanz innerhalb von nur fünf 
Jahren verdoppeln. · 
Dabei ist übrigens in der Oeffentlichkeit weitgehend noch der 
Sachverhalt unbekannt, dass wir bereits jetzt über eine Milli­
arde an Schuldzinsen bezahlen müssen. 
Der Raubzug auf die Bundeskasse kann aufgrund dieser Ar­
gumente als nicht verantwortbar bezeichnet werden, und der 
Bundesrat schreibt zu Recht - entsprechende Massnahmen 
werden noch unterbreitet werden - von einer «Sanierung des 
Finanzhaushalts». Massnahmen sind bereits für den Beginn 
der neuen Legislatur vorgesehen. · 
Wenn Sie der Vorlage, wie sie heute die Mehrheit präsentiert, 
zustimmen, so stecken Sie in dieser Frage den Kopf in den 
Sand und entscheiden ohne Kenntnisse der entscheidenden 
Aspekte. Falls Sie trotz der deutlichen Haltung des Bundesra­
tes und der Problematik eines «Finanzlochs» Eintreten be­
schliessen, so werden wir, das heisst die grüne Fraktion, in 
den einzelnen Punkten der Vorlage Widerstand leisten. Die 
grüne Fraktion - ich kann in dem Sinne schon die Fraktions­
meinung vertreten - wird in allen Punkten mit der Kommis­
sionsminderheit stimmen und den Geldgeschenken Einhalt 
gebieten - mit einer Ausnahme: Den Antrag der Minderheit 
Feigenwinter, die auch bei den Beteiligungsrechten noch Ge­
schenke zusätzlich verabreichen will, werden wir ablehnen. 
Zumindest beim Freisinn kann die Frage der Kompensationen 
nicht umgangen werden. Es liegt immerhin ein Antr1;1g Salvioni 
vor, der diesen Punkt zu Recht aufgreift. Dieser Antrag Salvioni 
wird von uns unterstützt. Wir sind schon heute gespannt dar­
auf, wo die bürgerliche Mehrheit dann in Zu!(unft Abstriche 
machen möchte, wenn die Mehrheit angenommen würde: Ist 
die Meinung, dass man beim Militär spart? Bisher hatte es von 
seiten der Bürgerlichen nicht so getönt. Will man bei den Sozi­
alhilfen sparen, wo schlussendlich wieder das breite Volk be­
troffen wäre? 
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Die Kon;tmissionsminderheit- das wird auch vonseiten der SP 
best~tigt wt'lrden - war durchaus zu einer einvernehmlichen 
Lösung bereit. Wenn es aber so abläuft, wie es beim bereits 
diskutierten Ordnungsantrag - Hinausschieben auf die näch­
ste Session -vertreten wurde, müsste man von einer Methode 
der Dampfwalzeopolitik oder der Machtpolitik sprechen; dies 
können wir selbstverständlich nicht vertreten. 
Die grüne Fraktion bittet Sie, für Nichteintreten zu stimmen, 
und ich möchte Sie auffolgendes aufmerksam machen: Es 
wird damit argumentiert, dass sich nicht viel ändert, wenn man 
dem Paket zustimmt, weil man sagt: Dann werden einfach die 
Gewinne der Banken grösser, und es werden dort mehr 
Steuern anfallen. Immerhin ist von selten der Schweizerischen 
Bankiervereinigung ein zweieinhalbseitiger Brief eingettoffen. 
Wenn es so wäre, dass sich für den gesamten Finanzhaushalt 
kaum etwas ändern würde, dann würde die Bankiervereini­
gung nicht einen zweieinhalbseitigen Brief an sämtliche Mit­
glieder des Rates senden. 

M. Borel: Jamais un projet d'initiative n'a ete traite aussi rapi­
dement par les Chambres. II est vrai qua les choses sont ur­
gentes, la maison brule. La semaine derniere, nous avons eu 
des informations de la part du Credit suisse. Au cours du pre­
mier semestre de 1990, son benefice a ete legerement supe­
rieur a celui de l'annee derniere. En effet, il faut lire les com­
mentaires pour apprendre qua le deuxieme semestre sera 
probablement un peu moins bon et qua le benefice de 1991 ne 
representera peut-etre pas exactement le double de celui de, 
1990.11 faut donc se qepecher d'aider ce secteur en grave diffi-
culte economique. . 
Le groupe socialiste admet la necessite de reviser un certain 
nombre de points du droit de timbre, mais il n'est pas d'accord 
sur la maniere et la häte avec lesquelles las choses sont trai­
tees. Nous ne sommes pas d'accord, ne serait-ce que pour 
eviter qua le citöyen dise une fois de plus: «De taute maniere, a 
Berne, ils font comme ils veulent». Electeurs, electrices, ,:iue 
pensez-vous d'un Parlement qui, gräce a sa majorite de dfoite, 
revient deja en septembre vous proposer de modifier ce droit 
de timbre, alors qua vous l'aviez refuse au mois de juin, a l'oc­
casion d'une votation populaire? II ne faudra qu'un seul ete 
pour que le Parlament, non seulement accepte a nouveau, 
avec sa majorite de droite, las cadeaux fiscaux qua vous avez 
refuses aux banques, mais surencherisse et propose encore 
des cadeaux supplementaires. 
Le groupe socialiste n'est pas n.on plus d'accord de vider las 
caisses de l'Etat sans souc'i de compensation. Bien s0r, nous 
sommes d'accord de depenser. Tout a l'heure, si vous suivez 
une proposition d'une commission unanime de votre conseil, 
VOUS voterez plus de 2 milliards de credits a la recherche, des­
tines a stimuler notre economie. La, tout le monde est d'ac­
'cord. Mais nous, socialistes, n'admettons pas qua le meme 
jour on renonce a des centaines de millions de recettes sans 
compensation. Nous voulons un projet equilibre. 
Lors des premiers debats concernant cette modlfication du 
droitdetimbre, beaucoup de personnes ont insiste en affirmant 
qu'il ne s'agit pas d'offrir des cadeaux aux banques, mais d'ai­
der leurs clients. Par consequent, ceux qui recevraient des ca­
deaux seraient eventuellement les clients, mais en tout cas pas 
las banques. Ensuite, dans le cadre des discussions actuelles, 
c'est M. Auer qui, le premier, a mis les pieds dans le plat en di­
sant: «Mais, il y aura quand meme des beneficessuppiementai­
res dans ies banques. II faudrait les mentionner». En commis­
sion, il y a d'abord eu un silence gene, et on a indique que cette 
information serait mise pour memoire, en blanc, caron rie peut 
pas estimer ces recettes supplementaires. Et oui! peut-etre y 
aura-t-il un leger benefice supplementaire. Si tel est le cas, cela 
proviendra bien de la ristourne importante qui a ete consentie 
auparavant. Bon! on fait un gros cadeau aux banques et on es­
pere recuperer la mon·naie! 
La seance de la commission s'est deroulee un peu comme la 
Saint-Nicoias. Quelques biscuits a distribuer avaient ete refu­
ses par ie peµpie au mois de juin. Premiere decision, on va les 
redistribuer. Ensuite, pendant qu'on y etait, Saint-Nicolas Fei­
genwinter est venu pour en proposer beaucoup d'autres. Le 
Pere Fouettard Blocher etait la pour gronder le Conseil federai 

chaque fois que celui-ci s'inquietait pour l'avenir de la Caisse 
federale. Eton a distribue des biscuits supplementaires aux 
banques, aux societes qui auraient l'intention de transferer 
teur siege daris le canton de Zoug, aux grosses societes qui 
avaleront las petites. Marne le pauvre M. Coutau -qui s'est dit: 
«tant qu'a faire, pourquoi pas un petit biscuit pour les ban­
quiers genevois« - est venu. Le na'if! II ne s'agiss1;1it pas du Tri­
angle d'or. II aurait peut-etre eu ma voix, car j'etais tente, par 
commiseration, de soutenir las banques genevoises pour qua 
M. Coutau ne se sente pas tout seul. Non, quand meme! Et 
dans les banques solides, celles qui se trouvent a Zurich, a 
Bäle? Las banquiers genevois, eux, attendront la Saint-Nico­
las de l'annee prochainel 
J'en reviens encore a comparer la fa9on de traiter deux dos­
siers. Dans la 10e revision de l'AVS, il s'agit'entre autres d'ac­
corder une augmentation de la rente de maximum 96 francs 
par mois pour nos retraites. Le PDC Schönenberger, presi­
dent de la commission du Conseil des Etats, a ouvert son 
agenda en mars, il y a 18 mois, en disant: «Mesdames, Mes­
sieurs, voyons quand nous pourrons sieger pour la premiere 

, fois». On a constate qu'il fallait attendre le mois d'octobre, soit 
des mois et des mois poUJ examiner la question. Venons-en 
malntenant a ce cadeau de centaines de millions aux banques 
ou, si vous preferez, aux clients des banques. Le PDC Kündig, 
president de la commission, va, tout a l'heure, ouvrir son 
agenda et dire: «Mesdames, Messieurs, depeche~-vous, car 
mercredi nous traitons l'objet devant le Conseil des Etats. II 
taut que tout ceia soit boucie vendredi.» Je ne doute pas qua 
ce cadeau aux millionnaires soit accorde en trois jours, alors 
que te meme Conseil des Etatsaura mis des mois pour sleger 
pour une ·prei:niere fois, afin :d'offrir quelques dizaines de 
francs a nos retraites AVS. 
Non, nous ne sommes pas pour vider las caisses sans com­
pensation. Nous sommes pour un projet equilibre, reexamine 
dans le detail, la ou ~I faut, dans le moyen terme, corrlger pour 
que certains marches du secteur bancaire n'echappent pas 
aux activites des banques suisses, mais en meme temps trou­
ver, dans le meme secteur, des compensations fiscales. Si, 
comme nous l'imaginons, le debat en plenum va se derouler 
de la meme maniere qu'en commission, c'est-a-dire qu'on 
voudra absolument häter les choses, forcer le rythme, nous 
commencerons parvoter la non-entree en matiere, etsuivrons 
clone la proposition Hafner. Mais ehsuite, hous manifesterons 
notre accord en vue de dlscuter sur un projet equllibre, mais 
non surle renoncement a une ressource fiscale sans compen­
sation, en votant encore la proposition de renvoi et je ne doute 
pas - parce qua voutez faire du travail serieux- qua vous vous 
y rallierezapres cette discussion d'entree en matiere. 

Leuenberger-Solothurn: Wir Sozialdemokraten haben stets 
eine finanz- und fiskalpolitische Gesamtbetrachtung gefordert 
- wohlverstanden, Herr Stocher: Gesamtbetrachtung, nicht 
Paket! Nach dem 2. Juni 1991 bietet sich eine Gesamtschau in 
der Fiskal-_und Finanzpolitik etwa so dar: · 
1. Im Bundeshaushalt zeichnen sich wachsende Defizite ab, 
und zwar für !ängere Zeit. Es ist die Rede von 2 Milliarden im 
Jahre 1992. 
2. Am rechten Rand - vorläufig noch am äussersten rechten 
Rand - des politischen Spektrums gibt es lebhafte Bestrebun­
gen zur Abschaffung der direkten Bundessteuer. Die Liberalen 
und der Gewerbeverband liebä,ugein damit. Die Gewerbepoli­
tiker hier im Haus möchten doch.bitte endlich Farbe beken­
nen, wie sie diesen Staat, der ihnen laufend grössere Bauauf­
träge vergeben soll, finanzieren wollen! Die Herren vom Ge­
werbe aber schweigen. Aucti Herr Blocher, der sonst immer 
mit der ideologischen Stallaterne unterwegs. ist, um diesen 
oder jenen heimzuleuchten - den Bundessteuer-Abschaffern 
hat er bisher weder geleuchtet noch etwas ins Stammbuch ge­
schrieben. Wir warten; Herr Blocher! 
3. Die Exportwirtschaft ruft vor allem seit der Abstimmung vom 
2. Juni nach der Abschaffung der Taxe occulte - im Augen­
blick der Abstimmung hat man diesen Abschaffungswunsch 
offenbar vorübergehend vergessen-.:; auch aus diesen Krei­
sen hier ist nichts, aber auch gar nichts darüber zu hören, wie 
der Ausfall finanziert werden könnte .. 
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4. Verschiedene Regierungsmitglieder träumen in Tag- und 
Individualträumen von Lenkungsabgaben, die gemeinsame 
Vorstellung aber fehlt ganz offensichtlich immer noch. Das ist 
schade. Die Lage ist klar: Defizite drohen. Was täte in einer 
solchen Situation eine kluge Hausmutter, ein kluger Haus­
vater?· 
Es gibt 'im Prinzip drei Möglichkeiten: Zum ersten gäbe es das 
Nachdenken über neue Einnahmequellen; mehrheitsfähige 
Konzepte fehlen hier, und in der Regierung werden vorläufig 
blass Einzelträume gepflegt. 
Zweitens wären Sparübungen denkbar; ernsthaft' sind auf die­
sem Feld bisher die SP und links-grüne Kreise in Erscheinung 
getreten. Wir haben Ihnen immer und immer wieder aufge­
zeigt, dass bei Militärausgaben und beim Strassenbau ge­
spartwerden könnte. Die Mehrheit dieses Hauses hat nicht zu­
gestirnmt; vor einem Jahr haben Sie sogar noch «durchge­
stiert», dass die Strassenbauausgaben erhöht worden sind. 
Wir vermuten, meine Damen und Herren von den bürgerlichen 
Parteien, dass Sie schon sparen möchten, aber Sie werden 
das erst nach den Wahlen sagen. Vorher schweigen Sie in al­
len Tonlagen. Ich möchte den Landwirtschaftsvertretern der 
Parteien FDP, CVP und SVP sagen, sie möchten doch intern 
bei den Ct,efideologen einmal nachfragen, wie das mit dem 
Sparen eigentlich so aussehe. 
Es gibt drittens theoretisch den Weg, dass man zugleich Ein­
nahmen erhöht und spart. Diesen Weg wird vermutlich der 
Bundesrat beschreiten. Wir kennen aber seine Vorstellung 
noch nicht, und ich wiederhole hier: Es wäre ein Gebot parla­
mentarischen Anstandes gewesen, mit dieser Vorlage zuzu­
warten, bis der Bundesrat uns im Sinne einer Gesamtschau 
seine Vorstellungen vorgestellt hätte. · 
Ich habe Ihnen also drei Möglichkeiten skizziert. Sie aber sind 
viel klüger; Sie haben eine vierte, toporiginelle Möglichkeit ent­
deckt, in dieser Situation Finanz- und Fiskalpolitik zu betrei­
ben: Sie wollen in -dieser Situation - in der wir auf Defizite zu­
schlittern - Einnahmen abbauen. Ganz originell, Gratulation 
dazu: das ist noch niemandem in den Sinn gekommen, der als 
Finanz- oder Fiskalpolitiker ernst genommen werden wollte! 
Sie wollen heute Einnahmen bei der Stempelsteuer abbauen. 
Sie wollen morgen Einnahmen bei der Taxe occulte abbauen. 
Sie wollen übermorgen offenbar die direkte Bundessteuer eli­
minieren. Kluge Hausmütter und Hausväter landauf und 
landab schütteln über solches Gebaren blass noch staunend 
ihr~Häupter. · . 
Einige werden uns nun den Vorwurf machen wollen, wir als 
Sozialdemokraten redeten hier, als ob wir allesamt Finanzmi­
nister wären, und uns triebe bloss die Sorge um die Bundes­
kasse. Wir überlassen die Sorge um die Bundeskasse Bun­
desrat Stich. Sie ist dort gut aufgehoben. Wir schauen nämlich 
ein bisschen weiter. Wir waren immer der Meinung, die Haupt­
aufgabe des Staates sei nicht, eine Kasse zu führen, sondern· 
die Hauptaufgabe dieser Schweizerischen Eidgenossen­
schaft ist und bleibt die Sorge um die Wohlfahrt ihrer Bürgerin­
nen und Bürger. Es ist ein Sozialstaat, den wir anstreben, und 
ein Sozialstaat lässt sich mit leeren Kassen nicht finanzieren. 
Demnach bedeutet jeder Einnahmeverzicht bei steigenden 
Haushaftdefiziten schlicht und einfach massiven Sparzwang, 
wobei Sparen an sich gut ist. 
Was Sie von der bürgerlichen Mehrheit aber hier unter Sparen 
verstehen, haben Sie uns bei der letzten Finanzkrise in den 
mittleren siebziger Jahren vorexerziert. Sie sind damals hinge­
gangen und haben die Beiträge. des Bundes an die Kranken­
kassen massiv gekürzt. Sie haben damals ein Rezept ange­
wandt, das wir kennen und das uns mit Sorgen und Schrecken 
erfüllt. Sie haben ins soziale Netz geschnitten, und wir trauen 
Ihnen zu, dass Sie das auch nach Ihrem zu erwartenden fulmi­
nanten Wahlsieg vom 20. Oktober erneut tun werden. · 
Sie haben vom Sozialbereich·in andere Bereiche umverteilt. 
Sie haben massiv Lasten verteilt: Indem Sie einer Sozialversi­
cherung, die sich·über Kopfprämien finanziert, Beiträge in Mil­
liardenhöhe weggenommen haben, haben Sie diese Lasten 
schematisch auf die Versicherten verteilt, und das hat, meine 
Damen und Herren von der CVP, einkommensschwache Fa­
milien mit Kindern, Rentnerinnen und Rentner massiv getrof­
fen. Sie haben nämlich die massive Prämienexplosion im 

Krankenversicherungswesen mit Ihrer damaligen Uebung ein-
geleitet. . 
Es gibt keine Anzeichen dafür, dass Sie diese Uebung nach 
dem 20. Oktober nicht wiederholen. Jedenfalls höre ich seit 
dem 2. Juni Tag una Nacht .nichts. Sie schweigen in allen Lan­
dessprachen - ausser eben, dass Sie oder Ihre Flügelleute 
rechts aussen sich mit originellen Vorschlägen zur Reduktion 
auf der Einnahmenseite übertreffen. 
Dabei muss es in der Schweiz gar nicht so übel sein. Da hat 
doch ein industrieller aus dem Bündnerland, der als SVP-Ver­
treter hier im Rat sitzt, in Zuchwil (Solothurn) vor industriellen 
ausgeführt, in der Schweiz sei es gar nicht so schlecht für Un­
ternehmer: Zum einen habe man im Eurovergleich relativ nied­
rige Steuern. Das stimmt, Herr Blocher. Zum anderen habe 
man im Eurovergleich eine relativ niedrige Staatsquote. Das 
stimmt, Herr Blocher. Zum dritten habe man in der Schweiz 
gesprächsbereite Gewerkschaften. Das stimmt auch, Herr 
Blocher. Dem ist nichts beizufügen. 
Sie werden volkswirtschaftlich argumentieren und den Beweis 
führen, dass diese Stempelsteuer volkswirtschaftlich nicht gut 
sei. Sie werden uns ein vielfarbiges Bild zeichnen, in dem die 
Banken, Versicherungen und andere Grossunternehmungen 
als Hennen dargestellt werden, die goldene Eier legen, und 
Sie werden uns sagen, es gelte nun mit aller Kraft, diese gol­
dene Eier legenden Hennen bei Laune zu halten, sie gut zu füt­
tern, ansonsten kämen diese armen Viecher umgehend in die 
Mauser, und mit dem Eierlegen sei es dann bekanntlich aus. 

· FallsJtmen dieses Bild nicht gefällt oder nicht einfällt, werden 
Sie behaupten, diese Hennen trügen sich mit der Absicht, ihre 
goldenen Eier inskünftig im Ausland zu legen, nämlich beim 
Nachbarn. 
Wir bestreiten mit keinem Wort, dass in diesem lande einige 
stempelsteuerbelastete Geschäfte starker Auslandkonkur­
renz ausgesetzt sind. Dass wir darum wissen und auch bereit 
sind, Abhilfe zu schaffen, haben wir bei der Beratung des Fi­
nanzpakets im Vorfeld des 2. Juni bewiesen. Unsere Wähler­
schaft hat das - wissenschaftlichen Forschungen zufolge -
tapfer und treu mitgetragen, was man von Ihrer Klientel im bür­
gerlichen Lager nicht durchwegs behaupten kann. Hierhin 
käme auch ein Satz an Herrn Coutau, der die Verspätungen 
hat stigmatisieren wollen. Er hätte es in der Hand gehabt, dass 
se,ine Kreise am 2. Juni zugestimmt hätten, und er hätte heute 
seine Stempelrevision, ohne dass wir uns heute abend hier 
duellieren müssten. 
Ich bitte Sie ohnehin, uns nicht etwa Wirtschaftsfeindlichkeit 
vorzuwerfen. Ich erinnere daran, dass gerade in dieser Kom­
mission von sozialdemokratischer Seite Leute tätig sind, die in 
jahrelanger Arbeit in Unternehmungen und beispielsweise in 
Kantonen bewiesen haben, dass sie sehr grosses Verständnis 
für Wirtschaftsförderung haben, dass sie auch finanzpolitisch 
den Unternehmungen sehr weit entgegengekommen sind. 
Ich darf daran erinnern, dass es beispielsweise Sozialdemo-

, kraten aus dem Neuenburgischen und Solothurnischen gibt, 
die in ihren Kantonen mit der Wirtschaftsförderung sehr weit 
gegangen sind. Wären dort die Liberalen so vorlaut wie hier, 

, würden sie gelegentlich den Finger aufheben und sagen, es 
sei doch des Guten ein bisschen viel. 
Unser Verhalten vor dem 2. Juni müsste Ihnen klar zeigen, 
dass wir bereit waren, beispielsweise der Aufhebung der Taxe 
occulte zuzustimmen und diese zu ersetzen durch eine Erhö­
hung der Konsumsteuer, der Mehrwertsteuer. Wir haben da­
mals einer angemessenen Stempelsteuerrevision zuge­
stimmt. Sie haben -das will ich dankbar anerkennen -damals 
Hand geboten dazu, dass man in die direkte Bundessteuer als 
Kompensation die Proportionalbesteuerung der Unterneh­
mungen einführt. Es hat nicht sein sollen. 
Ich habe von den befürchteten Schnitten ins soziale Netz ge­
sprochen. Ich will klipp und klar wiederholen, dass wir Ihnen 
solche Schnitte zutrauen und dass Sie sich langsam damit be­
freunden müssen, was das bedeuten kann. Sozialabbau 
schafft Unzufriedenheit, soziale Unruhe. Diese Tendenz wird 
heute verstärkt durch Rezessionsängste, ja, Existenzängste 
angesichts zunehmender Arbeitslosenzahlen, angesichts der 
hohen Teuerung, die nach dem Willen einiger Ihrer bürgerli­
chen Exponenten nicht mehr voll ausgeglichen werden soll. 
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Unmut kommt auf über hohe Mieten, über fehlende Wohnun­
gen, über steigande Preise, und dieser Unmut schafft sich 
Luft. Ich nenne Ihnen ein schreckliches Stichwort: Ausländer-
feindlichkeit, Fremdenfeindlichkeit. · · 
Wer heute durch Steuergeschenke an Reiche die Haushaltde­
fizite vergrössem hilft, nimmt neue Schnitte im sozialen Netz in 
Kauf und schafft damit den Nährboden für soziale Unrast bis 
hin zu fremdenfeindlichen Exzessen -und dies im eidgenössi­
schen Jubiläumsjahr. Ich habe den Eindruck, Sie wollen - eu­
ropapolitisch gesehen - die Deregulierung unter öen Bedin­
gungen des Alleingangs am Beispiel Stempelabgabe auspro­
bieren. Wohlan, wir sehen uns bei Philippi wieder, wenn Sie 
das tun wollen! 
Tun Sie heute bitte etwas Tapferes, sagen Sie nein zu einer Fis­
kalpolitik im Subito-Verfahrenl Lassen Sie uns die buncfesrätli­
chen Vorschläge abwarten, die eine Gesamtschau erlauben. 
Dann werden wir bereit sein, uns mit Ihnen an einen Tisch zu 
setzen und Lösungen zu suchen, die volkswirtschaftlich hilf­
reich, aber auch sozial verträglich sind. Hüten Sie sich vor 
Steuergeschenken an Reiche; bedenken Sie die kürzlich pu­
blizierten Supergewinne von Banken; bedenken Sie, dass 
h1:1ute weite Kreise der Arbeitnehmerschaft von Kaufkraftverlu­
sten bedroht sind, weil öffentliche uncl private Arbeitgeber den 
Teuerungsausgleich schmälern oder kappen wollen. 
Namens der SP-Fraktion beantrage ich Ihnen Nichteintreten, 
allenfalls Rücl<Weisung der Vorlage. 

Stucky: Ich werde Ihnen den Standpunkt der FDP-Fraktion in 
neun Feststellungen und sechs Konklusionen umreissen. 
Erste Feststellung: Bei der Revision des Stempelgesetzes 
handelt es sich nicht um ein unsoziales Steuergeschenk an 
Reiche oder Banken, wie das Kollege Leuenberger-Solothurn 
soeben in seiner Wahlrede behauptet hat. Die Reichen sind 
schon längst mit ihren Gesctiäften ausgewandert oder sind im 
Zuge, ihre Geschäfte ins Ausland zu verleger:i, genauso wie 
die Institutionellen. Sehen Sie, eine gute Kundenbetreuuqg er­
halten Sie heute auch im Ausland, nicht zuletzt durch die Filia­
len der Schweizer Banken. Die Reichen und Institutionellen 
werden folglich nicht davon betroffen. 
Zweite Feststellung: Die Stempelsteuer ist aber auch keine 
Bankensteuer, wie das immer wieder behauptet wird; denn die 
Banken belasten diese Steuer ihren Kunden, die gerade des­
wegen ins Ausland ausweichen; die Banken müssen dann 
wiederum ihren Kunden folgen. Verlier~r sind einmal pie klei­
neren Bankinstitute, die regionalen beispielsweise, die nicht 
ausweichen können, sowie die Kleinanleger. Ein typisches 
Beispiel für den «kleinen Mann», der sein Geld in einen Anlage­
fonds investieren möchte: Von zehn Fonds, die heute eröffnet 
werden, wird noch knapp einer in der Schweiz aufgelegt. Dem 
Kleinen wird also nicht nur die Steuer zugemutet, sondern er 
hat auch keine Auswahl mehr. , 
Dritte Feststellung: Alle Zahlen über die Steuerausfälle sind 
mit .grösstem Vorbehalt zu geniessen. Nur eines ist sicher: Die 
Ausfälle gehen markant zurück, weil die Einnahmen auch mar­
kant zurückgehen. Das seher:i Sie aus der Stellungnahme des 
Bundesrats, die uns kürzlich zu diesem Geschäft zugestellt 
wurde. Er rechnet auf Basis 1987 noch mit Ausfällen von 
295 Millionen Franken; das gleiche Paket ergäbe 1991 nur 
noch 11 0 Millionen Franken an Ausfällen. Das zeigt, dass die 
neuralgischen Geschäfte bereits abgewandert sind. Das glei­
che Bild wiederholt sich bei 1den Einnahmen: Anlagefonds er­
zielten vor vier Jahren noch 100 Millionen Franken Steuerein~ 
nahmen, jetzt noch 50 Millionen Franken. 
Vierte Feststellung: Sie können als sicher annehmen, dass wir 

· gewisse Mehreinnahmen erzielen werden. Zum Beispiel ha-
ben wir noch immer keinen Markttür ausländische Geldmarkt­
papiere in der Schweiz. Wenn wir dieses Gesetz revidieren, 
wird sich auch hier ein Markt mit entsprechenden Mehrerträ­
gen bei den direkten Steuern der Banken, aber auch ihrer An­
gestellten einspielen. Warum muss eigentlich das Personal 
ins Ausland transferiert werden, wenn es hier beschäftigt wer• 
den könnte? 
Fünfte Feststellung: Werkplatz und Finanzplatz Schweiz las­
sen sich nicht trennen. Nur beide zusammen ergeben eine 
tragfähige volkswirtschaftliche Basis. Wer das nicht glaubt, 

soll einmal nach Südamerika zum Anschauungsunterricht rei­
sen. 
Sechste Feststellung: Der Finanzplatz Schweiz bietet ein be­
deutendes Potential an Arbeitsplätzen. Ich habe vorhin auf 
den Geldmarkt hingewiesen, aber es gibt noch eine Reihe von 
Sparten, die transferiert worden sind, wo zum Teil ein Rück­
transfer möglich wäre. Heute wird Bankpersonal nicht mehr 
gesucht; in Grossbanken werden Personalsperren ausge­
sprochen; bei Entlassungen haben die Entlassenen, sogac 
Spezialisten, Mühe, eine neue Stelle zu finden .. 
Siebente Feststellung: Diese Vorlage war in--der Volksabstim­
mung vom 2. Juni nicht umstritten, sondern wur~e allgemein­
vorhin sogar von meinem Kollegen Leuenberger-Solothurn -
als dringlich anerkannt. Ich wundere mich darüber, dass das, 
was als richtig und dringlich anerkannt worden ist, jetzt plötz­
lich nicht mehr gilt. Wenn es schon brennt: Kommt es denn 
darauf an, ob eine vo·rlage im September - also sofort - oder 
erst im Dezef'llber behandelt wird? Weiss die SP nicht mehr, 
was sie gestern als richtig anerkannt hat? 
Achte Feststellung: Natürlich stimmt der Steuerausfall die FDP 
auch bedenklich, besonders in der augenblicklichen Situation 
- auch wenn wir wissen, dass dieser Ausfall immer kleiner 
wird. Aber wir müssen klar anerkennen, dass eine Paketlö­
sung am 2. Juni gescheitert ist. 
Neunte 'Feststellung: Eine demokratische Partei, wie wir es 
sind, zieht die Konsequenzen aus einer Volksabstimmung. 
Wenn ich Bilanz aus den neun Feststellungen ziehe, dann mit 
einem Vergleich, Wir wollen nicht wie ein Produzent handeln, 
dessen Produkte immer weniger Käufer finden, der sich aber 
der Situation nicht anpassen will, weil er die Kosten einer Um­
stellung und Strukturänderung fürchtet. 
Damit komme ich zu den Folgerungen: 
Erste Folgßrung: Eine Belastung der Lebensversicherungen 
als Kompensation, wie das vom Bundesrat noch immer vorge­
schlagen wird, ist für die FDP kein Diskussionspunkt mehr, 
denn das ist vom Volk ganz klar abgelehnt worden. Die Zusatz­
belastung bei den Autohaftpflichtversicherun9en vergrössert 
- dessen sind wir uns völlig bewusst - die Chancen eines Re­
ferendums. Und diese wollen wir, weil wir zur Revision stehen, 
nicht noch erhöhen. 
zweite Folgerung: Wir nehmen den Ausfall in Kauf, weil er . 
schon bald kein Ausfall mehr ist und, wie gesagt, eine Teilkom­
pensation stattfinden kann. 
Dritte Folgerung: Wir wollen den Finanzplatz Schweiz vor dem 
konstanten Abbröckeln, wie wir es in letzter Zeit beobachten 
konnten, bewahren; im Gegenteil, wir wollen die Konkurrenz­
fähigkeit verbessern. Dies ist nur über die Revision des Stem­
pelsteuergesetzes möglich. 
Vierte Folgerung: Wir-wollen die Arbeitsplätze in der Schweiz 
erhalten und nach Möglichkeit mehren. 
Fünfte Folgerung: Wir wollen auch dem Kleinanleger wieder 
mehr Möglichkeiten der Anlage. geben, ohne dass er dafür 
Steuern bezahlen muss, denen der Grossanleger ausweichen 
kann. 
Sechste Folgerung: Wir halten die Vorlage für das absolute Mi­
nimum der sofortigen Vorkehrungen. 
Es sind noch weitere Fehler in diesem Stempelsteuergesetz 
enthalten. Wir anerkennen aber die augenblickliche finanzielle 
Situation, die uns hindert, hier noch einen Schritt weiter zu ge­
hen. 
Schlussfolgerung und Empfehlung: Stimmen Sie dieser Vor­
lage zu; tun Sie tatsächlich etwas Tapferes und sagen Sie jal 

Blocher: Die Stempelsteuerrevision bedeutet nicht die Ab­
schaffung, sondern lediglich die Teilabschaffung von wettbe­
werbsverzerrenden Steuern. 
1. Wettbewerbsverzerrende Steuern-zu beseitigen ist das be­
ste Mittel überhaupt, um Arbeitsplätze zu erhalten und die Wirt-

. schaft zu fördern. Das ist das Wirkungsvollste; alle andern wirt- . 
schaftsfördernden Massnahmen sind entweder nicht so wir­
kungsvoll oder sogar schädlich. 
2. Die Angelegehheit ist dringlich; sie ist vordringlich. Wir kön­
nen nicht mehr warten. Vergleichen Sie die Stempelsteuerein­
nahmen. Sehen Sie, wie diese sinken! Wir haben enorm viele 
Geschäfte ans Ausland verloren. Das bedeutet, dass wir jedes 
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Jahr, jeden Monat, in dem wir nicht handeln, Steuern an einen 
fremden Fiskus verschenken. Es ist in einer Zeit, in der wir in 
rezessive Phasen kommen, unverantwortlich, nicht zu han­
deln. 
Wir haben es vor dem 2. Juni versucht, indem wir dem Stimm­
bürger ein Paket vorgelegt haben. Herr Leuenberger, Sie wis­
sen: Wir haben damals mitgemacht, wir haben eine Gesamtlö­
sung, eine Gesamtschau, angestrebt. Das ist gescheitert. 
Jetzt müssen wir dort löschen, wo es brennt, und das ist bei 
diesen Stempelsteuergeschichten. 
Bei den Anlagefonds kann man die Abwanderung am besten 
beobachten. Mit den steigenden Mitteln der Pensionskassen 
haben die Anlagefonds zugenommen. Doch wir Schweizer 
haben innert weniger Jahre die Hälfte verloren. 
Es ist auch nicht mehr die Frage, ob die Grossbanken diese 
Geschäfte machen oder nicht, sondern ·es ist nur noch die 
Frage, ob sie sie in der Schweiz tätigen oder im Ausland. Je 
mehr sie sich auf das Ausland konzentrieren, desto mehr wan­
dert auch der «Apparat» ab, und je später wir handeln, desto 
weniger können wir das zurückholen. Es verlieren die Eidge­
nossenschaft, .der Kanton und die Gemeinden an Steuergel­
dern, weil die direkten Steuern au$ diesen Geschäften nicht 
mehr eingehen. · 
Die Dringlichkeit ist gegeben. Darum müssen Sie dieses Ge­
schäft auch behandeln. Alles andere - die Anträge der grünen 
Fraktion, Leuenberger-Solothurn, Salvioni - ist im Grunde ge­
nommen eine Möglichkeit, um Lippenbekenntnisse zum Ar­
beitsplatz, Werkplatz, Finanzplatz und Wirtschaftsplatz 
Schweiz abzugeben, aber gleichzeitig das Gegenteil ;zu ma­
chen: nämlich diesen mit wettbewerbsverzerrenden Steuern 
zu ersticken. 
Ein ausgeglichener Bunde$haushalt wäre wirklich nötig. Aber 
es ist'interessant, Herr Leuenberger-Solothurn, dass gewisse 
Leute immer nur bei den Steuern und erst dort erwachen. Sie 
können wirklich nicht sagen, Sie seien die einzigen, die in die­
sem Saale sparen. Ich werde diese Woche bei den Sparan­
strengungen zum dritten Mal antreten. Sie wissen genau, dass 
wir in dieser Session so.hohe Ausgaben beschliessen, dass 
Sie als Stimmbürger und als Steuerzahler eigentlich sagen 
müssten: Diesem Staat, diesem Parlament darf man gar kein 
Geld mehr geben. 
Gegenüber dem letzten Finanzplan haben wir im EMD 2,5 Mil­
liarden gespart; das ist, glaube ich, das einzige; was ich gese: 
hen habe. Die Landwirtschaft ist der einzige Bereich, in dem 
der volle Teuerungsausgleich nicht gewährt worden ist, Das 
sind die beiden Dinge, die Sie, Herr Leuenberger, erwähnt ha­
ben. 
Wir werden im Asylbereich etwa800 Millionen Franken ausge­
ben. Das ist mehr, als die gesamte Weltflüchtlingsorganisation 
(UNHCR) ausgibt. Herr Leuenberger, Ihre Partei war in den 
letzten vier Jahren an vorderster Stelle, um zu verhindern, 
dass das Asylproblem endlich gelöst werden kann. Ich erin­
nere an den IWF, an die Weltbank. Diese Woche werden Sie 
die Beiträge für die Förderung der wissenschaftlichen For­
schung um 1 Million Franken erhöhen. Ich erinnere an Ihre Be­
schlüsse im Wohnungsbau usw. Und ~abei wollen Sie wettbe­
werbsverzerrende Steuern belassen, Steuern, die unsern Ar­
beitsplatz behindern und die das Steuereinkommen bei den 
direkten Steuern massiv schmälern, und zwar nicht nur für den 
Bund, sondern auch für Kantone und Gemeinden. 
Herr Leuenberger, Sie haben gesagt, ich hätte auch positive 
Rahmenbedingungen unseres Landes erwähnt. Dazu stehe 
ich auch. Leider sind wir aber nicht mehr die Günstigsten bei 
den Steuern; leider haben uns die USA und Japan überholt. 
Aber gegenüber den europäischen Ländern haben Sie noch 
recht. Sollen hier die Rahmenbedingungen auch noch ver­
schlechtert werden? Sollen wir gute Rahmenbedingungen, 
die uns noch bleiben, verschlechtern? 
Aber was Sie nicht erwähnt haben, das sind die schlechteren 
Rahmenbedingungen, die ich in diesem Vortrag auch er­
wähnte: zum Beispiel die wettbewerbsverzerrenden Steuern 
beim Stempel und bei der Taxe occulte. Diese müssen ver­
schwinden. Es hat doch keinen Sinn, wettbewerbsverzer­
rende Steuern aufrechtzuerhalten, wenn wir es mit der Erhal­
tung der Arbeitsplätze in der Schweiz ernst meinen. 

Sie reden von goldenen Hennen, die man pflegen müsse, da­
mit sie Eier legen würden. Das, was Sie tun, entspricht aber 
eher dem Rezept von Wilhelm Busch: .«Jedes legt noch 
schnell ein Ei, und dann kommt der Tod herbei.» Soweit sind 
wir heute! Das sind Ihre goldenen Hennen; die können wir ja 
bald nicht mehr pflegen. 
Wirtschaftsförderung durch Kantone und Bund sei das Gebot 
der Stunde: Wirtschaftsförderung, indem der Staat Geld in die 
Wirtschaft steckt - das ist doch kein Rezept! Zuerst erlassen 
wir an allen möglichen Orten hindernde Vorschriften. Wir ha­
ben den Wohnungsbau, den Bodenmarkt lahmgelegt, Bau­
vorschriften erlassen usw. Dann geben wir vom Staat Geld 
aus, um die staatliche Wohnbauwirtschaft zu fördern, was ja 
nie funktionieren kann. Jetzt wollen Sie wettbewerbsverzer­
rende Steuern aufrechterhalten, und nachher wollen Sie auf­
treten und sagen: Der Bund macht Wirtschaftsförderung. Das 
ist doch ein altes, sozialistisches Konzept, das keinen Erfolg 
haben kann. Die Beweise sind längst erbrachtwerden. 
Wir brauchen keine Förderung der Wirtschaft, indem Sie Geld 
in die Wirtschaft stecken. Sie müssen dafür sorgen, dass sich 
die Wirtschaft entfalten kann, und eines der Mittel - nicht das 
einzige - ist, dass Sie die wettbewerbsverzerrenden Steuern 
aufheben. Wenn Sie Steuern erheben, so dass der andere 
ausserhalb der Grenze das Geschäft abwickeln muss, verlie­
ren wir neben Arbeitsplätzen, neben volkswirtschaftlichem 
Einkommen vor allem Steuern auf drei Stufen: Gemeinde, 
Kanton und Bund. Das sind doch keine Rezepte! · 
Ich wqrde nichts sagen, wenn wir bei dieser Stempelsteuerre­
vision grosszügig wären. Wir machen aber nur das Allernötig­
ste. Wir belassen immer noch vieles, was auch noch wirt­
schaftshemmend ist. Wir reformieren nur das Minimum. Dann 
ist auch ein Minimum an Steuerausfällen in Kauf genommen. 
Was nützt uns eine Theorie - ich habe die Theorie der Sozial­
demokraten zur Kenntnis genommen -, in der es heisst, man 
sei für Abschaffung der wettbewerbsverzerrenden Steuern, 
um den Arbeits- und Wirtschaftsplatz Schweiz zu fördern? 
Diese Theorie hat keinen Sinn, wenn Sie sich in der Praxis 
nicht danach richten. 
Sie müssen diesen Schritt jetzt tun. Mit jedem Monat, den wir 
verlieren, verlieren wir volkswirtschaftliches Einkommen, 
Steuern und Arbeitsplätze. Das ist unverantwortlich. 
Es wird darüber gestritten, ob die Ausfälle 300 oder 400 Millio­
nen Franken betragen. Sind es überhaupt Ausfälle? Ich weiss 
nicht, ob das wirkliche Ausfälle sind. 
Das beste Mittel, um Geld in der Bundeskasse zu haben, ist, 
dafür zu sorgen, dass die Wirtschaft floriert. Das sollte Ihnen 
die Vergangenheit gezeigt haben. Der Bund hat hohe Steuer­
einnahmen gehabt, weil die Wirtschaft floriert hat. Wir laufen in 
eine Rezession, und darum gibt es weniger Eingänge. Wir soll­
ten aus der Praxis lernen. Im Grunde genommen ist alles so 

, einfach. 
Nun hat Herr Leuenberger das Referendum erwähnt. Wir sind 
uns doch im klaren: Wir haben diese Vorlage mit dem Referen­
dum vor dem Volk zu vertreten. Herr Bodenmann hat in der 
Kommission.klar gesagt, Sie würden das Referendum ergrei­
fen. Das haben wir in Kauf zu nehmen. 
Nun bitte ich die bürgerlichen Parteien, dafür zu sorgen, dass 
das Referendum im Volk nur die Fragestellung aufweist, ob die 
wettbewerbsverzerrenden Steuern zugunsten des Arbeitsplat­
zes Schweiz abgeschafft werden sollen, und dass nicht noch 
ein Haufen anderer Fragen damit verquickt werden. Andere 
Fragen betreffen nämlich die Versicherungen. 
Sie auf-der linken Ratsseite wissen, dass wir beim Gesamtpa­
ket einer nicht schönen Lösung zugestimmt haben, nämlich 
der Belastung der Lebensversicherungen mit dem Ster,npel, 
einer an sich artfremden Belastung. Ich habe ihr damals zu­
stimmen können, weil es sich gegenüber dem Ausland nicht 
um eine eigentliche Wettbewerbsverzerrung handelte; aber es · 
ist eine unnötige Steuer. · 
Wenn wir die Stempelsteuer auf den Lebensversicherungen, 
Autokasko-, Sachversicherungen in dieser Vorlage haben, 
wird sie beim Referendum scheitern müssen, weil wir dann an 
vier Fronten zu kämpfen haben: gegen die Sozialdemokraten, 
die diese wettbewerbsverzerrenden Steuern nicht - anschei­
nend zumindest nicht sofort - abschaffen wollen, gegen alle 
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Lebensversicherer, gegen alle Autofahrer wegen der Autohaft­
pflichtversicherung, geg,m die Sachversicherer. Diesen 
Kampf stehen wir nicht durch. 
Wir haben jetzt eine Vorlage tu machen, die klar ist: Sie muss 
die Milderung der Stempelsteuerabgaben zur Stärkung des 
Arbeitsplatzes Schweiz und zur Stärkung unseres volkswirt­
schaftlichen Einkommens enthalten und alle artfremden 
Dinge weglassen. Dann haben wir klare Fronten. Wir werden 
dann 1992, in einem Rezessionsjahr, gegen die Sozialdemo­
kraten antreten müssen, wo es um die Frage geht: Arbeitsplatz 
Schweiz - ja oder nein? Diese Fragestellung ist klar, und da 
können wir dann auch klar antreten. 
Ich bitte Sie im Namen der SVP-Fraktion, den Nichteintretens­
antrag, den Rückweisungsantrag und selbstverständlich auch 
den Antrag Salvioni - im Grunde genommen nichts anderes 
als ein Rückweisungsantrag - abzulehnen. 

Zblnden Paul: Im Namen der CVP-Fraktion beantrage ich Ih­
nen, auf den Revisionsvorschlag der Kommission für eine 
Neuordnung des Stempelsteuergesetzes einzutreten. Immer 
mehr wird von allen Seiten erkannt, dass die Stempelsteuer in 
einzelnen Bereichen des Kapital- und Geldmarktes sowie in 
der Unternehmenspolitik zum unüberwindlichen Hindernis 
geworden ist und dass die Belastung der Ausgabe von und 
des Handels mit Wertpapieren gelockert werden muss. Hinzu 
kommt, dass in einer Zeit der europäischen Integration Sitz­
verlegungen von Unternehmungen in die Schweiz und Re­
strukturierungen von bestehenden inländischen Gesellschaf­
ten nicht weiterhin derart prohibitiv mit Stempelsteuern bela­
stet werden dürfen. 
Wir können nicht tatenlos zusehen, _wenn der Kapital- .und 
Geldmarkt - und von jhm lebt unsere Volkswirtschaft - nicht 
mehr in der Schweiz stattfindet und wenn mehr und mehr Ge­
sellschaften ihren Sitz ins Ausland verlegen, wenn ausländi­
sche Gesellschaften unser Land meiden oder wenn Unterneh­
mensgruppen nicht mehr einer notwendigen Restrukturie­
rung unterzogen werden können, nur weil darauf unzamut­
bare Steuern erhoben werden, die dem Unternehmen darüber 
hinaus die notwendige Substanz entziehen. 
Diese veraltete Stempelsteuer setzt für unsere Wirtschaft un­
günstige Rahmenbedingungen. Sie liegt vollständig quer zu 
den notwendigen Bemühungen in einer Zeit der wirtschaftli­
chen Stagnation. Wir müssen die Wirtschaft dUrch günstige 
Rahmenbedingungen fördern. 
Es muss also rasch gehandelt werden. Wir können nicht noch 
einmal auf die neue Finanzordnung warten, sonst verpassen 
wir endgültig den Anschluss an die internationalen Märkte. Die 
Revisionsvorschläge, wie sie vorliegen, sind praktisch tel quel 
aus der Finanzordnung vom Dezember 1990 übernommen. 
Eine wesentliche Ausnahme ist der Verzicht.auf die Besteue­
rung der Prämien auf Lebensversicherungen, dies auch im 
Hinblick auf ein zu erwartendes Referendum. Neu hinzuge­
kommen ist die Aufhebung des Stempels bei der Ausgabe von 
An\eilscheinen von Anlagefonds; gerade hier hat sich beispiel­
haft gezeigt, wie die Anlagefonds abgewandert sind und sich 
die Stempelerträge kurzfristig halbiert haben. Aehnliches gHt 
für die Umstrukturierung inländischer und die Sitzverlegun­
gen ausländischer Unternehmungen. Hier ist eine Senkung 
des Stempelsatzes unerlässlich. 
Die von einer Kommissionsminderheit beantragte Senkung 
des Stempels bei der Bildung und bei der Erhöhung von Ak­
tienkapital steht unweigerlich im Zusammenhang mit der Zu­
mutbarkeit und dem Ausmass von Ausfällen im Stempeler­
trag. Ohne diese Lockerung beim Aktienkapital betrüge der 
Ausfall gemäss Kommissionsvorschlägen 420 Millionen Fran­
ken. Dieser Verlust kann unseres Erachtens verantwortet wer­
den, wenn wir bedenken, dass wir ohne Korrekturen noch 
grössere Ausfälle riskieren und dass bei günstigeren Rahmen­
bedingungen wirtschaftliche Impulse gegeben werden, wel­
che sowohl beim Stempel wie auch bei der Ertragssteuer hö­
here Erträge in Aussicht stellen. Wir betrachten die nach heuti­
ger Sicht veranschlagten Ausfälle als obere Grenze, weshalb 
die Mehrheit de~ Fraktion bei der Aktienkapitalbildung den be­
stehenden Satz von 3 Prozent zurzeit noch als tragbar, zumut­
bar und als, notwendig erachtet. 

In einer politischen Wertung dieser Vorlage erachten wir es in 
der CVP-Fraktion als vordringlich, nicht nur den Finanzplatz, 
sondern auch den Werkplatz Schweiz zu stützen. Wir stehen 
ein für volkswirtschaftlich günstige Rahmenb'edingungen in ei­
ner wirtschaftlich eher kritischen Zeit. 
Zuerst zum Antrag der Grünen auf Nichteintreten: Es gibt auch 
die Frage der Ergiebigkeit als Kriterium bei den Steuern. Wenn 
der Ertrag schmilzt, weil das Objekt abwandert, dann muss 
man die Belastung reduzieren. Das ist auch eine Frage der 
Steuerklugkeit. Dazu kommt die Problematik der europäi­
schen Integration: Unser Stempelgesetz liegt in dieser Bezie­
hung ja völlig quer. Was wir korrigieren wollen, ist nur ein klei-. 
ner Teil, ist ein ganz winziger Schritt in Richtung europäische 
Integration. 
Personnellement, j'estime qu'il nous raste une chose a faire en 
ce qui concerne les besoins de compensation dans notre Etat 
federal: c'est la compensation dans le secteur des depenses. 
C'est la que nous aurons l'occasion - et nous y serons proba­
blement obliges - de rechercher. les compensations. J'ajoute 
a ce sujet que le premier paquet de (:lecembre 1990 prevoyait 
une perte de 290 millions. Nous avons augmente jusqu'a 
420 millions. Fondamentatement il n'y a donc pas de diver­
gences. 
Je vous prie donc de rejeter la proposition des Verts quant a 11:1 
non-entree en matiere, de repousser egalement la proposition 
Bore! et devoter l'entree en matiere. 

Feigenwinter: Seit mehr als sieben Jahren setze ich mich 
nachhaltig und unverdrossen für diese Stempelsteuerge~etz­
revision ein. Herr Bore! hat da etwas gar süffisant vori der 
Sankt-Niklaus-Rolle geredet, die ich angeblich spiele. Ich 
sehe mich eher als Polterer, als polternden Sankt Ruprecht. 
Der Finanzminister hat ja - ich hatte jedenfalls1immer den Ein­
druck - meine Aktivitäten als persönlichen Angriff auf die Bun­
deskasse empfunden, die nicht zuletzt wegen der enormen 
Entwicklung der Stempelsteuererträge - bis zu 2,5 Milliarden 
haben wir eingenommen - jeweils prallvoll war. lch habe in 
diesen Jahren immer gesagt, mari müsse diese Revision dann 
durchziehen, wenn die Erträge am höchsten seien. Statt des­
sen hat der Finanzminister bis zum Frühling 1990 zugewartet, 
um eine in die Finanzreform eingebundene Vorlage zu brin­
gen, die in erster Linie vom allgegenwärtigen Prinzip der Kom­
pensation der Ausfälle diktiert war. 
Der Pelz sollte wieder einmal gewaschen werden, ohne das 
Fell nass zu machen. Es istja auch gekommen, wie es kom­
men musste; höchstwahrscheinlich hat eben diese fragwür­
dige Unterstellung der Lebensversicherungen unter den 
siempel dem ganzen Paket den Todesstoss gegeben. 
Angesichts der fast vollständigen Deregulierung auf den inter­
nationalen Finanzmärkten und des überraschend schnellen 
Abbaus von steuerlichen Schranken im Wirtschaftsbereich 
der Europäischen Gemeinschaft habe ich sofort nachgestos­
sen und zusätzliche Entlastungsmassnahmen verlangt. Nun. 
anerkennt der Bundesrat zumindest die zeitliche Dringlichkeit. 
«Spät kommt ihr, doch ihr kommt», könnte man mit Piccolo­
mini feststellen, müsste dann aber etwas anders weiterfahren: 
Der sture Kopf des Otto Stich erkläret dieses Säumen .... Und 
er kommt ja nur halbherzig, gesteht nur gerade das zu, was 
sich mit immer grösser werdenden Ausfällen auf dem schwei­
zerischen Finanzmarkt beweisen lässt. 
Die Rahmenbedingungen haben sich verschlechtert, weil 
London seit langem und Deutschland und Luxemburg seit 
1. Januar 1991 keinerlei Transaktionssteuern .mehr erheben. 
Obwohl der gleiche Bundesrat - ich nehme da alle sieben ins 
Visier - seit Monaten und Jahren über einen Beitritt zu einem 
Europäischen Wirtschaftsraum verhandelt,. neuerdings sogar 
laut über einen EG-Beitritt nachdenkt, macht er mindestens im 
finanzpolitisch,en Bereich nichts, aber auch gar nichts, was 
uns diese Kooperation - in welcher Form auch immer - er­
möglichen könnte. Sollte am Ende Walter Wittmann mit seiner 
zynisch-resignativen Feststellung «Wir wollen, dass wir nicht 
können» recht behalten? Wenn der Bundesrat bzw. für ihn der 
Finanzminister sagt, die Rücksichtnahme auf die Bundes­
kasse gebiete die Beschränkung nur auf Finanzmarktentla­
stungen, dan_n ist er auf dem rechten Auge blind, dann beher-

. 
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zigt er vor allem den berühmten Satz von Walther Rathenau 
nicht, der dem krisengeschüttelten Deutschland nach dem Er­
sten Weltkrieg sagte: «Nicht die Welt ist unser Schicksal, son-
dern die Wirtschaft.» . 
Der Zusammenbruch de~ kommunistischen Systems im 
Osten ist zur Hauptsache auf eine jahrzehntelange ungeheure 
Misswirtschaft zurückzuführen. Der Traum vom Wirtschaften 
in einem grossen und freien Markt ist im wesentlichen auch die 
Erklärung für das überraschend schnelle Zustandekommen · 
der Einigung Europas. , 
Europa wird ab 1. Januar 1992 ein Marktriese und kein Polit­
riese sein. Die Europäer haben nämlich begriffen, dass sie ihre 
Staatskassen nur füllen können, wenn der Markt, die Wirt­
schaft, weil sie sich frei entfalten kann, auch Gewinne hergibt. 
Bleiben wir Schweizer draussen, so müssen wir die Rahmen­
bedingungen für unsere Wirtschaft anpassen, damit wir im 
Wettbewerb mithalten können. Gehen wir aber in die Gemein­
schaft, müssen wir unsere Rahmenbedingungen anpassen, 
weil es die Gemeinschaft vorschreibt. S6 oder so müssen wir 
unsere restlos antiquierten Steuersysteme möglichst schnell 
und möglichst radikal ändern. 
Das Weiterbasteln an einer umgebauten Wust führt zu nichts. 
Im europäischen Markt kann uns nur eine ausgereifte Mehr­
wertsteuer helfen. Die Stempelsteuer ist eine Erfindung der 

· Holländer aus dem 17. Jahrhundert, und Napoleon hat sie uns 
in der Helvetik aufgepfropft. Sie hat restlos ausgedient in einer 
Zeit, in der der Staat von der freien Wirtschaft und nic:ht umge­
kehrt die Wirtschaft vom staatlichen Protektionismus lebt. 
Dass Herr Hafner das nicht einsieht, mag von seiner früheren 
Tätigkeit als Revisor herrühren, weil ein Revisor vor allem den 
Ausgleich der Kasse, der Rechnung, im Auge hat. 
Ein Bundesrat und ein Finanzminister, die die Augen offen hal­
ten, müssten es einsehen. Ich vermisse diese Einsicht bis 
heute. Nach wie vor überwiegt die Rücksichtnahme auf die 
Staatskasse. Die Rahmenbedingungen für unsere Wirtschaft 
sind offenbar zweitrangig. Aber Europa schläft ja nicht. Man 
hat begriffen, dass man der Wirtschaft nicht Kapital nehmen 
darf, mit dem sie arbeiten muss. Die meisten Staaten haben 
die Emissionssteuern für Kapital abgeschafft. Im Maximum be­
zahlt man in einzelnen Ländern noch 1 Prozent. Bei den im 
Wettbewerb immer wichtiger werdenden Konzentrationsbe­
wegungen -wir werden sie in der Schweiz zukünftig mehr erle­
ben, als uns lieb sein kann -verzichtet man in'ganz Europa auf 
eine Stempelsteuer. Nicht so in der Schweiz. Da träumt man 
· weiterhin nur von der vollen Staatskasse. Man sollte aber im 
Wachzustand dafür sorgen, dass sie gefüllt werden kann. 
Der Handlungsbedarf ist gross, wenn wir Unternehmen weiter­
hin bei uns behalten und Arbeitsplätze sichern wollen, damit 
das Steuersubstrat erhalten werden kann. Das hohe Lohnni­
veau, das uns zwar Wohlstand bringt, der Wirtschaft jedoch 
Kosten verursacht, die umfassenden Umweltvorschriften, die 
zwar dringend nötig sind, aber keine anziehende Wirkung auf 
Unternehmen haben, und weitere zäh errungene Standards 
kann die Schweiz nur aufrechterhalten, wenn sie im übrigen 
günstige Rahmenbedingungen bietet, zumindest gleich gün­
stige wie unsere Marktkonkurrenz. 
Nur so, Herr Leuenberger-Solothum, kann der Wohlstand in 
der Schweiz aufrechterhalten werden. Sie können Ihre Dem­
agogie so weit treiben, wie Sie wollen, eines schleckt keine 
Geiss weg, geschweige denn Sie: Nur eine gesunde, konkur­
renzfähige Wirtschaft füllt die Kassen unseres Wohlfahrtsstaa­
tes. Und nur mit dieser Art der Kassenfüllung lässt sich unser 
Wohlfahrtsstaat aufrechterhalten. Nur so bleibt er leistungsfä-
hig. , 
Aus diesem Grund muss das ganze Stempelsteuergesetz ab­
geschafft werden. Der schrittweisen Abschaffung ist nur aus 
pragmatischer Rücksichtnahme auf die Staatsfinanzen, nicht 
aus grundsätzlichen Erwägungen, zuzustimmen. Was man 
aber sofort, mit Rücksicht auf die Entwicklung im europäi­
schen Markt, tun muss und kann, ist zu tun. Dazu gehören ne­
ben den Finanzplatzmassnahmen auch die Abschaffung des 
Fusionsstempels und, wenn immer möglich, die Senkung des 
Emissionsstempels. 
Wenn Sie dieser Vorlage zustimmen, ist nur ein erster Schritt 
getan. Weitere dringende Schritte in unserem gesamten Fi-
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nanzsystem haben zu folgen. Wie sagte doch Gorbatschow:' 
«Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben.» Wir können es 
ändern, inder:n wir diese Vorlage behandeln. 

Blel: Wir haben nun einiges gehört zur Stempelabgabe, aber 
auch zu andern Problemen. Man ist natürlich jetzt versucht zu 
philosophieren. 
Ich komme auf Kollege Blocher zurück. Er hat sehr viel von 
Wirtschaft, Wirtschaftsförderung gesprochen. Ich bin mit ihm 
einig. Ich möchte immerhin festhalten - das sollten. sich vor 
allem der Kanton Bern und die SVP des Kantons Bern mer­
ken -: Sie haben uns von der Zent AG bis zur Omni vorge­
führt, was Wirtschaftsförderung ist. Das wollen wir natürlich 
nicht und brauchen wir auch nicht. Ich möchte das nur ge­
sagt haben. 
Ich möchte ein zweites sagen: Zur Wirtschaftsförderung gehö­
ren nicht nur vernünftige Steuern, sondern auch eine vernünf­
tige Wettbewerbsordnung. Auch auf diesem Gebiet habe ich­
zumindest von der SVP - noch nie etwas Vernünftiges gehört. 
Sie war immer für Kartelle und Verbände. Ja, es gibt einzelne 
Ausnahmen, aber das sind Exoten. Die andern waren immer 
stramm. Das wollte ich hier auch festhalten. 
Aber: Wenn die anderen Dummheiten begehen, heisst das 
noch nicht, dass der Staat nicht auf Dummheiten verzichten 
muss. 
Herr Bundesrat Stich, ich verstehe Sie einfach nicht mehr. Sie 
wissen doch genau, dass an sich Stempelabgaben das 
Dümmste sind, was es überhaupt gibt. Die führte man seiner­
zeit ein, als man irgendwelche Steuertatbestände finden 
musste, aber in einem modernen Staatswesen sollte man 
nicht mehr so vorgehen. · 
Ja, was man alles hatte! Schade, dass Herr Auer nicht hier ist. 
Er würde Ihnen noch andere Steuern vorstellen. Im Kanton 
Bern gab es die Jasskartensteuer; sie kostete Fr. 1.50. Man 
hat dann die Karten in Solothurn gekauft, weil es dort keine 
Steuern gab. Und im Wallis gab es die Klaviersteuer. Auch das 
hat es gegeben. Also, alles altes Zeug! Und genau so ist es mit 
den Stempelabgaben. Man suchte seinerzeit einen Tatbe­
stand, um anzuknüpfen und Einnahmen zu erzielen. Heute 
sind wir auf einem andern Stand. Deshalb muss ich Ihnen ein­
fach sagen: Wenn, er nicht 2 Milliarden Franken einbringen 
würde, müssten wir von heute auf morgen auf diesen Unsinn 
verzichten.' 
Was besteuern wir? Wir besteuern jedes wirtschaftliche Verhal­
ten. Wenn einer Kapital erhöht, Kapital beschafft, um es zu in­
vestieren und um wirtschaftlich tätig zu sein, bezahlt er 
Steuern. Wenn einer optimiert, wenn ein institutioneller Anle­
ger versucht, seine Anlagen ertragsmässig zu optimieren, 
aber auch, um sie gegen Verluste zu sichern, wird er besteu­
ert. Und so können Sie weiterfahren. Also im Prinzip, das habe 
ich schon das letzte Mal gesagt, sollten wir damit abfahren. 
Aber eben: 2 Milliarden Franken - es wird wahrscheinlich 
demnächst nicht mehr so viel sein, aber immerhin-, das ist ein 
Betrag, da kommen wir nicht darum herum. · 
Ueber die Ab',o/anderung ist viel gesagt worden. Es ist Tatsa­
che, dass immer mehr Geschäfte in dieser internationaler ge­
wordenen Welt anderweitig gemacht werden. Wir haben alle 
Informationsmittel, wir haben die Informatik, wir haben alles; 
also müssten wir doch längstens wissen: Selbst Helvetien wird 
von dieser Entwicklung eingeholt. Also sollten wir diesem Um­
stand Rechnung tragen. 
Es war jetzt sehr viel von den Bundesfinanzen die Rede. Letzte 
Woche haben wir hier über sehr viel Bundesfinanzen verfügt. 
Wir haben auf alle Seiten hin Milliarden von Franken verspro­
chen: Dort haben wir Finanzpolitik gemacht - aber hier nicht, 
indem wir eine idiotische Steuer aufrechterhalten; dort hätten 
wir klar Farbe bekennen müssen. Auch die SVP war dort mei­
nes Wissens nicht so stramm; dort war sie eher auf der Seite 
derjenigen, die Geschenke verteilen, zumindest Versprechun­
gen abgeben. 
Der Bundesrat macht uns einen Vorschlag, er wolle zuwarten. 
Herr Bundesrat: Warten Sie doch noch einige Zeit, dann ha­
ben wir im Parlament überhaupt keinen Anlass mehr zu str~i­
ten, weil es dann überhaupt keinen Steuerausfall mehJ gibt! 
Wenn Sie noch lange so weitermachen, haben Sie in allen we-
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sentlichen Bereichen keine Einnahmen mehr. Dann können 
sie schauen, wo Sie das Geld herholen. 
Es ist nämlich nicht so, dass wir erst seit heute darüber disku­
tieren. Herr Kollege Feigenwinter hat schon seit Jahren seine 
Vorstösse eingereicht, und diese haben wir alle unterstützt. Es 
ist nichts geschehen. Wir haben den Versuch unternommen, 
im Rahmen einer Gesamtkonzeption dieses Problem zu lö­
sen. Der Souverän hat uns nicht recht gegeben. Jetzt müssen 
wir die Schlussfolgerungen ziehen. 
Meines Erachtens ist es ganz klar: Wir müssen diese Dinge 
trennen und dafür sorgen, dass diese wichtige Steuer wenig­
stens dort, wo es noch einigermassen geht, etwas bringt. Des 
weiteren müssen wir vor allem auf die Dauer an unsere Wirt­
schaft denken und die Massnahmen treffen, die nötig sind, da­
mit bei uns überhaupt noch solche Aktivitäten stattfinden. 
Selbstverständlich kann man über diese oder jene Steuersatz­
reduktion diskutieren. Aber wenn Sie Monat für Monat die Ent­
wicklung anschauen, so stellen Sie fest, dass sie dramatisch 
ist. Schuld ist nicht nur die Stempelabgabe, sondern auch die 
Konjunktur. Aber beides zusammen'tührt dazu, dass wir im­
mer weniger Einnahmen haben. Nun müssen wir doch die Fol­
gerungen daraus ziehen und das bereinigen. 
Das Schweizervolk hat entschieden. Es wollte diese Kombina­
tion von Einnahmen und Reduktion bei verschiedenen Stem­
pelabgabesparten nicht, aus welchen Gründen auch if"r\mer -
wir wissen das heute nur rudimentär. Aber eines ist klar: Zu­
warten bringt uns gar nichts. Wir müssen nun endlich handeln, 
und zwar ist es unsere Aufgabe, nach so vielen Jahren jetzt 
das zu tun, von dem wir längstens wissen: Wir sollten es tun. 
Herr Bundesrat, Sie haben immer versucht, gewisse Dinge 
wieder einzubringen. Ich persönlich habe bereits Mühe, wenn. 
wir Obligationenausgaben mit einer Emissionsabgabe bela­
sten. Warum? Was belasten wir? Wenn ein Unternehmer 
Fremdkapital beschafft, belasten wir ihn. Dabei sollten wir ihm 
doch behilflich sein, Kapital zu beschaffen, damit er produktiv 
tätig wird. ,. , 
Ich akzeptiere es, weil auch ich die Bundesfinanzen sehe. 
Aber ich habe die grösste Mühe, dem zuzustimmen. Und nun 
kommen Sie und wollen wieder bei den Versicherungen zu­
schlagen. Das einzige Problem, das bei der letzten Abstim­
mung bei den Stempelabgaben umstritten war, betrat die Ver­
sicherungen. Wir müssen dieses Volksverdikt akzeptieren; 
das Schweizervolk wollte das nicht, also müssen wir darauf 
verzichten. 
Wir haben zahlreiche derartige Ueberlegungen anzustellen. 
Meines Erachtens geht es jetzt um eine langfristige Ueberle­
gung: Wollen.wir, dass gewisse Aktivitäten in unserem Land 
noch stattfinQen oder nicht? Wenn wir das wollen, müssen wir 
endlich handeln. Wenn wir das nicht wollen, ,dann halten wir an 
irgendwelchen imaginären Einnahmeverlusten fest und mer­
ken nach zwei Jahren, dass wir überhaupt keine Einnahmen 
mehr haben. Meines Erachtens geht es darum, nun die Folge­
rui:,gen aus einer jahrelangen Entwicklung zu ziehen und end­
lich einen Schrittvorw_ärts zu machen. 
Ich bedaure mit Ihnen, Herr Bundesrat Stich, dass andere Re­
formvorschläge nicht durchgekommen sind. Weiss Gott, wie 
viele Jahre. habe ich in diesem Rat für eine moderne Steuer­
ordnung gekämpft, auch für eine moderne Besteuerung der 
juristischen Personen. Das erste Mal, als ich damit gekommen 
bin, sind nicht einmal die Sozialdemokraten damit einverstan­
den gewesen und haben mich b
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ekämpft. Ich habe immer die 
gleiche Linie verfolgt. Aber wenn das Schweizervolk das bis 
jetzt abgelehnt hat, müssen wir doch nicht einen Unsinn wei­
terführen, von dem wir überzeugt sind: Es bringt uns nichts. · 
Deshalb bitte ich Sie, dieser Initiative zuzustimmen. Das bringt 
uns einen Schritt weiter, und wir bereinigen nun eir1en Teil un­
serer Besteuerung, einen Teil, den wir schon lange hätten be­
reinigen sollen. 
Ich könnte Ihnen noch viele Dinge zu allem Drum und D,ran sa­
gen. Ich könnte auch Herrn Leuenberger-Solothurn noch ei­
nig_e Dinge sagen. Es ist ja erstaunlh;:h, was er alles von sich 
gegeben hat. Aber, Herr Leuenberger, auch Sie müssen zur 
Kenntnis nehmen, dass die Schweiz nicht der Nabel der Welt 
ist; vor allem diejenigßn, die Sie apostrophiert haben, sind 
schon lange nicht mehr auf die Schweiz angewiesen. Sie ma-

chen ihre Geschäfte dort, wo dies für sie vernünftig ist. Im übri­
gen machen das auch zahlreiche Institutionen im Interesse ih­
rer Klienten, nicht zuletzt der Versicherten, und das sind zahl­
reiche Arbeitnehmer. 
Ich empfehle Ihnen Zustimmung zu dieser parlamentarischen 
Initiative, wie sie Ihnen die Kommission vorgelegt hat. Sie ma­
chen damit einen wichtigen Schritt vorwärts, um unsere finanz­
politische Ausgangslage auch für künftige Finanzordnungen 
zu bereinigen. Mit Steuerausfall hat das nur noch wenig zu tun; 
bald gibt es nämlich keinen Steuerausfall mehr! , · 

, Persönliche Erklärung - Dec/aration personnelfe 
Rychen: Das Votum von Herrn Walter Biel war in Sachen Ab­
schaffung der Stempelsteuer wohl richtig; da bin ich mit ihm 
einverstanden. Aber ich muss Ihnen sagen, Herr Biel: Der Aus­
rutscher, der-Ihnen passiert ist, muss korrigiert werden. Sie ha­
ben von Wir;tschaftsförderung des Kantons Bern für Omni/Rey 
gesprochen. Sie haben wahrscheinlich bewusst zwei Dinge 
verschwiegen - und das muss hier klargestellt werden: 
1. Der Kanton Bern hat der Omni-Holding von Rey keine Wirt­
schaftsförderung zukommen lassen. Die Kredite wurden 
durch die Berner Kantonalbank gewährt. Die Kantonalbank 
wird. nicht durch eine SVP-Mehrheit dominiert, weder in der Di­
rektion noch im Bankrat. Deshalb ist diese Note an die falsche 
Adresse erteilt. 
2. Sie wissen ganz genau, dass Dutzende von Banken enga­
giert waren, vornehmlich aus Zürich. 
3. Es ist so, dass über zwanzig Banken aus der Schweiz, auch 
vornehmlich ausserhalb des Kantons Bern, diese Verluste ein- · 
fahren. 

Neblker, Berichterstatter: Ich möchte es kurz machen und in 
erster Linie zu den Voten von Herrn Hafner und Herrn Bore! 
Stellung nehmen. 
1. Kompensation: Eine Kompensation innerhalb des Stempel­
steuergesetzes ist nicht möglich. Sie können in einem überal­
teten System nicht neue Steuern erfinden. Das geht nicht; 
sonst macht man neue Fehler mit alten Instrumenten. Ein Teil 
der Kompensation hat übrigens stattgefunden, indem man die 
Emissionsabgaben auf inländischen Obligationen eingeführt 
hat; das hat einen Kompensationsbetrag von 230 Millionen 
Franken erbracht. Aber auch diese Abgabe ist problematisch. 
Man kann nicht innerhalb des Stempelsteuergesetzes eine 
Kompensation anstreben und hier nur von der Revision des 
Stempelsteuergesetzes sprechen. _ 
2. Ausfälle: Die Ausfälle dürfen nicht auf die leichte Schulter 
genommen werden. Das hat die Kommission auch nicht ge­
macht. Sie würden auf den Grundlagen von 1990 420 Millio­
nen Franken betragen. Dieses Jahr machen sie nur noch 
360 Millionen aus. Diese Ausfälle gehen zurück, weil eben die 
Stempelsteuererträge mangels Wettbewerbsfähigkeit der ent­
sprechenden Geschäfte zurückgehen. Die Bundeskasse 
muss so oder so saniert werden. Es kommt - man kann das 
fast leichtfertig sagen - auf diese 300 oder etwas mehr Millio­
nen Franken nicht drauf an. Wir werden -nicht darum herum­
kommen, seriös Sparmassnahmen zu beraten, und wir wer­
den nicht darum herum kommen, bei der Revision der Bun­
desfinanzen auch die indirekten Bundessteuern zu revidieren 
- und zwar zu modernisieren, damit auch andere Fehler und 
wettbewerbsverzerrende Nachteile aufgehoben werden. 
3. Zu Herrn Bore!, Verletzung der Volksrechte: Ich muss die­
sen Vorwurf in aller Form zurückweisen. Wir haben - ausge­
hend von einer parlamentarischen Initiative-aufgrund der Ge­
setze, die wir kennen,, und aufgrund der Verfassung beraten. 
Dass wir schnell gearbeitet haben, ist sicher nicht ein Fehler, 
sondern war ein Gebot der Stunde. Das Vo\k hat ja nicht die 
Stempelsteuer abgelehnt - die _stand übrigens im Detail gar 
nicht zur Abstimmung -, sondern es hat ein Gesamtpaket ab­
gelehnt, das wir jetzt auflösen und Schritttür Schritt bereinigen 
und korrigieren müssen; schliesslich müssen wir ja wieder 
eine Bundesfinanzordnung haben. Es geht nicht darum, hier 
die Unterstellung zu machen, wir würden· die Volksrechte ver­
letzen, sondern im Gegenteil: Wir als Parlament sind dazu auf­
gefordert, nun das Notwendige zu tun. 
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Zur Geschwindigkeit der Beratung - ich habe das schon er­
wähnt-: Die Materie war der Kommission bekannt, und sie ist 
diesem Rat bekannt. Wir haben speditiv und seriös gehandelt, 
und wenn schon das Anliegen dringend ist - Sie haben das 
den Voten der Fraktionssprecher entnehmen können-. ist es 
längst fällig, dass wir dieses Stempelste_uergesetz revidieren. 
Der Bundesrat hat seit 1984 nicht gehandelt; diesen Vorwurf 
muss er nun einmal entgegennehmen. Es wäre durchaus 
möglich gewesen, diese Revision bei besseren finanziellen 
Aussichten des Haushalts vorzunehmen. Man hat es nicht ge­
macht. und man muss es jetzt aus dem Zwang der Situation 
heraus machen. Wenn Sie die Revision nicht heute machen, 
werden die Erträge ohnehin zurückgehen; aber dann haben 
wir" die Geschäfte auch nicht mehr, und das wird der Arbeits­
platzsituation in der Schweiz schaden. 
Ich empfehle Ihnen also, die Anträge Bore! und der grünen 
Fraktion zurückzuweisen und auf das Geschäft einzutreten. 

M. Coutau, rapporteur: J'al ecoute avec beaucoup d'interet 
les soucis exprimes par M. Leuenberger quant a l'equilibre fi­
nancier de la Confederation. Je dois dire que je suis sensible, 
en ma qualite d'ancien president de Ja Commission des finan­
ces, a ce souci d'equilibre financier. Malheureusement, je dois 
dire aussi que je retrouve rarement M. Leuenberger et ses 
amis quand il s'agit d'eviter des surehcheres permanentes en 
matiere d'augmentation de depenses. Alors, on ne parle plus 
de compensation, on ne parle plus d'equillbre des depenses 
et des recettes, on dit simplement qu'il taut augmenter las de-

'penses. Le budget de l'annee prochaine augmentera de 1 O, 
de 12, voire de 13 pour cent les previsions de depenses. Mais 
on ne parle jamais, dans ces milieux, de compensation pour 
maintenir l'equilibre des recettes et des depenses. II y a Ja une 
logique qui, pour ma part, m'echappe quelque peu. D'autre 
part, je vous ferai remarquer qu'en matiere d'equillbre des re­
cettes et des depenses, nous avons limite las modifications du 
droit de timbre a !'extreme de ce qui etait indispensable pour 
eviter des pertes complementaires. 
J'en viens a ce deuxieme argument, qul me semble preponde­
rant dans Ja reflexion qua nous avons a faire aujourd'hui. Las 
caisses de Ja Confederatlon perdent de l'argent chaque jour a 
cause du droit de timbre. Pendant ces demieres annees, nous 
avons simplement perdu des parts de marcl;le. Las recettes, 
alles, continuaient a etre abondantes, mais simplement nous 
manqulons des occasions importantes de recettes supple­
mentaires a cause d'un droit de timbre discriminatoire. Le mar­
chefinancier de l'Europe, l'Euromarche, s'est developpe dans 
des proportions considerables et la Suisse n'a pas pu en be­
neficier, ni par des profits ni par des recettes fiscales corres­
pondantes, parce que, precisement, tout ce marche s'est de­
veloppe en dehors d'elle. C'est seulement maintenant ,qua, 
enfin, l'on voit que non seulement las recettes n'augmentent 
pas comme alles auraient pu Je faire au titre du droit d_e timbre 
et au titre de l'jmpöt direct, mals encore qu'elles diminuent et 
qu'il devient absolument urgent d'apporter las CQrrectifs qui 
s'imposent. 
Le troisieme element, c'est l'interpretation du vote du 2 juin. 
J'en parle avec evidemment plus de facilite, compte tenu de Ja 
position que les_ liberaux ont adoptee dans cette affalre. Mais 
s'il y a une chose en tout cas que l'on peut tirer comme Inter­
pretation de ce vote, c'est qua Je peuple sulsse n'accepte pas 
d'avaler en meme temps de Ja choucroute, de Ja marmelade et 
du civet, avec quelques grains de cafe et quelques grains de 
poivre pour agrementer Je toutl Le peuple suisse veut pouvolr 
dire oui a un projet, non a un autre, mais il n'accepte plus de 
melangertous les projets en meme temps. Jene crois pas que 
l'on pulssedire aujourd'hui que le peuple suisse a fait echouer 
Je paquet financier Je 2 juin demier parce qu'il contenait une 
modification du droit de tlmbre. Par consequent, ce n'est pas 
ne pas respecter Ja volonte exprimee Je 2 juin que de vous pre­
senter aujourd'hui une modification du droit de tlmbre. L'es­
sentiel, c'est de retablir une partie de Ja capacite de concur­
rence de Ja place financiere de notre pays. Si cielle-t:i est pros­
pere, il taut s'en feliciter parce que cela procure des recettes 
fiscales ainsi qua des emplois. Quant aux gens qui estiment 
que Ja place financiere suisse est completement boursouflee, 

nous les attendons Je jour ou, ayant retrouve des dimensions 
plus restreintes, a cause d'une mauvaise politique, Ja place fi­
nanciere n'apportera plus ni les impöts, ni les emplois qu'elle 
apporte aujourd'hui. 
Demier argument: la precipitation. Oser dire aujourd'hui que 
la commission a agi avec precipitation. dans ce dossier, alors 
qu'il nous a ete presente en 1984 pour Ja premiere fois et que 
rien n'a ete entrepris avec succes pour parvenir a un resultat, 
vous avouerez quand meme qu'il n'y a pas Ja une demonstra­
tion de force et de precipitationl Las affaires etaient connues. 
Elles sont devenues urgentes, il taut les regler. C'est ce que 
nous vqus demandons en vous proposant d'entrer en matiere. 

Bundesrat Stich: Nach der Ablehnung der Vorlage vom 
2: Juni 1991 hat der Bundesrat relativ rasch angekündigt, dass 
er nach den Wahlen im Oktober seine Vorschläge unterbreiten 
würde, auch seine Vorschläge zur Stempelsteuer. Ich selber 
habe mit den Banken darüber gesprochen. Sie waren damit 
einverstanden, dass wir das vorlegen und die Aenderung auf 
Mitte des Jahres 1992 in Kraft setzen würden. - Herr Feigen­
winter schQttelt den Kopf; er weiss es besser. - Aber es gibt 
auch bei den Banken vernünftige Leute. Diese Leute haben 
sich den Argumenten angeschlossen, dass es zweckmässig 
sei, zwar nicht ein Paket zu machen, aber die Vorschläge in 
voller Kenntnis der Situation zu unteroreiten, um nicht am 
Schluss ein Referendum zu riskieren. Denn wenn es ein Refe­
rendum geben würde, könnten Sie es sicher gewinnen -
daran zweifle ich nicht-, genauso wie Sie hier selbstverständ­
lich gewinnen werden - auch daran zweifle ich nicht. Aber die 
Frage ist, wann die Gesetzesänderung dann in Kraft tritt. Das 
ist eine andere Ueberlegung. 
Diese Ueberlegung hat meines Erachtens trotz allem etwas für 
sich. Wir haben im Bundesrat gefunden, es sei richtig, wenn 
das Parlament erst in voller Kenntnis der Situation sein Urteil 
fälle und entscheide, was es tun wolle. Sie wissen, wie die Si­
tuation aussieht. Der Voranschlag hat nach Ihrer Beratung 
noch mit 73 Millionen Franken Ueberschuss abgeschlossen. 
In der Zwischenzeit haben Sie einen Nachtrag im Umfang von 
1,08 Milliarden Franken bewilligt., Heute haben wir den 
zweiten Nachtrag noch nicht beschlossen - das kommt dann 
noch -, aber die Nachträge stehen heute zur Diskussion, und 
zwar in einem Umfang von 1,132 Milliarden Franken. Das 
heisst: Sie müssen sich darauf gefasst machen, dass Siebe­
reits dieses Jahr ein Defizit von rund 2 Milliarden Franken ha­
, ben werden. Hinzu kommen die Steuerrückgänge bei der 
Stempelsteuer. 
Es ist jetzt oft so getan worden, als ob das nur eine Frage die­
ses Gesetzes sei. Es ist die gleiche Frage wie bei der Waren­
umsatzsteuer. Auch bei der Warenumsatzsteuer werden wir ei­
nige hundert Millionen Franken weniger Einnahmen haben, 
als wir budgetiert hatten, und zwar nicht, weil die anderen Län­
der keine Warenumsatzsteuer haben oder weil wir die Waren­
umsatzsteuer abschaffen sollten, sondern schlicht und ein­
fach, weil die wirtschaftliche Aktivität zurückgegangen ist-das 
ist die Konsequenz. 
Wenn man die Sache überdenkt, ist es vermutlich doch nicht 
ganz so abwegig, wenn man sagt, es wäre besser, die ganze 
Situation 'gleichzeitig zu beurteilen. Offensichtlich ist das nicht 
möglich, und es eilt der Kommission sehr. Die Kommission hat 
ihren Bericht am 16. September 1991 provisorisch verabschie­
det, das Finanzdepartement hat dem Bundesrat am 18. Sep­
tember Antrag gestellt, und der Bundesrat hat am 23. Septem­
ber Stellung genommen, damit Sie die Sache allenfalls am 
25. September hätten behandeln können; und jettt, am 
30. September, ist es soweit. Heute abend wird die ständerätll­
che Kommission zum gleichen Geschäft Stellung nehmen, da­
mit man die Sache im Zweikammersystem möglichst inner­
halb E!iner Woche bzw. innerhalb von zwei oder drei Tagen 
durchbringen kann. 
Da stellt sich doch die Frage: Warum eigentlich diese Eile? Ist 
es vielleicht peinlich, wenn man im Dezember gleichzeitig das 
Budg&·; des nächsten Jahres behandeln muss und hier relativ 
grosszügig ist? Ich kann mir vorstellen, dass das nicht beson­
ders angenehm wäre. 
Es wäre auch nicht angenehm, wenn man gleichzeitig sieht, 
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wofür die Nacht~agskredite sind: 95 Millionen Franken mehr 
haben wir allein im Finanzdepartement unter einem Posten für 
die Verzinsung; das hängt damit zusammen, dass die Zins­
sätze höher ausgefallen sind und dass wir nicht mehr soviel 
Geld haben, so dass wir auf den Kapitalmarkt angewiesen 
sind. Dazu kommen 75 Millionen zusätzlich bei der EVK, dies 
aus dem gleichen Grund: weil die Zinssätze höher sind. Zu er­
wähnen ist auch die vielgeprieseneindustrie mit Vorschüssen 
von 100 Millionen an die Exportrisikogarantie. In der Landwirt­
schaft sind für Butterverwertung 87 Millionen, Käseverwertung 
24 Millionen, übrige Massnahmen 16 Millionen, Raps 10 Mil­
lionen Franken usw. zusätzlich aufzuwenden. Das sind alles 
nur Nachtragskredite, nicht etwa die ganzen Posten. Da sollte 
sich das Parlament zuerst einmal darüber aussprechen, was 
eingespart und wo auf etwas verzichtet werden soll, um nach-· 
her zu beurteilen, wieweit man gehen könnte. Aber ich be-

. greife, dass Sie grosse Eile haben! 
In bezug auf die Stempelsteuer muss ich dem Kommissions­
präsidenten und auch Herrn Siel sagen, dass sie nicht meine 
Erfindung war. Ich habe die Stempelsteuer nicht eingeführt. 
Aber wenn Sie sagen, Sie hätten sie 1984 schon abschaffen 
wollen, dann möchte ich d_och zu bedenken geben, dass sie 
1981 rund 900 Millionen und 1984 1,4 Milliarden Franken ein­
brachte. In diesen Jahren hatten wir immer,noch die Defizite. 
Hier muss man sich bewusst sein, dass man den Kapitalmarkt 
belastet, wenn man mit Defiziten arbeitet. Auch der kleine 
Mann wird sich schlussendlich überlegen, wovon er mehr pro­
fitiert: ob von einem ausgeglichenen Haushalt oder von höhe­
ren Miet- und Hypothekarzinsen! Das ist die Konsequenz. 
Von mir aus gesehen können Sie ruhig Eintreten beschliessen 
- ich weiss, dass sich nichts ändert, wenn ich Ihnen etwas an·-· 
deres sage. Aber Sie sollten sich bewusst sein: Im Dezember 
werden Sie wieder zu anderen' Posten Stellung nehmen müs­
sen. Sie werden dann vielleicht auch zu sich kommen müssen 
und sagen: Es tut uns leid, aber wir haben haltfür das, was wir 
gerne möchten, kein Geld. Ich hoffe, dass Sie dann ebenso 
grosszügig sein werden, wie Sie es wohl heute mit dem Ver­
zicht auf Einnahmen bei der Stempelsteuer sind. Es ist nicht 
ganz so, dass diese Einnahmen automatisch und.selbstver­
ständlich verschwinden. Wenn die Börse besser gehen 
würde, würde es auch wieder besser gehen. 
Ich möchte schliesslich noch sagen, dass, auch die Arbeits­
plätze der Banken nicht von der Stempelsteuer abhängen. Bei 
den Banken muss man sehen, dass gewisse Kartelle aufgeho­
ben worden sind und deshalb eine Strukturbereinigung in 
Gang gekommen ist. Das ist die eine Seite der Strukturber,eini­
gung. Die zweite Seite, die in Gang kommt und im Gang ist, 
betrifft die Fusion verschiedener Banken, die unvorsichtige 
Kredite gewährt haben und deshalb gezwungen sind zu fusio­
nieren, um überhaupt überleben zu können. Aber man soll 
diesen Aspekt bitte nicht auf die Stempelsteuer abwälzen. Das 
hat damit nichts zu tun. 

Erste Abstimmung - Premier vote 
Für den Antrag der Kommission 

(Eintreten) . 
Für den Antrag der grünen Fraktion/ 

Leuenberger-Solothurn (Nichteintreten) 

Zweite Abstimmung - Deuxieme vote 
Für den Rückweisungsantrag Borel 
Dagegen 

Detailberatung -Discussion par articles 

Titel und Ingress, Ziff. 1 Einleitung 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf der Kommission 

Tltre et preambule, eh. 1 introductlon 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet de la commission 

Angenommen -Adopte 
1 

115Stimm~n 

51 Stimmen 

54Stimmen 
111 Stimmen 

Art. 1 Abs. 1 Bst a, b 
Antrag der Kommission 
Bst.a 

4. Streichen 

Bst.b 
Zustimmung zum Entwurf der Kommission 

Art. 1 al. 1 let. a, b 
Proposition de /a commission 
Let.a 

4. Biffer 

Let.b 
Adherer au projet de la commission 

Neblker, Berichterstatter: Bei Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a 
Ziffer 4 geht es um die Aufhebung der Emissionsabgaben für 
Anlagefondsanteile. Dieser Antrag - deshalb habe ich das -
Wort ergriffen - bezieht sich auch auf Artikel 5 Absatz 1 Buch­
stabe b, Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e, Artikel 7 Absatz 2, Ar­
tikel 8 Absatz 2, Artikel 10 Absatz 2 sowie teilweise auf Arti­
kel 11 Buchstabe b. Die vorberatende Kommission hat diesen 
Anträgen einstimmig zugestimmt. Auch der Bundesrat kann 
sich gemäss seinem Bericht vom 23. September der Aufhe­
bung der Emissionsabgaben auf Anlagefondsanteilen an­
schliesseri. ' __,,_. 
Die Massnahme bewirkt Steuerausfälle - auf der Basis 1990 -
von 54 Millionen -Franken. Diese Steuern auf Anlageemissio­
nen gehen aber stark zurück. Beispielsweise 1987 haben sie 
noch über 100 Millionen Franken betragen, 1988 76 Millionen 
Franken, 1989 64 Millionen Franken, 1990 54 Millionen Fran­
ken. Die Geschäfte wandern hauptsächlich nach Luxemburg 
ab, und es ist sinnlos, diese Steuern aufrechtzuerhalten, sonst 
würde ohnehin der Ertrag gegen Null gehen. Dann fehlen 
auch die Geschäfte und alle Tätigkeiten, die mit der Gründung 
von Anlagefonds im Zusammenhang stehen. 
Ich bitte Sie also, diese Anträge der Kommission zu überneh­
men. 

M. Coutau; rapporteur: La diminution des recettes en matiere 
de droits de timbre sur les emissions de fonds de placements 
est particulierement spectaculaire. Depuis 1987, ces recettes 
ont diminue progressivement de moitie. Cette (;liminution est 
imputable tres directement a l'emigration des emissions de 
parts de foncls de placements sur les places etrangeres, en 
particulier a Luxembourg. Cette erhigration n'est pas due ex­
clusivement, mais largement, aux droits de timbre. Elle est due 
egalerlient a un certain nombre de particularites de la loi fede­
rale sur les fonds de placements. II faudra la revoir;. cette revi­
sion est en preparation. Mais, pour cette raison evidente, je 
vous invite a arreter la encore cette hemorragie et a rendre le 
droit de timbre competitif sur les emissions de fonds de place­
ments. 

Frau Uchtenhagen: Ich möchte Ihnen sagen, dass sich die 
Sozialdemokraten hier den Bürgerlichen angeschlossen ha­
ben. Auch wir sind für die Streichung der Stempelsteuer auf 
Anteilscheinen von Anlagefonds. Ich sage es Ihnen jetzt ganz 
klar - nach all den polemischen Aeusserungen in diesem Rat, 
wie die Sozialdemokraten politisierten -: Wir sind gegen 
Transaktionssteuern, wir sind gegen die Stempelsteuern, wir 
sind für die Aufhebung der Stempelsteuern. Aber wir wollten 
diese Frage zusammen mit dem Bundesrat in den nächsten 
Wochen angehen, wenn wir wissen, wie das Ganze aussieht. 
Transaktionssteuern sind bei der heutigen Offenheit und Inter­
nationalisierung der Märkte sicher keine' guten Steuern. Unser 
Kriteriull) der Zustimmung war immer das: Kann ein Geschäft 
abwandern? Bei diesen Anlagefonds handelt es sich tatsäch­
lich um ein Geschäft, das abwandern kann. 
Wenn nun die gleiche Kommission fast damit durchgekom­
men ist und vielleicht hier ganz durchkommt, bei den Emissi­
onsabgaben von 3 auf 2 Prozent herunterzugehen, dann zeigt 
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das doch, wes Geistes Kind das Durchpeitschen dieser Vor­
lage ist; denn bei diesem Geschäft kommt es kaum zu Aus­
landsverlagerungen. 
Es geht also zum Teil tatsächlich um Steuergeschenke. Dort, 
wo die Geschäfte abwandern, sind auch wir für die Aufhebung 
der Stempelabgaben, aber wir hätten es gern so getan, wie 
uns das Bundesrat Stich ganz konkret vorgeschlagen hat: in­
dem er uns darlegt, wo man spart, was für Möglichkeiten es 
noch gibt, Steuern zu erheben, und wie man das tut. Ich bin 
deswegen -ehrlich gesagt- sehr betroffen. 
Wir Sozialdemokraten haben uns vor dem Abstimmung am , 
2. Juni energisch für das Gesamtpaket eingesetzt; darin wa­
ren auch die Stempelsteuern enthalten. Es sind zum Teil die 
gleichen Wirtschaftskreise wie der Vorort, die dieses Paket be­
kämpft haben, die schon am anderen Tag forderten:_ Die Taxe 
occulte und die Stempelsteuer müssen abgeschafft werden . 
Das hätte das Paket vom 2. Juni gebracht. Da muss man nicht 
am anderen Tag kommen und sagen: Jetzt drücken wir das 
durch, wir sind die Mehrheit, wir befehlen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 4 Abs. 3-5 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf der Kommission 

Art. 4 al. 3-5 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet de la commission 

Angenommen -Adopte 

Art.5 
Antrag der Kommission 
Gliederungstitel 
(Die Aenderung betrifft nur den französischen Text) 
Titel ' ·-
Zustimmung zum Entwurf der. Kommission 
Abs.1 Bst.b 
Streichen 
Abs.2Bst.c 
Mehrheit 
Streichen 
Minderheit 
(ßorel, Bundi, Leuenberger-Solothurn) 
Unverändert 

Art.5 
Proposition de /a commission 
Titre precedant l'art. 5 
Adherer au projet de la commission 
Titre 
Droits de participation 
Al. 1 let. b 
Bitter 

' Al. 2/et. c 
Majorite 
Bitter 
Minorite 
(Bore!, Bundi, Leuenberger-Soleure) 
lnchange. 

Gliederungstitel, Titel, Abs. 1 Bst. b 
Titre precedant l'art. 5, titre, al. 1 let. b 
Angenommen -Adopte 

Abs. 2 Bst. c -Al. 2 /et. c 

M. Borel, porte-parole de la minorite: Le peuple, je l'ai deja dit, 
a refuse les modifications des droits de timbre. Le president de 
la commission et le rapporteur de langue fram;aise ont pre­
tendu que la n'etait pas la question. M. Biel est meme alle plus 
loin en disant que le peuple avait le droit d'avoir tort, mais que 
leParlement avait le droit d'avoir raison apres lui et contre le 
peuple. Je les laisse responsables de leur analyse. En com-

mission, les porte-parole que nous c1vons entendus tout a 
!'heure etaient encore plus clairs: ils disaient que l'analyse Vox 
prouvait que le peuple n'avait pas du tout refuse ces modifica­
tions des droits de timbre. Or, apres une lecture soigneuse de 
cette analyse Yox, ils ont renonce a intervenir.sur ce point en 
plenum, car, en effet, celle-ci ne prouve absolument pas cela. 
II est vrai que la question n'est pas la, puisque cette proposi­
tion.en tant que t1=1lle n'a pas ete soumise au peuple lors du 
vote du 2 juin dernier. Mais eile ne concerne pas non plus la 
place financiere suisse. II ne s'agit pas du tauten l'occurrence 
de creer ou de recreer une situation de concurrence meilleure 
pour les banques suisses.11 s'agit de tout autre chose, d'un de 
ces biscuits dont j'ai parle taut a !'heure, qu'on a distribues par 
la meme occasion. puisqu'on se sentait d'une veine gene­
reuse. 
Les societes qui transferent leur siege en Suisse paient, a 
!'heure actuelle, un droit de timbre reduit par rapport a ce 
qu'elles paieraient si alles fondaient une societe en Suisse, 
mais elles paient un certain montant. Nous entrerions en ma­
tiere dans une discussion approfondie si, par exemple, il 
s'agissait d'attirer des societes etrangeres et de faire de la poli­
tique structurelle. Mais la proposition teile qu'elle nous estfaite 
ne favorise qu'un type de societes, celles qui vont s'installer 
dans un canton comme Zoug ou d'autres cantons fiscalement 
tres bon marche. Par ailleurs, nous ne voulons pas favoris~r ce 
genre d~operations. Nous ne voulons pas non plus favoriser ie 
detournement du fisc qui encouragerait une societe ayant l'in­
tention de s'implanter en Suisse a fonder d'abord un siege a 
l'etranger, la ou il n'y aurait pas de droits de timbre, et a transfe­
rer ensuite ce siege en Suisse, sans payer aucun droit de tim­
bre. Nous souhaitons que les entreprises qui veulent s'etablir 
en Suisse jouent cartes sur table et paiei;it un peu d'impöts, 
comme les societes suisses qui doivent se creer. Nous vou­
lons une place financiere concurrentielle. Nous ne voulons 
pas creer une inequite fiscaie entre les societes suisses qui 
creent des places de travail en Suisse et les socletes etrange­
res qui seraient fiscalement totalement exonerees lorsqu'elles 
c:reeraient des places de travail en Suiss6. II nous para"it que la 
proposition teile que fom1ulee pour l'instant est irreflechie. 
Nous renongons a une recette fiscale qui ne coüte pas tres 
eher aux Interesses mais qui rapporte gros a la Confederation. 
Nous vous invitons a ne pas suivre la majorite de la commis­
_sion et a refuser cette proposition. 

' . 

Neblker, Berichterstatter: Ich beantrage Ihnen, den Minder­
heitsantrag Borel abzulehnen.' Es geht um die Sitzverlegung 
ausländischer Gesellschaften in die Schweiz ohne Neugrün­
dung. 
Wie bei unseren Hauptkonkurrenzländern soll gemäss Antrag 
der Kommissionsmehrheit diese Transaktion stempelsteuer­
frei erfolgen. Gemäss geltendem Recht und gemäss den Be­
schlüssen vom Dezember letzten Jahres beträgt der entspre­
chende Steuersatz 1,5 Prozent des Reinvermögens; das wirkt 
prohibitiv auf Sitzverlegungen. An der Verlegung von Sitzen 
ausländischer Gesellschaften in die Schweiz haben wir ge­
rade bei angespannter Wirtschaftslage ein ganz besonderes 
Interesse: Damit lassen sich neue Arbeitsplätze schaffen. Die 
Kommissionsmehrheit beantragt Ihnen deshalb (mit 13 zu 3 
Stimmen) - trotz der momentanen Steuerausfälle -, bei den 
Sitzverlegungen die Stempelabgaben aufzuheben. Es ist 
langfristig sinnvoll, auf einmalige Transaktionssteuern zu ver­
zichten und Sitzverlegungen zu begünstigen. Auf keinen Fall 
sollten diese noch fiskalisch erschwert werden. Die in die 
Schweiz verlegten Unternehmen bezahlen ja dann Ertrags­
steuern; das bringt auf die Dauer mehr Steuererträge und 
schafft Arbeitsplätze. 
Der Minderheitsantrag Barei zu Artikel 5 bezieht sich auch auf 
Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe c. Ich beantrage Ihnen also Ab­
lehnung des Antrages der Minderheit Bore!. 

M. Coutau, rapporteur: Par 13 voix contre 3, la commission 
vous propose de rejeter la proposition de minorite de M. Bore!. 
II s'agit ici encore, contrairement a ce qu'il vient d'affirmer, de 
renforcer la capacite d'attrait de la Suisse et d'egaliser les ca­
pacites de concurrence. Dans un certain nombre de pays qui 
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nous entourent, des restructurations de ce genre ne sont ab­
solument pas frappees par le fisc. Par consequent, il n'est pas 
indifferent que, dans notre pays, ces operations soient soumi­
ses a un droit de timbre de 1,5 pour cent du capital net. 
C'est la raison pour laquelle, et pour etre competitif par rapport 
aux pays voisins, la commission, dans le souci aussi de creer 
un certain nombre d'erriplois dans ces domaines, vous recom­
mande de rejeter la proposition de la minorite. 

'Abstimmung- Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art.Sa 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entw.urf der Kommission 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet de la commission 

Angenommen -Adopte 

Art. 6 Abs. 1 Bst. abls (neu), e, f 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 Bst. abis 
Mehrheit· 

81 Stimmen 
39Stimmen 

abis. Beteiligungsrechte, die in Durchführung von Beschlüs­
sen über Fusionen oder diesen wirtschaftlich gleichkommen­
den Zusammenschlüssen, Umwandlungen und Aufspal~un­
gen von Aktiengesellschaften, Kommanditaktiengesellschaf­
ten, Gesellschaften mit beschränkter Haftung oder Genos­
senschaften begründet oder erhöht werden; 
Minderheit 
(Leuenberger-Solothurn, Borel, Bundi, Züger) 
~treichen 

Abs. 1 Bst. e 
Streichen 
Abs.1 Bst f 
Zustimmung zum Entwurf der Kommission 

Antrag Reimann Maximilian 
Abs. 1 Bst. g (neu) 
g. Kassenobligationen und Pfandbriefe. 

Art. 6 al. 1 let abls (nouvelle), e, f 
Proposiüon de la commisslon 
Al. 1 /et. abis 
Majorite 
abis. Les droits de participation crees ou augmentes confor­
mement a des decisions de fusion ou de concentration equi­
valant economiquement a des fusions, de transformation et de 
scission de societes anonymes, societes en commandite par 
actions, societes a responsabilite limitee ou societes coopera­
tives; 
Minorite 
(Leuenberger-Soleure, Borel, Bundi, Züger) · 
Biffer 

Al. 1 /et. e 
Biffer 
Al. 1 /et. f 
Adherer au projet de lacommission 

Proposition Reimann Maximilian 
Al. 1 /et. g (nouvel/e) . 
g. Les obligations de caisse et les lettres de gage. 

Abs. 1 Bst. abis -Al. 1 let. abis 

Leuenberger-Solothurn, Sprecher der Minderheit: Sie wer­
den mit mir einiggehen, dass meine Tätigkeit hier mit den Be­
strebungen desjenigen zu vergleichen ist, der in einen erlo­
schenen Ofen bläst und sich die Hoffnung macht, er könnte 
die Glut wieder zu Feuer machen. Materiell geht es hier darum, 

dass über die Vorlage, die am 2. Juni indirekt zur Abstimmung 
vorlag, massiv hinausgegangen wird. 
Zusammen mit dem Antrag Bore!, den wir soeben bereinigt 
haben, kostet diese Uebung, die die Mebrheit im Sinne hat, 
nach Schätzungen 60 Millionen Franken pro Jahr. Offenbar 
haben wir das Geld, obschon der Finanzminister das Gegen­
teil sagt. Geben Sie nur ruhig Geld aus, das Sie gar nicht in der 
Kasse haben! : 
Ich sagte Ihnen bereits beim Eintreten, dass wir Sozialdemo­
kratinnen und Sozialdemokraten bereit sind, über eine volks­
wirtschaftlich hilfreiche und sozial verträgliche Stempelsteuer­
revision zu diskutieren. Sie haben in Mehrheit entschieden, 
dass Sie das überhaupt nicht kümmert, dass Sie jetzt durch-
fahren wollen. ' 
Sie sind so gar so weit gegangen, dass Sie uns beschuldigt 
haben, wir seien Schuld an der schweizerischen Asylpolitik, 
am grossen Zustrom von Asylbewerbern! Als ich Herm Bio­
eher so röhren hörte, dachte ich, den habe gestern abend vor 
dem Bildschirm eine «Breme»- gestochen. Es ist durchaus 
möglich, dass so etwas passiert ist. 
Man hat zeitweise auch glauben können, am 2. Juni sei über 
den Lebensversicherungsstempel abgestimmt worden. Also 
bitte sehr, auch jene, die auf Wissenschaft nicht viel geben: 
Schauen Sie sich doch bitte die Forschungen an, die die Vox­

. Analyse hervorbringt, und Sie werden diese Fragen ein klein 
wenig anders sehen l 
Und ich muss es Ihnen noch einmal sagen: Herr Feigenwinter 
ist hier ans Pult getreten und h'at erneut von der kompletten 
Absyhaffung der Stempelsteuer gesprochen, und niemand in 
diesem Saal hat gefragt: Herr Feigenwinter, wie wpllen Sie die­
sen Staat finanzieren? Sie haben nichts dazu gesagt, Sie ha­
ben das einfach so stehenlassen. 
Hier wollen Sie jetzt eine weitere Reihe von Unternehmungen 
aus der Steuerpflicht entlassen. All diese Fusionen wollen Sie 
sozusagen staatlich subventionieren, als ob es zu den höch­
sten Staatszi~len der Eidgenossenschaft gehörte, dass zuletzt 
alle Unternehmen unter dem Dach der «Schweiz AG» fusio­
nierten. Das ist doch kein Staatsziel! Ich erspare mir weitere 
Mühe·- ich könnte sonst noch zornig werden. 
Ich bitte Sie, der Minderheit zuzustimmen. 

M. Borel: Le groupe socialiste vous recommande de refuser 
la p(oposition de la majorite et de suivre celle de la minorite 
Leuenberger-Soleure. 
Nous, membres de la commission, avons regu du courrier a 
propos de ce droit de timbre. II existe plusieurs demandeurs; 
on est toujours demandeur lorsqu'on sait que le climat esttres 
favorable a quelques reductions fiscales. lci, nous parlons 
d'environ 60 millions. Personne n'a demande de diminuerfis­
calement cette somme. Cela a ete de la generation spontanee 
au sein de la com(Tlission; les entreprises, les banques interes­
sees, n'ont rien demande en la matiere. Cette raison nous pa­
rait suffisante pour refuser la proposition de la majorite. 
Ensuite, en seance de commission, il a ete question de la re­
structuration: l'economie va au-devant de temps difficiles, il 
faut restructurer pourtenir le coup. Mais on a aussi fait allusion 
au pauvre Credit suisse qui a dt'.l, recemment, payer beaucoup 
d'impöts, II faut restructurer, non seulement quand tout va 
mal, mais aussi quand tout va bien. II est bon de situer cet ar­
riere-plan en l'occurrence, Le Credit suisse s'est restructure, a 
cree un Creditsuisse holding, dont l'un des buts etait d'echap­
per, du moins partiellement, au contröle de la Commission fe­
derale des banques. Cette derniere n'a pas tout a fait ete d'ac­
cord, et le Tribunal federal a tranche et lui a donne raison 
contre le Credit suisse. A l'origine, cette banque croyait faire · 
une bonne affaire, payer un peu d'impöts mais echapper par­
tiellement au contröle. Or, eile a fait une mauvaise affaire. C'est 
'peut-etre la motivation de la proposition qui vous est presen­
tee: que ceux qui voudront soumettre une proposition analo~ 
gue n'aient au moins pas d'impöts a payer s'ils essaient de de­
tourner le contröle de la Commissic;>n federale des banques. 
Le taux actuel est un compromis qui a ete decide a l'epoque, 
dans les annees septante.,Une modification de ce compromis 
meriterait une etude approfondie et non pas un vote a l'arra­
che en derniere minute-et qui n'a pratiquement pas ete dis-
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cute en commission - aujourd'hui dans notre Chambre, rner­
credi au Conseil des Etats, vendredi en plenum. Ce serait bien 
la premiere fois que nous renoncerions aussi rapidement, 
sans que personne ne le demande, a 60 millions de francs. 

Feigenwinter: Herr Leuenberger hat mir vorgeworfen, ich 
hätte die Ungeheuerlichkeit begangen, die Abschaffung die­
ser Stempelsteuer zu fordern. Doch so ungeheuerlich ist das 
nicht, selbst Herr Bundesrat Stich-wenn Sie ihm aufmerksam 
zugehört haben, konnten Sie es hören - hat gesagt, diese 
Steuer sei überlebt. Also ich fordere hier nichts Ungeheuerli­
ches. 
Sie haben mir zudem nicht richtig zugehört, ich habe nämlich 
gesagt: Wir brauchen eine Reform des gesamten Finanzsy­
stems. Da können wir nicht ein «Wustli», wie das Herr Jaeger 
einmal ausgedrückt hat, umbauen, sondern wir müssen auf 
eine europataugliche Steuer umsteigen - und das kann. nur 
die Mehrwertsteuer sein. 
Ihre Fraktion ist ja für den Beitritt der Schweiz zu «Europa». Das 
ist eine Theorie, wie so vieles Theorie ist, was Sie hier zum be­
sten geben. Sie machen nämlich in der Praxis all das, was uns 
daran hindert, «Europa» beizutreten. Beispielsweise wollen 
Sie die Stempelsteuer nicht abschaffen, weil sie sozialverträg­
lich revidiert werden müsse. Sagen Sie mir, was das sein soll? 
Das ist eine reine Worthülse. 
Wenn Sie im weitem festhalten, dass gerade bei den Fusionen 
usw. die Stempelsteuer noch berechtigt sei, dann beweisen 
Sie schlicht und einfach, dass Sie wirklich nichts verstanqen 
haben. Alle diese Firmen, die aus wirtschaftlicher Notwendig­
keit fusionieren - denn freiwillig gibt selten eine ihre Existenz 
auf-, um im Wettbewerb bestehen zu können und um Arbeits­
plätze erhalten zu können, haben einmal Stempelsteuer be­
zahlt; als sie gegründet wurden, als sie das Kapital erhöht hat­
ten. Sie haben ihren Gewinn, der dann bei der Fusion wieder 
erscheint und beim Eigenkapital aufgestockt worden ist, direkt 
versteuert. Sie haben- Bundessteuer, Gemeindesteuer und 
Kantonssteuer bezahlt, und jetzt kommen Sie und sagen, die­
ser Tatbestand müsse weiterhin besteuert werden, nachdem 
in «Europa», dem Sie ja beitreten wollen, diese Steuer elimi­
niert ist. Wo ist denn Ihre Logik?. Das sind nur Worte, aber es 
sind Taten gefragt, Herr Leuenbergerl 

Blocher: Wir haben am Anfang klar ausgedruckt, dass wir nur 
. das Dringendste ändern würden. 
Herr Leuenberger nimmt Anstoss daran, dass wir die Hinder­
nisse bei Zusammenlegungen oder Aufspaltungen von Ge­
sellschaften wegräumen. Herr Leuenberger, Sie sagen, es 
könne doch nicht der Zweck des Staates sein, Fusionen, Zu­
sammenlegungen oder Aufspaltungen zu begünstigen. Es 
geht nicht um Begünstigung, sondern es geht darum, ob Sie 
es behindern wollen oder nicht, ur\d das kann doch nicht Auf-
gabe des Staates sein. · 
Wenn Sie die Umstrukturierungen in der Wirtschaft wirklich 
machen wollen, können wir nicht solche läppischen Hinder­
nisse aufbauen. Das führt nämlich dazu, dass gesagt wird: An 
sich sollten wir es tun, aber aus steuerlichen Gründen können 
wir es nicht. Solche Dinge sind heute an vielen Orten an der 
Tagesordnung. Darum gehört die Abschaffung der Stempel­
steuer auch hier zu den dringlichen Postulaten. 

Nebtker, Berichterstatter: Umstrukturierungen von Unterneh­
men, Zusammenschlüsse, Umwandlungen und Fusionen 
können massgebend sein, um schweizerische Firmen konkur­
renzfähig zu ert\alten. Auch hier geht es in erster Linie um die 
Erhaltung von Arbeitsplätzen bei schwierigeren Wettbewerbs­
verhältrlissen. Solche Massnahmen sollten daher nicht steuer­
lich belastet werden, wie das bis anhin mit einem Stempelsteu­
ersatz von 1 Prozent der Fall war. 
Die Kommissionsmehrheit beantragt Ihnen deshalb (mit 
13 zu 4 Stimmen), bei den Ausnahmen, den Steuerbef!eiun­
gen, neu den Sachverhalt der Umstrukturierung mit der Um­
schreibung gemäss Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe abis (neu) 
aufzunehmen. Dementsprechend ist Artikel 9 Absatz 1 Buch­
stabe a zu streichen. 
Die Kommissionsminderheit ist an sich mit der sachlichen 

Ueberlegung, zumindest gemäss den Protokollen der Kom­
mission, einverstanden. Sie möchte jedoch die 60 Millionen 
Franken Steuerausfall - zusammen mit den Sitzverlegu~gen -
nicht in Kauf nehmen: Es ist denn nach der Kommissionsmin­
derheit in allen Teilen am seinerzeitigen Beschluss des Parla-
mentes festzuhalten. ~ 

Trotz diese[ Bedenken beantragt Ihnen die Mehrheit der Kom­
mission, die vorgeschlagene Steuereritlastung vorzunehmen. 
Es geht hier um einen echten Beitrag zur Stärkung unserer 
Wirtschaft. Wir können nicht Stempelsteuern in der Schweiz 
haben, die im Ausland, das uns direkt konkurrenziert, abge­
schafft oder gar nie eingeführt worden sind. ,. 
Ich beantrage Ihnen deshalb im Namen der Kommissions­
mehrheit um Aufnahme von Artikel 1 Buchstabe abis (neu). Es 
geht hier ausdrücklich darum, auch im Unternehmensbereich 
etwas zu machen und nicht nur das Wertschrittengeschäft 
konkurrenzfähiger zu gestalten. 

M. Coutau, rapporteur: La majorite de la commission vous re­
commande, par 13 voix contre 4, de rejeter cette propqsition 
de minorite. Nous avons estime en effet que, dans les circons­
tances actuelles, la modification des structures de notre eco­
nomie etait un element imperatif et d'une necessite continue et 
permanente, plus encore que par le passe. Qu'il s'agisse de 
fusions, de concentrations, de transformations ou de scis­
sions de societes, tous ces mouvements doivent suivre la vie 
de l'economie. 
Aujourd'hui, dans toutes ces branches, on a cherche a elimi­
_ner des conventfons qui restreignaient la concurrence. II en re­
sulte inevitablement une augmentation de la necessite des re­
structurations. II est vrai que cette mesure represente environ 
60 millions de francs, montant qui comprend les.moins-values 
que nous avons votees tout a l'heure en ce qul concerne les 
rapatriements de societes etrangeres. 
Je m'etonne d'entendre que M. Bore! est aussi sensible a la 
correspondance qu'il rec;:oit. J'aimerais qu'il lise cette corres­
pqndance avec autant d'attention lorsqu'elle va dans une di­
rection un peu differente mais aussi qu'il puisse se determiner 
favorablement lorsqu'il ne rec;:oit pas necessairement de cor­
respondance sur un objetl 
Par consequent, je vous _invite a suivre la majorite de votre 
commission et a reje!,~r la proposition de la minorite. 

Bundesrat Stich: Ich bitte Sie, hier der Minderheit zuzustim­
men und diesen Buchstaben abis zu streichen. Die Konse­
quenzen sind bereits dargelegt worden. Es geht im Schnitt um 
etwa 60 Millionen Franken. Hier kann man nun nicht argumen­
tieren, die Geschäfte würden abwandern. Es ist eine interne 
Angelegenheit, ob wir Fusionen, Zusammenschlüsse usw. be­
günstigen wollen oder nicht. 
Die beiden Kommissionsreferenten haben natürlich die Zu­
sammenschlüsse ganz selbstverständlich als eine Notwen­
digkeit zur Erhaltung der Arbeitsplätze dargestellt. Ich be­
streite nicht,,dass das auch denkbar ist. Aber mir sind ver­
schiedene Zusammenschlüsse oder Uebernahmen bekannt, 
aus denen eigentlich das Gegenteil resultiert hat, dass also Fir­
men nicht mehr resistent waren, nachdem sie übernommen 
worden waren. · 
Heute finden ja sehr viele Zusammenschlüsse statt, selbst im 
Bierbereich. Man kann sich fragen, in wessen Interesse das ei­
gentlich liegt. Das Bierkartell ist gestorben; das ist weg. Ist es 
nun sinnvoll, dass die Grassen einfach alle anderen 
schlucken, ·um damit die Konkurrenz zu beseitigen? Ist das 
das Ziel der Marktwirtschaft? Ist das das Ziel der Wettbewerbs­
förderung? Hier müssen Sie doch auch sehen, dass Sie ord­
nungspolitisch natürlich nicht mithelfen, eine vernünftige Kon­
kurrenz aufrechtzuerhalten. 
Zum andern ist zu sagen, dass es vermutlich nicht unbedingt 
sehr fair und angemessen ist, wenn solche Uebernahmen 
stattfinden, dass ein Anbieter auftritt, ein gewisses Paket über­
nimmt und alle anderen, die kleineren Aktionäre, gar keine 
Chance haben, den gleichen Preis dafür zu bekommen. Ist 
das wünschenswert, dass man zweierlei Recht schafft? 
Es gibt keinen Grund, hier auf 60 Millionen Franken zu verzich­
ten. Hätten Sie zugewartet, dann hätten wir Ihnen eine Bot- . 
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schaft vorgelegt; wir hätten Ihnen vielleicht eine andere Lö­
sung vorgeschlagen. Es ist denkbar, dass man eine andere 
Lösung gefunden hätte; aber einfach auf 60 Millionen Franken 
zu verzichten, ohne dass irgendeine Gefahr der Abwanderung 
besteht, das ist im jetzigen Zeitpunkt nicht sehr sinnvoll. 
Ich bitte Sie also, der Kommissionsminderheit zuzustimmen 
und den Antrag der Mehrheit abzulehnen. 

Präsident: Ich mache Sie darauf aufmerksam, dass diese Ab­
stimmung auch für Artikel ~ Absatz 1 Buchstabe a gilt. 

Abstimmung - Vota 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs. 1 Bst: e, f -Al. 1 /et. e, f 
Angenommen -Adopte 

Abs. 1 Bst. g-AI. 1 let. g 

86Stimmen 
51 Stimmen 

Reimann.Maximilian: Mein Antrag lautet, die der Refinanzie-· 
rung von Hypothekarkrediten dienenden und insbesondere 
von Kleinanlegern bevorzugten ' Kassenobligationen und 
Pfandbriefe seien nicht mit kompensatorischen, neuen Stem­
pelabgaben zu belegen. 
Ich weiss, ich stehe mit diesem Antrag ziemlich allein, denn die 
Meinungen in den Fraktionen sind weitgehend gemacht. Das 
war aus dem Votum von Herrn Stucky beispielsweise klar zu 
hören. Die Meinungen der Fraktionen waren auch vor dem 
2. Juni schon gemacht, aber die Rechnung wurde dann trotz­
dem ohne den Wirt gemacht; der Souverän sagte riein. 
Ich bin - das sage ich hier klar - ein überzeugter Befürworter 
der Stempelsteuerrevision, aber ich bin nicht einverstanden, 
dass diese Revision einfach zu einem nicht unbeträchtlichen 
Teil auf dem Buckel eines breiten Bevölkerungssegmentes 
durchgeführt wird, -das in diesem Hause über keine Inter­
essenvertretung verfügt. Ich meine die vielen Sparer und Anle­
ger. Diese hat niemand um ihre Meinung gefragt. 
Uebrigens wieder dasselbe Vorgehen, Herr Bundesrat Stich, 
wie bei der Zusammensetzung der Expertenkommission für 
die Revision des Anlagefondsgesetzes: Von sechs Experten 
bestellten Sie drei Bankenvertreter, aber keinen einzigen, der 
primär die Interessen der Sparer und Anleger'hätte vertreten, 
können. 
Diese Revisionsvorlage weist nun leider-wie erwähnt- einen 
fundamentalen Mangel auf, nämli9h die Kompensation eines 
Teils der Steuerausfälle über die Kassenobligationen, und 
über diese spreche ich zuerst. 
Es geht dabei um genau 45 Millionen Franken, wenn wir den 
Vergleich mit dem Ist-Zustand machen, oder um 90 Millionen 
Franken, wenn wir die Kassenobligationen ganz von der Emis­
sionsabgabe ausnehmen. Wegen diesen 45 bzw. 90 Millionen 
nimmt es das Parlament in Kauf, einen Grossteil des Schwei­
zervoikes mit neuen Steuern zu verärgern. 
Man mag nun einwenden, am 2. Juni sei diese Mehrbelastung 
der inländischen Sparer und Anleger kein Thema gewesen, 
und ich würde nun einen unangenehmen neuen Hasen auf­
schrecken. Ich bestreite dies. Im Kanton Aargau beispiels­
weise war dieser Mangel jedenfalls entdeckt und in der öffentli­
chen Diskussion ergiebig beanstandet worden. Entsprechend 
deutlich über dem interkantonalen Durchschnitt lag denn 
auch der Neinstimmenanteil am 2. Juni im Aargau. 
Diese Kompensationssünde war mindestens so gross wie der 
neue Stempel bei den ungebundenen Lebensversicherun­
gen. Nur stand den Sparern und Anlegern kein so mächtiger 
Verband zur Seite wie die Versicherungsbranche. 
Kassenobligationen gehören zu den beliebtesten Anlagefor­
men des kleinen und mittleren Anlegers. Sie'sind viel beliebter 
als die jetzt zu entlastenden Anlagefonds. Und Sie wissen, wie 
spitz man in diesen Kreisen der Sparer rechnet. Stempelsteu­
ern sind Kosten, die die Rendite schmälern, auch wenn der 
Belastungssatz relativ klein ist. Kassenobligationen mit Lauf­
zeiten ab drei Jahren werden nun verteuert- bei achtjährigen 
geht die Belastung mit einem halben Prozent schon recht 
schön an die Substanz, 

Soll nun der inländische Zeichner von Kassenobligationen mit 
höheren Abgaben bestraft werden, nur weil Grossinvestoren 
und das Auslandgeschäft deutlich entlastet werden? Es fehlt 
mir die Logik- das sage ich Ihnen deutlich-, das einzusehen, 
und es fehlen mir die Argumente, wenn ich das einem Klein­
sparer erläutern muss. Deshalb mein Antrag, die Kassenobli­
gationen ebenfalls ganz von der Emissionsabgabe auszuneh­
men. 
Noch ein weiteres Argument hat mich bewogen - damit 
komme ich auf die Pfandbriefe zu sprechen -, diese beiden 
Anlagekategorien· auszunehmen. Es ist der gemeinsame 
Aspekt der Refinanzierung des Hypothekarkredits. 
Letzte Woche bewilligten wir zur Förderung des Wohnungs­
baus 1,5 Milliarden Franken. Alle Fraktionen haben Vor­
schläge zur Hand, wie man den Hypothekarkredit verbilligen 
kann. Und was schicken wir uns heute an, zu tun? Wir bela­
sten die ,wichtigsten Refinanzierungsmittel des Hypothekar­
kredits, Kassenobligationen und Pfandbriefe, mit neuen Ab­
gaben. Hier fehlt mir wirklich das politische Verständnis. 
Weiss denn die eine Hand in diesem Haus nicht mehr, was 
die andere tut? · 
Die Folgen einer neuerlichen Rückweisung durch den Souve­
rän wären für den Finanzplatz Schweiz und dess,en Arbeits­
plätze wirklich fatal. Natürlich weiss ich riicht, ob das Referen­
dum kommt. Es wurde - wie eben von Herrn Kollege Ernst 
Leuenberger - schon oft damit gedroht. Aber wenn das Refe­
rendum kommt, dann, meine Damen und Herren Befürworter 
der Stempelrevision, sind diese neuen Steuern auf beliebten 
Anlagen des Sparers und des kleinen und mittleren Anlegers 
das zugkräftigste Gegenargument. Grossinvestoren aus dem 
In- und Ausland werden zu Recht entlastet. Die Zeche zu be­
zahlen haben aber die Kleinen, und das ist die Mehrheit unse­
rer Stimmbürgerinnen und -bürger. 
Auf diese Ungereimtheit wollte ich Sie mit meinem Antrag auf­
merksam machen. Und wenn nun einer kommt und einwen­
det, es gehe hier bloss um eine bescheidene Mehrbelastung 
von 11-5 bzw. 90 Millionen Franken, sage ich: Für diesen Betrag 
lohnt es sich nicht, diese dringliche Vorlage aufs Spiel zu set-
~en. · ' 

Nebiker, Berichterstatter: Herr Reimann Maximilian möchte 
also Pfandbriefe und Kassenobligationen von den Emissions­
abgaben , befreien. Sein Antrag bedingt auch Aenderungen 
von Artikel 9a Buchstaben a und b sowie von Artikel 11 Buch­
stabe b. 
Der Antrag lag der Kommission in dieser Form nicht vor. Herr 
Züger wollte allerdings in der Kommission etwas Aehnliches 
erreichen, indem er die öffentliche Hand von den Emissions­
abgaben befreien wollte. Das geht in gleicher Richtung wie die 
Befreiung der Pfandbriefe, deckt also einen Teil des Antrages 
Reimann ab. Die Kommission hat den Antrag Züger mit 
14 zu 2 Stimmen abgelehnt. 
Herr Reimann geht aber weiter. Er will auch die Emission der 
Kassenobligationen steuerfrei gestalten. Diese werden nach 

· der Vorlage vom Dezember letzten Jahres, von der wir ja aus­
gehen, mit einer Emissionsabgabe von 0,6 Promille für jedes 
volle und angelaufene Jahr der maximalen Laufzeit besteuert. 
Diese Emissionsabgabe trat an Stelle der bisher nach gelten­
dem Recht erhobenen Umsatzabgabe von 1,5 Promille. 
Der Antrag Reimann hätte folgende Steuerausfälle zur Folge: 
bei den Pfandbriefen etwa 20 Millionen Franken und bei den 
Kassenobligationen etwa 90 Millionen, total also 11 0 Millionen 
Franken; und zwar müssen wir bei den Kassenobligationen 
vom Bruttobetrag von 90 Millionen ausgehen, weil mit der Ge­
setzesrevision - wenn sie durchgeht - die Umsatzabgabe 
wegfällt. Deshalb gibt es einen Bruttoausfall. 
Ich bitte Sie aus folgenden Gründen, den Antrag Reimann ab­
zulehnen: 
1. Es besteht kein Grund, über die Steuerbefreiung der Pfand­
briefe die öffentliche Hand auf dem Kapitalmarkt gegenüber 
den Privaten zu begünstigen. Die öffentliche Hand hat als erst­
klassiger Schuldner ohnehin Zinsvorteile. Uebrigens wurde 
bei den Beratungen im Dezember letzten Jahres in diesem Rat 
ein entsprechender ~ntrag Loretan mit offensichtlicher Mehr­
reit abgelehnt. 
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2. In bezug auf die Emissionsabgaben für Kassenobligationen 
besteht keine Gefahr der Abwanderung ins Ausland. Bel der 
jetzigen Vorlage geht es um die Wettbewerbsfähigkeit des Fi­
nanzplatzes Schweiz. Es geht darum, dafür zu sorgen, dass 
nicht weitere Geschäfte ins Ausland abwandern und nicht um 
Steuergeschenke, die auch sehr nett wären. Ich möchte daher 
wiederholen, dass die Emissionsabgaben auf Obligationen 
ganz allgemein eine Teilkompensation für die Steuerausfälle 
darstellen, die wir aus wettbewerbspolitischen Gründen rpa­
chen mussten. . 
3. Die Steuerausfälle von insgesamt 11 O Millionen Franken, 
die aus dem Antrag Reimann res4ltieren, wären auch aus der 
Sicht der Kommission nicht zu verantworten. Wir wollen wirk­
lich nur das Allerdringendste und eben keine Steuerge­
schenke machen. Herr Reimann nennt auch keine Kompensa­
tionsmöglichkeiten. 
Ich bitte Sie, den Antrag Reimann abzulehnen. 

M. Coutau, rapporteur: II est evident que nous pouvons avoir 
une certaine sympathie pour la proposition de M. Reimann 
Maximilian. Nous ne l'avons pas examinee en commission 
mais nous avons egalement ete sensibles a la fagon dont il l'a 
defendue taut a I 'heure. 
Toutefois, il faut se rendre a un certain nombre d'evidences et 
d'obligations. M. Reimann Maximilian propose d'exempter les 
lettres de gage et les obligations de caisse qu droit de timbre. 
II est evident que cette exemption ne sera pas gratuite. 
Comme vient de vous le dire le president de la commission, 
eile se chiffrerait a respectivement 20 millions et 90 millions, 
soit au total 110 millions. Un certain nombre d'indications 
nous incitent a vous recomrriander de refuser cette proposi­
tion. 
Tout d'abord, une proposition de meme Inspiration a ete pre­
sentee en commission par M. Züger dans l'idee d'epargner 
aux pouvoirs publics le droit de timbre. Cette proposition a ete 
rejetee a une tres forte majorite, par 14 voix contre 2. Encore 
une fois, la proposition de M. Reimann Maximilian va au-dela 
de la seule proposition presentee en commission qui ne por­
tait que sur l'exemption des lettres de gage, en ce sens qu'elle 
demande que les obligations de caisse soient egalement 
exemptees. Par consequent, qui s'oppose au minimum s'op­
pose necessairement a ce qui va encore plus loin. · · · 
D:autre part, l'an demier, lorsque nous debattions de cet as­
pecf du paquet financier, une proposition analogue avait ete 
presentee et rejetee a une majorite evidente. Une fois encore, 
nous devons nous lnspirer de deux motifs essentiels pour 
vous recommander de rejeter cette proposition. Le premler 
motif, c'est celui de la prudence. Nous devons tenir campte 
des diminutions de recettes de la Confederation et nous ne 
pouvons pas toujours acceder aux demandes d'allegement, si 
sympathiques soient-elles, qui nous sont presentees. 
Le deuxieme - et c'est peut-etre le plus important- c'est que 
cette demande ne correspond pas a l'objectif que nous nous 
sommes fixe dans la revision du droit de timbre. Cet objectif, je 
l'ai repete a plusieurs reprises, consiste a rendre de nouveau 
competitive la place financiere suisse qui voit des operations, 
qui se deroulaient naguare sur son sol, lui echapper.ainsi que 
les recettes fiscales correspondantes. 
Dans le cas particulier, la proposition de M. Reimann ne pour­
suit absolument pas ce but de renforcer la capacite de concur­
rence et, par consequent, nous ne pensons pas qu'il soit pos­
sible de lui donner une suite favorable. 
Je vous recommande, avec le president, de rejeter la proposi­
tion de M. Reimann. 

Bundesrat Stich: Ich bitte Sie, die beiden Anträge von·Herm 
Maximilian Reimann abzulehnen. Es ist nicht richtig, wenn Sie 
sagen, es sei eine neue Steuer der kleinen Leute, sondern es 
ist eine Umwandlung der Umsatzabgabe In eine Emissionsab­
gabe. Das ist der Tatbestand. Es ist also nicht wahr, dass es 
eine neue Steuer ist. Ich weiss es vom 2. Juni 1991 her: Es ist 

. viel einfacher, Vorlagen abzulehnen, wenn man sagt, es sei 
eine neue Steuer, auch wenn es nicht so ist. 
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Es ist bereits gesagt worden: Ihr Vorschlag bringt 11 O Millio­
nen -also 20 und 90 Millionen - Einnahmenausfälle, das istfür 
Sie vielleicht nicht viel; aber für den Haushalt, der jetzt mit 

· 2 Milliarden und in drei Jahren mit 5 bis 6 Milliarden Defizit pro 
Jahr rechnet, ist das immerhin beachtlich. Sie müssen mir 
dann immerhin sagen, wen wir belasten oder wo wir dieses 
Geld einsparen sollten. Das wäre eine Möglichkeit, wenn Sie 
sagen könnten, was man statt dessen tun solle. Nur das Defizit 
vergrössern ist keine Lösung. 
Sie können bei der Kassenobligation natürlich sagen, da 
werde der kleine Mann getroffen, aber dieser kleine Mann wird 
viel härter mit unseren Budgetdefiziten getroffen. Denn diese 
führen letztlich dazu, dass die Zinssätze nicht hinuntergehen, 
sondern allenfalls weiter steigen, dass man höhere Zinsen für 
die Hypothekaranlagen und höhere Mietzinse hat. Da nützt es 
nichts, wenn Sie eine Kleinigkeit bei den Kassenobligationen 
einsparen wollen. 
Ich bitte Sie, beide Anträge abzulehnen. 

Präsident: Ich mache Sie darauf aufmerksam, dass diese Ab­
stimmung auch für die Artikel 9a Buchstaben a, b und Arti­
kel 11 Buchstabe b gilt. 

Abstimmung- Vote 
Für den Antrag Reimann Maximilian 
Dagegen 

Art.1 
Antrag der Kommission 
Abs.1 Bst. f 
Zustimmung zum Entwurf der Kommission 
Abs.2 
Streichen 

Art.7 
Proposition de Ja commission 
Al. (Jet. f 
Adherer au projet de la commission 
A/.2 
Bitter 

Angenommeil-Adopt{r 

Art.8 
Antrag der Kommission 
Titel 
Zustimmung zum Entwurf der Kommission 

Abs.1 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf der Kommission 
Minderheit 

11 Stimmen 
87Stimmen 

(Feigenwinter, Blocher, Coutau, Philipona, Portmann, Stucky) 
Die Abgabe auf Beteiligungsrechten beträgt 2 Prozent .... 

Abs.2 
Streichen 

Art.8 
Proposition de /a commission 
Titre 
Adherer au projet de la commission 

Al: 1 
Majorite 
Adherer au projet de la commission 
Minorite 
(Feigenwinter, Blocher, Coutau, Philipona, Portmann, Stucky) 
Le droit d'emission sur les droits de participation s'eleve a 
2 pourcentet .... 

AJ.2 
Bitter 
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Titel - Titre 
Angenommen -Adopte 

Abs. 1 -Al. 1 · 

Feigenwinter, Sprecher der Minderheit: Frau Uchtenhagen 
hat si.ch bitterlich darüber beklagt, die Mehrheit walze hier 
rücksichtslos Interessen aus, die nicht vertretbar seien, weil 
diese Art von Geschäften nicht abwanderungsbedroht seien. 
Ich anerkenne, dass Frau Uchtenhagen in der Kommission 
volles Verständnis für die Untauglichkeit der Stempelsteuer 
gezeigt und auch erklärt hat, dass sie eigentlich besser heute 
als erst morgen abzuschaffen sei. Frau Uchtenhagen hat in 
bezug auf steuer- und finanzpolitische Fragen immer eine 
klare Haltung vertreten. Sie war konsequent in dieser Haltung, 
und in Konsequenz in dieser Haltung hat sie eben auch ge­
sagt, dass Stempelsteuern überholt und durch etwas anderes 
zu ersetzen seien. 
Es ist natürlich nicht so, wie mir Herr Bundesrat Stich unter­
stellt, dass ich mir keine Gedanken darüber mache, wie diese 
Stempelsteuereinnahmen kompensiert werden können. Der 
Bund und unsere Staatskasse können bei Abschaffung der 
Stempelsteuer nicht einfach auf 2 Milliarden Franken Steuer­
einnahmen verzichten. Man muss schon dafür Sorge tragen, 
dass sie irgendwie kompensiert wetden können. Aber wie 
man dies machen soll, darüber haben wir noch keine Einigkeit 
erzielt. Ich nehme an, dass diese Einigkeit leider auch nicht so 
schnell zu erzielen ist, wie zu wünschen wäre. Ich persönlich 
bin, wie ich Ihnen vorher schon gesagt habe, ein klarer Befür­
worter der Mehrwertsteuer - einer Mehrwertsteuer, die höher 
sein müsste als die heutige Warenumsatzsteuer; also einer 
Verlagerung von den direkten zu den indirekten Steuern. Nur 
so werden wir den Ausfall dieser Stempelsteuer überhaupt 
kompensieren köhnen. Diese Einsicht muss auch der Souve­
rän eines Tages haben, wenn er nicht riskieren will, durch 
diese Beschlüsse die Konkurrenzfähigkeit unser~s Finanz-
und Arbeitsplatzes Schweiz auszuhöhlen. . · 
Es geht längst nicht mehr nur um den Finanzplatz Schweiz: Sie 
können sich nämlich über die weltweite Verbindung mit Com­
putersystemen durchaus .behelfen; ob Sie ein Börsengeschäft 
in London oder in Zurich abwickeln, das ist eine Frage derTele­
fontaxe und sonst nichts, das ist ohne weitere~ möglich. Hinge­
gen können Sie ein Unternehmen nicht einfach so «holteripql­
ter» über die Grenze nach Deutschland oder Frankreich brin­
gen, wo man keine Fusionssteuer mehr hat und nur eine maxi­
male Emissionssteuer von 1 Prozent. In sehr vielen europäi­
schen Staaten ist auch diese Emissionssteuer ganz abge­
schafft, nur einige wenige haben noch maximal 1 Prozent. 
Das ist in Rechtskraft, Frau Uchtenhagen, das ist ja der Unter­
schied! Es hat sich etwas getan in Europa, und wir Schweizer 
schlafen weiterhin. Wie hat das Herr Bundesrat Chevallaz ein­
mal ausgedrückt? Er sprach vom «Schlaf des Gerechten». 
Wenn wir da nur nicht eines Tages unsanft erwachen! Denn es 
ist doch ein Unding, der Wirtschaft, die mit Arbeit und Kapital 
wirtschaften muss, dieses Kapital schon zum Teil wegzusteu­
ern, bevor sie es überhaupt hat und damit Gewinn erzielen 
kann! 
Das haben uns die Europäer voraus; sie haben eingesehen, 
dass das unsinnig ist - sie haben es abgeschafft. Aber uns 
wirft man vor, wir würden rücksichtslos die Interessen der gar 
nicht abwanderungsbedrohten Wirtschaft wahrnehmen. Wer 
sagt denn, dass unsere Wirtschaft nicht abwanderungsbe­
droht oder abwanderungswillig ist, wenn die Rahmenbedin­
gungen nicht so gesteckt werden wie in Europa? Glauben Sie 
eigentlich, wir seien ein Sonderfall? 
Unsere Wirtschaft kann auch kalkulieren; sie hat die Taxe oc­
culte, die Emissionssteuern, sie hat überall steuerliche Hinder­
nisse. Sie hat tiefere direkte Steuern, das wollen wir zugeben, 
aber wenn das so weitergeht und wir nichts anpassen, dann 
hat unsere Wirtschaft eben Konkurrenznachteile. Dann sind 
wir auch nicht europafähig, um dieses Modewort wieder ein­
mal zu gebrauchen. 
Aus diesem Grunde beantrage ich Ihnen, hier ein Zeichen zu 
setzen, und von 3 auf2-nichtetwaauf 1 Prozent-herunterzu­
gehen. 

Ich bin kein Unmensch, ich weiss, dass diese 150 Millionen 
Franken gegenwärtig schwer zu verschmerzen sind, aber das 
Anliegen muss erfüllt werden -wenn nicht heute, so später. 

Züger: Wichtigstes Argument gegen diese Entlastungsmass­
nahme von 3 auf 2 Prozent sind die damit für den Bund ver­
bundenen Einnahmenausfälle von 150 bis 160 Millionen Fran­
ken. Zusammen mit den übrigen von der Kommission vorge­
schlagenen Erleichterungen bei den Stempelabgaben ergäbe 
sich damit in der Bundeskasse ein Loch von über 500 Millio­
nen, das sich bei einer Aufhebung der Syndizierungsvorschrif­
ten noch einmal um gut 150 Millionen Franken vergrössern 
würde; dies ist absehbar. · 
Solche Ausfälle kann sich der Bund angesichts der bevorste­
henden Milliardendefizite schlicht nicht leisten. Das Parlament 
wird in Kürze vor der Frage stehen, wie der Haushalt wieder 
saniert werden kann. Ohne einschneidende Kürzungen bei 
den Ausgaben wie auch zusätzliche Einnahmen wird dies 
nicht gehen - es wird hart sein. Zusätzliche Einnahmenaus­
fälle von rund 150 Millionenwerden kaum mehr verkraftet wer­
den können. 
Wo sind die Subventionsempfänger in diesem Saal, die zu­
gunsten einer Verbilligung von Aktienkapitalerhöhungen be­
reit sind, auf ihre Beiträge zu verzichten? Wo sind die Steuer­
zahler, die gerne in die Bresche springen und das Loch in der 
Kasse wieder stopfen? Wir können beim Abbau der Stempel­
abgaben nicht so tun, als ob der Bund aus dem Vollen schöp­
fen könnte! 
All diese Ausfälle werden irgendeinmal durch irgend jeman­
den zu berappen sein. Entlastungen sind deshalb nur dort ge­
rechtfertigt, wo wir tatsächlich Geschäfte an ausländische Fi­
nanzplätze verlieren; dies ist bei dieser Emissionsabgabe 
nicht der Fall- ich wiederhole: Dies ist hier nicht der Fall! 
Hier, 1-:ferr Blocher und Herr Feigenwinter, ist überhaupt nichts 
dringlich. Es ist zwar zutreffend, dass die EG die Belastung 
von Aktienemissionen auf 1 Prozent begrenzt hat. Die Emissi­
onsabgabe ist aber nur ein einzelner Standortfaktor unter zahl­
reichen. Die gesamte Steuerbelastung der Unternehmungen 
ist bei uns, im Vergleich zu den wichtigsten Handelspartnern, 
immer noch bescheiden. Wir kennen insbesondere sehr gün­
stige Abschreibungsvorschriften und belasten beispielsweise 
die unverteilten Gewinne der Unternehmungen weit weniger 
stark als Deutschland; dies ist wohl für die Eigenkapitalbil­
dung weit wichtiger als die Emissionsabgabe. Von einer 
steuerlichen Benactiteiligung unserer Unternehmen gegen­
über ihrer ausländischen Konkurrenz kann insgesamt keine 
Redesein. 
Es geht nicht an, immer nur die steuerlichen Nachteile in den 
Vordergrund zu stellen, die insgesamt gewichtigeren Vorteile 
aber vornehm zu verschweigen; das ist im höchsten Grade 
unehrlich. Die Entwicklung der Aktienemissiorien in der 
Schweiz zeigt, dass die Gründung neuer Gesellschaften wie 
auch Kapitalerhöhungen von den allgemeinen wirtschaftli-. 
chen Aussichten abhängen und nicht von der Höhe der Emis­
sionsabgabe. 
Von einer Reduktion der Emissionsabgabe profitieren nicht 
nur eigentliche Produktionsbetriebe, sondern vor allem auch 
die zahlreichen Domizilgesellschaften und die Briefkastenfir­
men. Es scheint doch sehr fraglich, ob der Mann und die Frau 
von der Strasse begeistert sein werden, für solche Finanzge­
bitde die Zeche zu bezahlen. 
Im Namen der SP-Fraktion bitte ich Sie eindringlich, der Kom­
missionsmehrheit zuzustimmen. Hier handelt es sich um ei­
nen politischen Kraftakt, und ein solcher ist hier höchst fehl am 
Platz. Selbst Herr Kommissionspräsident Nebiker warnt vor ei­
nem Ueberspannen des Bogens, und er war bisher ein eifriger 
Befürworter dieser Vorlage. 

Hafner Rudolf: Herr Feigenwinter hat mich doch dazu ver­
lockt, hier zu seinem Votum Stellung zu nehmen. 
Er hat dauernd davon gesprochen, dass wir europafähig wer­
den müssten und dass wir eine europafähige Mehrwertsteuer 
einführen sollten. Aber bedenken Sie, was das eigentlich 
heisst. Die EG hat ja beschlossen, dass man bei der Mehrwert­
steuer einen Richtsatz v.on t5 Prozent einhält. Will Herr Fei-

. -
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genwinter wirklich, dass wir ein Mehrfaches an heutigen Bun­
dessteuern bezahlen müssen? 
Dieser Antrag kommt ausgerechnet von einer Seite, die sonst 
immer für Steuerabbau plädiert. Das sollte man doch wirklich 
bedenken, und man müsste konsequent sein. Man sieht: 
wenn es konkret um die Wurst geht, d. h. um die Bankeninter­
essen, dann kennt man von dieser Seite keine Schranken und 
kein Mass mehr und fordert immer noch mehr. 
Wir sind hier deshalb klar für den Antrag der Kommissions­
mehrheit, die es nicht für verantwortbar hält, dass man hier 
auch noch Geschenke macht. 

Blocher: Man kann natürlich zweierlei Meinung sein, ob diese 
Revision jetzt notwendig sei oder nicht; das ist eine Frage des 
Ermessens. Aber nicht vertretbar ist das, was Herr Züger sagt, 
nämlich dass das überhaupt keine Rolle spiele. 
Diese Steuern sind ein Unkostenblock, völlig unabhängig von 
Gewinnen; darüber müssen wir uns einfach im klaren sein. 
Nur weil einer eine Gesellschaft grundet, nimmt man ihm 
3 Prozent ab vom Kapital. Das ist eine Erschwerung der wirt­
schaftlichen Tätigkeit, es ist eine Benachteiligung; darüber 
gibt es nichts zu diskutieren. Es ist nichts Unbilliges, das hier 
zu fordern, sondern es ist an sich eine wirtschaftliche Notwen­
digkeit. 
Herr Hafner, das hat nichts zu tun mit den Banken; das ist j~tzt 
nicht eine Bankenangelegenheit, sondern es geht um die 
Frage, ob die wirtschaftliche Tätigkeit mit diesen 3 Prozent be­
lastet werden soll oder nicht, während die Konkurrenz nur mit 
1 Prozentbelastetwird. 
Sie merken es, wir sind in der Kommission in die Minderheit 
geraten, weil dieses Geschäft anscheinend nicht oberste 
Dringlichkeit hat, zumindest weniger dringlich ist als die ande­
ren. Aber ein Anliegen ist es, und wir sind d.er Meinung, dass 
es ein dringliches ist. 

Neblker, Berichterstatter: Die Minderheit Feigenwinter bean­
tragt Ihnen, den Steuersatz der Emissionen von drei auf zwei 
Prozent zu reduzieren. 
Seinerzeit, 1978, bei der damaligen Mehrwertsteuervorlage, 
hat man die Erhöhung von zwei auf drei Prozent vorgenom­
men, damit auch derWertschriftenbereich einen Beitrag an die 
Sanierung des Bundeshaushaltes leiste. Die Emissionssteuer 
ist vom Unternehmen her gesehen nicht gerechtfertigt; das ist 
unbestritten. Von den Befürwortern der Minderheit wurde das 
deutlich gesagt, und das ist auch sachlich durchaus in Ord­
nung. 
Herr Hafner, die Emissionssteuer bei den Aktien, bei der Aus­
gabe der Wertschriften, hat mit den Banken gar nichts zu tun. 
Sie handeln genau gleich viele Wertschriften, ob darauf eine 
Emissionssteuer erhoben wird oder nicht. Diese Steuern müs­
sen von den Unternehmen bezahlt werden. Es ist eine Bela­
stung der Unternehmen, die neu gegründet werden oder ihre 
Aktienkapitalien erweitern. Im Ausland beträgt diese Emissi­
onssteuer nur etwa 1 Prozent. Die schweizerischen Unterneh­
men sind tatsächlich stärker belastet. , 
Die Kommissionsmehrheit allerdings -das wissen Sie - bean­
tragt Ihnen, auf diese Satzreduktion bei den Emissionsabga­
ben zu verzichten, und zwar aus folgenden Gründen: 
1. Man darf bei den Entlastungen bei der jetzigen Revision des 
Stempelsteuergesetzes, die so oder so nur eine vorläufige 
Massnahme sein kann, den Bogen nicht überspannen, s;onst 
wird diese Revision gefährdet. 
2. Die entstehenden Steuerausfälle von zusätzlich rund 150 
bis 160 Millionen Franken sind angesichts der angespannten 
Finanzlage des Bundes - hier ist die Kommissionsmehrheit 
durchaus mit Herrn Bundesrat Stich einverstanden - nicht zu 
verantworten. Eine Kompensation der Ausfälle wird ja auch 
nicht angeboten. 
3. Mit der jetzigen vorgezogenen Revisionsvorlage will man 
nur jene Wertschrittengeschäfte entla.sten, bei denen qie Ge­
fahr eines Abwanderns ins Ausland besteht. Das ist bei den 
Etnissionsabgaben ga.nz eintjeLJtig nict)t der Fall; es pi:3steht 
also keine Dringlichkeitfür diese Satzreduktion. 
Ich beantrage Ihnen im Namen der allerdings knappen Kom­
missionsmehrheit, im gegenwärtigen Zeitpunkt keine Reduk-

tionder Emissionsabgaben vorzunehmen. Auch wenn wir den 
Minderheitsantrag ablehnen, werden die Steuerausfälle er­
heblich sein. Grössere Steuerausfälle wären finanzpolitisch 
nicht zu verantworten. 

M. Coutau, rapporteur: Vous l'avez constate: lors des debats 
en commission, cette proposition a ete pour le moins contro­
versee. Ce n'est que grace ä la voix preponderante du presi­
dent que nous en sommes restes avec un taux, qui a ete ma.­
jore en 1978, de 3 pour cent. 
M. Feigenwinter, avec Ja minorite, suggere de reduire ce taux a 
2 pour cent. Les pays qui nous entourent, et en particulier ceux 
de Ja Communaute europeenne, pratiquent pour ce genre 
d'operations un prelevement ä un taux de 1 pour cent. Par 
conseqüef)t, la minorite ne demande pas de s'aligner sur le 
taux europeen, mais d'aller dans le sens de la tendance des 
pays voisins. 
En tant que rapporteur de la commission, je vous recom­
mande de vous rallier a la majorite de Ja commission. Les prin­
cipaux arguments vous ont ete donnes; ils concernent bien 
entendu l'aspect politique, qui est important. II s'agit d'eviter 
de donner l'impression qu'une demande surchargee viendrait 
exercer une menace sur le succes de l'ensemble de l'opera­
tion. II s'agit de se rendre campte que cette diminution d'un 
pour cent du taux represente une perte fiscale de 160 million.s 
defrancs; ce n'est pas negligeable, etencore moins dans lasi­
tuation actuelle de la Confederation. C'est essentiellement 
POliff ces deux raisons que la majorite de la commission vous 
invite ä la suivre et a rejeter Ja proposition de M. Feigenwinter. 
Neanmoins, ä titre personnel, jene vous cache pas que j'ap­
partiens a cette minorite. Le debat d'ordre economique que 
nous aurons jeudi prochain montrera l'effritement des avanta­
ges dont la Suisse beneficiait encore naguere par rapport a 
l'ensemble des conditions economiques qu'elle offrait a ses 
entreprises, compares aux pays qui l'entourent. Ces avanta­
ges economiques so(lt effectivement en train de s'effriter; ils 
existent encore quelque peu, mais ils s'effritent. Par conse­
quent, nous devons tenir compte de cet etat de choses que 
constatent non seulement les experts de l'OCDE et ceux du 
GATT, mais aussi les chefs d'entreprises dans leur actlvite 
quotidienne. Nous devons corriger cet effritement. 
4\ question reste ouvette, bien entendu, de savoir comment 
cornperiser une diminution supplementaire de 160 millions de 
francs pour la .Caisse federale. Je l'ai deja dit une fois, je le re­
pete. A mes yeux en tout cas, une compensation ne peut etre 
trouvee que dans une nouvelle presentation d'un regime fi­
nancier, qui devra etre accepte avan.t Je 31 decembre 1994.11 
me para1t illusoire de vouloir rechercher des compensations 
dans un cadre inopportun, un droit de timbre perime - tout Je 
monde en convient - et qu'il taut par consequent redujre Je 
plus possible et progressivement a sa plus simple expression. 
En conclusion, a titre personnel, je voterai pour Ja proposition 
de la minorite; en tant que rapporteur, je vous recommande de 
l'ecarter. 

Bundesrat Stich: Ich bitte Sie, den Antrag der Minderheit Fei­
genwinter abzulehnen. Es geht nicht um den Finanzplatz und 
um die Konkurrenzfähigkeit des Finanzplatzes, Herr Feigen­
winter, sondern schlicht und einfach um die steuerliche Bela­
stung der schweizerischen Unterhehmen, der Kapitalgesell­
schaften 1:>eim Eigenkapital und der Aufstockung desselben. 
Da. stellen wir fest, dass in der Schweiz nach wie vor sehr ~jele 
Aktiengesellschaften jedes Jahr gegründet werden, offen­
sichtlich weil für Aktiengesellschaften - auch für kleine ~ese!l­
schaften -die Besteuerung nicht so gross ist wie für natürliche 
Perspnen. Das ist ein Vorteil. 
Zum zweiten muss man sehen, dass die Belastung der 
schwejzerischen juristischen Personen trotz allem tiefer ist als 
im Ausland. Dazu ist anzumerken, dass das schweizeris~!')e 
Steuersystem für die Besteuerung der Ertr&ge der j1.irfstisch!:ln 
Personen nach wie vor den Dreistufentarif kenoi. Das ist et~ 
was, was es im Ausland auch nicht gibt. Aber dieses fortschritt­
liche Parlament hat auch das nicht gemacht - ich ha.be nicht 
von Ihnen gesprochen, Herr Feigenwinter, Sie sollten nicht im­
mer alles auf sich beziehen! -, ich habe vom Parlament ge-
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sprochen, und dieses Parlamer:it hat eine Lösung gefunden, 
indem es am alten festgehalten hat. Aber dieses alte System 
bevorzugt die kapitalintensiven Gesellschaften. Diejenigen, 
die ein grosses Eigenkapital haben, sind dadurch bevorzugt. 
Wenn es einen kleinen Ausgleich gibt, wenn die Banken viel­
leicht etwas mehr Steuern bezahlen, ist das trotz allem vermut­
lich nicht so tragisch. Ich empfehle Ihnen, Herr Feigenwinter: 
Stimmen Sie hier zu und warten Sie, bis das Schweizervolk die 
Mehrwertsteuer angenommen hat. 

Abstimmung - Vota 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs. 2-AI. 2 
Angenommen -Adopte 

Art.9 
Antrag der Kommission 
Abs.1 Bst.a 

· Mehrheit 
Streichen 
Minderheit 
(Leuenberger-Solothurn, Barei, Bundi, Züger) 
Unverändert 

Abs.1 Bst.c 
Mehrheit 
Streichen 
Minderheit 
(Bor,el, Bundi, Leuenberger-Solothurn) 
Unveränd~rt 

Art.9 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 /et a 
Majorite 
Biffer 
Minorite 
(Leuenberger-Soleure, Borel, Bundi, Züger) 
lncha11ge · 

.fi[.1 /et C 

Majorite 
Biffer 
Minorite 
(Borel, Bundi, Lellenberger-Soleure) 
lnchange · 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 

94Stimmen 
48Stimmen 

(Siehe Entscheid bei Art. 6 Abs. 1 Bst. abis; 5 Abs. 2 Bst. c) 
Adopte selon la propositlon de /a majorite 
(Voir decision aux art. 6 al. 1 let abis; 5 al. 2 let. c) 

Art.9a 
Antrag der Kommission 

· ZUstimmung zum Entwurf der Kommission 

Antrag Reimann Maximilian 
Bst.a , 
«Pfandbriefen» streichen 
Bst.b 
«Kassenobligationen,; streichen 

Art. 9a 
Proposition de la commission 
Adherer au projet de la commission 

Proposition Reimahn Maximilian 
Let.a 
Bitter «lettres de gage» 
Let.b 
Bitter «obligations de caisse» 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
(Siehe Entscheid bei Art. 6 Abs. 1 Bst. g) 
Adopte selon la proposition de la commission 
(Voir decision a l'art. 6 al. 1 let. g) 

Art.10 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 erster Satz, Abs. 3, 4 
Zustimmung zum Entwurf der Kommission 
Abs.2 . 
Streichen 

Art.10 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 premiere phrase, af. 3, 4 
Adherer au projet de la commission 
AJ.2 
Bitter 

Angenommen -Adopte 

Art. 11 Bst. b 
Antrag.der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf der Kommission 

Antrag Reimann Maximilian 
«Kassenpbligationen» streichen 

Art. 11 let. b 
Proposition de la commisslon 
Adherer au projet de la commission 

Proposition Reimann Maximilian 
Biffer «Obligations de caisse» 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
(Siehe Entscheid bei Art. 6 Abs. 1 Bst. g) 
Adopte seJon Ja proposition 'de Ja commission 
(Voir decision a l'art. 6 al. 1 let g) 

Art.13 Abs. 2, 3; 14 Abs. 1 Bst a, c, f-h, Abs. 2, 3; 16a; 18 
Abs. 3; 19 · 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf der Kommission 

Art.13al.2, 3; 14al.1-let. a, c, f-h, al. 2, 3; 16a; 18al. 3; 19 
Proposition de la commission 
Adherer au projet de la commission 

Angenommen-Adopte 

Art. 22 Bst. a 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Unverändert 
Minderheit 
(Borel, Bundi, Leuenberger-Solothurn, Uchtenhagen, Züger) 
Zustimmung zum Entwurf der Kommission 

Art. 22 let. a 
Proposition de la commission 
Majorite 
lnchange · 
Mlnorite 
(Borel, Bundi, Leuenberger-Soleure, Ubhtenhagen, Züger) 
Adherer au projet de la commissiqn 

Art. 24 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Unverändert 
Minderheit I 
(Bore!, Bundi, Leuenberger-Solothurn, Uehtenhagen, Züger) 
Zustimmung zum Entwurf der Kommission 
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Minderheit II 
(Bore!, Bundi, Leuenberger-Solothurn) 
Die Abgabe beträgt 5 Prozent; für die Lebens-, die Haftpflicht­
und die Fahrzeugkaskoversicherung beträgt sie 2,5 Prozent. 

Art.24al.1 
Proposition de la commission 
Majorite 
lnchange 
Minorite I 
(Bore!, Bundi, Leuenberger-Soleure, Uchtenhagen, Züger) 
Adherer au projet de la commission 
Minorite II 
(Bore!, Bundi, Leuenberger-Soleure) 
Le droit, calcule sur la prime nette au comptant, s'eleve a 
5 pour cent; pour l'assurance sur la vie, l'assurance de la re­
sponsabilite civile et l'assurance du corps de vehicule, il 
s'eleve a 2,5 pour cent. 

M. Borel, porte-parole des minorites I etll: L'heure avance, les 
votes sont sans surprise. Pour simplifier la procedure, je retire 
la proposition de la minorite II et ne maintiens que la proposi­
tion de la minorite I pour qu'il y ait un vote clair du Parlament 
sur le fait qu'il ne veut pas de compensation. C'est semble-t-il 
ce que veut la majorite et ce que voudra la majorite de ce ple­
num taut a !'heure, a moins d'une surprise de derniere minute. 
Je vous rappelle que cette compensation, vous l'avez voulue 
en decembre dernier, vous l'avez proposee au peuple en juin 
et c'est le seul point sur lequel vous acceptez de tirer une le9on 

_ du refus du vote populaire. La, on dit le peuple a refuse, donc il 
ne taut pas refaire cette proposition. Les autres propositions 
ont egalement ete refusees le 2 juin, mais la, vous proposez de 
les maintenir. 
En matiere d'assurance-vie, c'est une maniere comme une au­
tre de faire des economies, les autres economies sont fiscale­
ment fortement taxees. II s'agit la d'un cadeau fiscal important 
et la proposition qui vous est falte ne coOte pas tres eher au 
contribuable, c'est une modeste pejoration de sa situation, 
tres modeste pour les individus, mais qui rapporte 135 millions 
a la caisse de la Confederation. Nous estimons qua ce qui etait 
bon en decembre de l'annee passee l'est encore aujourd'hui, 
et nous estimons d'autant plus utile, vu l'avenir des finances 
federales, de maintenir cette recette de 135 millions. J'ai dit 
que_l'economie estfaible entre un impöt de droit sur le timbre 
ou pas d'impöt de droit sur le timbre pour l'assure, mais la dif- · 
ference est nette entre une assurance sur la via et l'epargne 
tradltionnelle, et cette difference permet aux assureurs de faire 
des affaires juteuses. Si ma proposition est combattue avec 
autant d'energie, ce n'est pas pour permettre au contribuable 

- d'economiser quelques francs, mais c'est pour permettre aux 
assureurs de continuer tranqulllement a faire leurs affaires ju­
teuses. Nous venons de faire des cadeaux aux banques, la 
majorite sbuhaite faire des cadeaux aux assurances, nous ne 
sommes pas de cet avis et nous vous invitons a soutenir la pro­
positlon de 1~ minorite. 

Nebiker, Berichterstatter: Die Minderheit Borel will - gemäss 
Beschluss der Räte vom vergangenen Dezember - zur teilwei­
sen Kompensation der Ausfälle wegen der Stempelsteuerrevi­
sion die Lebensversicherungsprämien einer Stempelabgabe 
von 2,5 Prozent unterstellen. Der Minderheitsantrag ist an sich 
verständlich, wenn man den Ausgleich der Ertragsausfälle in­
nerhalb des Stempelsteuergesetzes sucht. Er brächte Erträge 
von etwa 135 Millionen Franken. Eine gewisse sachliche Be­
rechtigung kann man dem Minderheitsantrag nicht abspre­
chen, denn die Lebensversicherungen sind ja gegenüber , 
dem Banksparen fiskalisch ganz erheblich privilegiert, weil die 
Zihserträge auf dem angesparten Versicherungskapital nicht 

· besteuert werden, im Gegensatz zu den Zinserträgen auf dem . 
Sparkapital bei den Banken. 
Trotzdem beantragt Ihnen die Kommissionsmehrheit (mit 
13 zu 5 Stimmen), diese Besteuerung abzulehnen, und "LY-lar 
mitfolgender Begründung: 
1. Die Besteuerung der Lebensversicherungsprämien hat er­

' hablich zum Misserfolg der Abstimmung über das Finanzpa-

ket beigetragen. Man will nicht nochmals das gleiche Risiko 
eingehen. Auch die Parlamentarier sollten lernfähig sein. 
2. Die Lebensversicherungen sollen nach Verfassung be­
wusst begünstigt werden. Man darf diese Begünstigung nicht 
mit einer Gesetzesrevision teilweise aufheben. 
3. Eine Kompensation der Steuerausfälle und eine Sanierung 
des Bundeshaushaltes sind erst mit einer modernisierten Um­
satzsteuer oder mit einer Mehrwertsteuer unter Einbezug der 
Dienstleistungen möglich; sie ist nicht möglich innerhalb des 
Stempelsteuersystems, das hier an diesem Pult bereits ver­
schiedene Male als veraltet dargestellt wurde. 
Ich beantrage Ihnen, die Minderheitsanträge Borel abzuleh­
nen. 

M. Coutau, rapporteur: M. Bore( propose de revenir, avecson 
amendement, a la decision qui avait ete prise en decembre 
dernier et qui consistait a soumettre les primes d'assurance­
vie a l'impöt sur le timbre. Je vous rappelle que les primes d'as­
surance-vie, a !'heure actuelle, ne sqnt pas soumises au tim­
bre et que cet avantage remonte a une decision de caractere 
constitutionnel, qui est a mettre en rapport avec le systeme de 
prevoyance a trois piliers que nous avons construit et que le 
peuple a ratifie. II est evident qu'il y a la un avantage en taveur 
des assurances, mais c'est un avantage qui a ete voulu, qui a 
ete approuve et ratifie formellement par le peuple, et nous 
n'avons pas de raison, aujourd'hui, de revenir sur cet avan­
tage concede. 
Certes, en assujettissant au droit de timbre les primes d'assu­
rance-vie, on reduirait les manques a gagner de la Confedera­
tion. En d'autres termes, l'assujettissement de la prima de l'as­
sutance-vie rapporterait ~ 35 millions de trancs de plus. Nean­
moins, la commission a rejete cette proposition assez nette­
ment, par 13 voix contre 5. Certains voudraient construire une 
sorte d'opposition entre le secteurfinancier de ce pays, qui est 
particulierement interesse a la rnodification de la loi sur le tim­
bre, et le secteur de l'assurance qui, effectivement, echappe 
au tfmbre a !'heure actuelle. Cette opposition repondrait au 
grand principe: diviser pour mieux regner. Eh bien, la commis­
sion, dans sa majorite, n'a pas voulu ceder a cet appel de creer 
une opposition au sein mäme de l'economie privee suisse et, 
par consequent, eile vous recommande de la suivre en refu­
sant l'amendement de M. Borel. 
Enfin, une fois encore, il s'agit d'envisager la compensation 
des pertes que nous avons decidees aujourd'hui, d'une part 
dans la perspective que si rien ne se passe, la perte sera reali­
see et, d'autre part, que la compensation sur l'augmentation 
des depenses devrait intervenir dans le regime financier qua 
nous aurons a adopter d'ici le 31 decembre 1994. 

Bundesrat Stich: Ich bitte Sie, die Minderheit zu unterstützen. 
Auf der einen Seite bringt dies gewisse Mehreinnahmen - bei 
den Lebensversicherungen 135 Millionen Franken; das ist 
nicht ganz nichts. Es ist aber nicht nur eine Frage der Fi­
nanzen, sondern auch eine Frage der Wettbewerbsgleichheit. 
Die Wettbewerbsgleichheit wird von·gewissen Leuten immer 
dann bemüht und zitiert und beschworen, wenn es darum 
geht, irgendwelche Belastungen abzuschaffen. Aber wenn es 
einmal darum geht, gleich.lange Spiesse zwischen Versiche­
rern und Banken zu schaffen, ist man dagegen. Wo bleibt die 
Konsequenz? Wenn Sie eine Anpassung des Versicherungs­
sparens an das Banksparen erreichen möchten, müssen Sie 
der Mind1;1rheit zustimmen. · 
Ich bedaure selber, dass wir diese Vorlage nicht durch den 
Bundesrat vorbereiten konnten, sonst hätten wir Ihnen auch 
eine Vorlage in bezug auf die Sachversicherungen unterbrei­
tet. Herr Bore! hat darauf verzichtet, das aufzunehmen. Wenn 
Sie mit den Sätzen im Ausland vergleichen, dann stellen Sie 
dort nicht etwa Sätze von 2,5 Prozent fest, sondern beispiels­
weise' in der Bundesrepublik - die eine mittlere Belastung 
kennt - Sätze von 7 bis 1 O Prozent. Offensichtlich will man in 
der Schweiz eben doch keine Steuern bezahlen. Deshalb be­
daure ich, dass hier, wo das Ausland teurer ist als die Schweiz, 
die Konseq1,1enzen nicht gezogen werden. 
Ich bitte Sie, der Minderheit zuzustimmen. 
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Präsident: Herr Borel hat den Antrag der Minderheit II zu Arti­
kel 24Absatz 1 zurückgezogen. Wir stimmen über die Minder­
heitsanträge Borel zu den Artikeln 22 und 24 gemeinsam ab. 

Abstimmung- Vote 
Für die Anträge der Mehrheit 
Für die Anträge der Minderheit 

Ziff. II 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf der Kommission 

Antrag Salvioni 
Abs.2 

95Stimmen 
53Stimmen 

Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten, das erst erfolgen 
kann, nachdem aas Parlament die volle Kompensation be­
schlossen hat. 

Ch. II 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet de l!'l commission 

Proposition Salvioni 
Al. 2 
Le Conseil federal fixe la date de l'entree en vigueur qui inter­
viendra au plus töt apres que le l;'arlement aura decide la 
pleine compensation. 

Abs.1-Al.1 
Angenommen -Adopte 

Abs.2-Al.2 

-M. Salvionl: Pendant ce deba( j'ai entendu des declarations 
tres belles, des proclamations extraordinaires, j'ai entendu en­
core une fois recourir a l'alibi de I' «eurocompatibilite». Or; j'af­
firme que celle-ci n'est invoquee que comme alibi pour faire 
passer autre chose. ' · 
Je voudrais dire tout d'abord que je partage l'opinion selon Ja­
quelle les droits de timbre ne devraient pas seulement etre di­
minues mais totalement abroges. La raison en est simple. 
Dans un monde Oll les imbrications des affaires financieres 
depassent les frontieres et Oll l'economie s'internationalfse, 
chaque charge fiscale qui s'eloigne de celles generalement 
pratiquees dans le montle - et surtout, en ce qui nous 
concerne, en Europ!3 - provoque une distorsion economique 
et, par la, un probleme pour la competitivite de l'economie pri­
vee. 
Les pays qui nous entourent, en particulier le Luxembourg et 

· I' Angleterre- on l'a dit assez souvent- ne connaissent pas las 
droits de timbre. lls peuvent s'en passer car ils connaissent 
d'autres ressources fiscales, notamment l'impöt sur la valeur 
ajoutee qua nous ignorons. Cela signifie qua ce ne sont pas 
seulement las droits de timbre mais que c'est toute notre fisca­
lite qui, parce qu'elle est differente de celle des autres pays 
d'Europe, cause des distorsions qui affectent l'economie pri­
vee suisse. M. Feigenwinter l'a dit notamment. 
Apres le vote negatif du peuple et des cantons sur le paquet fi­
nancier, qui representait une tentative de rapprochement vers 
le systeme fiscal europeen et qui proposait la reduction des 
droits de timbre et la suppression de la taxe occulte, on nous 
propose maintenant de voter simplement les mesures qui 
etaient prevues pour las droits de timbre, en laissant de cöte le 
reste du paquet qui, je le souligne, eliminait aussi la taxe oc­
culte mais prevoyait une compensation par la transformation 
de l'lcha an IVA. Cela signifie qu'on veut la livraison sans la fac­
ture. 
Pour quelle raison devrions-nous maintenant, de taute ur­
gence, diminuer les droits de timbre sans compensation, avec 
pour effet un manque ä gagner de 420 millions par annee? On 
a dit que c'etait lä un chiffre purement theorique et que ce mon­
tant allait diminuer. C'est peut-etre vrai, mais il puurraii aussi 
augmenter, tout depend de la conjoncture internationale. 
Je precise que si l'on accepte la proposition de M. Feigenwin­
ter, ces 420 millions ne seront pas diminues, ils vont etre ba-

layes. Des.lors, ou bien on maintient les droits de timbre avec 
une possibilite d'obtenir encore des recettes pour la Caisse fe­
derale, ou gien on les supprime avec la certitude absolue que 
ces 420 millions disparaissent en tant que recettes pqur las 
caisses de la Confederation. 
On nous dit que la concurrence inte3rnationale n'est plus possi­
ble, que las recettes des droits de timbre sont en chute libre a 
cause du transfert de ces operations au Luxembourg ou a Lon­
dres. Je dois raisonner ici en tenant campte de la situation ge­
nerale, et non pas de celle d'un seul secteur ou d'une seule 
branche - en fait il s'agit des interets d'un segment mineur 
d'une certaine branche. Si je pense en termes generaux, jene 
peux pas oublier les previsions fiscales pour les prochaines 
annees. Selon le Departement des finances, nous aurons 2, 
5,3 milliards de deficit pour les annees 1992 et suivantes. Le 
Parlement,et le Conseil federal auront de serieux problemes a 
resoudre. II faudra proceder, et ce sera la seule solution a la­
quelle,on a d'ailleurs deja fait recours, par voie de reductions 
lineaires qui frapperont tout le monde, dans une economie 
dejä affaiblie. Les deficits vont faire baisser le cours du franc 
suisse sur les marches internationaux, ce qui fera croTtre l'infla­
tion. Par ailleurs, ils vont entratner un besoin d'argent pour la 
Confederation et, pour rattraper l'argentsur le marche interne, 
il faudra augmenter !es taux d'interet. Teiles seront les conse­
quences. Et avec cette decision, nous allons augmenter en­
core ce deficit, lui ajouter un manque a gagner de 420 millions 
defrancs. 
Mais comment pourrez-vous expliquer a ceux qui seront frap­
pes par les mesures qu'il faudra imperativement adopter qua 
nous avons fait un cadeau de 400 millions aux clients des ban­
ques? Comment pourra+o.n refuser a l'industrie l'abolition de 
la taxe occulte si les droits de timbre ont ete abolis pour les 
memes raisons? L'industrie est soumise aux memes proble­
mes de competitivite que les banques et, si je dois en juger par 
les analyses financieres, eile se trouve dans une situation pire 
que celle des banques.-Les grandes banques suisses ont en 
effet annonce pour cette annee des benefices record (et ce, 
permettez-moi de le rappeler, apres l'augmentation des taux 
hypothecaires que nous avons acceptee sans contröle des 
'prix parce que l'on nous avait decrit la situation des Instituts 
suisses de credit comme critique). Est-il plus urgent d'aug­
menter la competitivite des industries en abolissant la taxe oc­

. ·culte ou de'faire beneficier les banques d'une exoneration par­
tielle pour ameliorer leur capacite de concurrence au niveau 
international dans un secteur d'activite bien limite? Quels ar­
guments pourra-t-bn invoquer pour refuser une teile requete 
eventuelle de la part de l'industrie? Je vous signale que le 
manque a gagner atteindrait alors un chiffre se situant entre 
1,6 et 2 milliards. 
II y a probablement autre chose a faire pour ameliorer la situa­
tion de l'industrie et de l'economie suisse en general. Outre 
une reforme de notre systeme fiscal, il faudrait examiner enfin 
serieusement le probleme de l'abolition des cartels qul consti~ 
tuent en Suisse un facteur de rencherissement insupportable. 
Le mbment est venu de s'attaquer ä cette perversion de notre 
systeme, a savoir la cartellisation. Je vous citerai les commen­
talres d'un journaliste qui dit aujourd'hui dans son editorial: 
«La reforme doit commencer sans retard. Pour freiner l'infla­
tion. Pour muscler l'economie.» 
Ge sont la les enjeux dont nous devons nous occuper, plutöt 
que de commencer a discuter du probleme des droits de tim­
bre, qui est limite et qui ne met nullement en danger la solidite 
du systeme bancaire suisse. 
II faut encore ajouter que les banques auraient la possibilite de 
diminuer la charge totale qui greve ces operations, en redui­
sant las courtages. Se.Ion des Informations datant de 1989, si 
les droits de timbre rapportent 400 millions aux caisses federa­
les, les memes operations ont rapporte quelque 600 millions 
aux banques. Un petit investisseur me disait hier qu'il avait 
vendu dix actions Ciba et qu'il avait paye 6 francs de droits de 
timbre de 60 francs de courtage. N'aurait-il pas ete possible de 
marchander avec les banques afin de partager le manque a 
gagner du ä la diminution des droits de timbre? 
Autre et derniere consideration: les representants des ban­
ques ont declare a la commission du Conseil des Etats, ce 

.. 
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printemps, que la dlminution des droits de timbre aurait deter­
mine une augmentation - je dis b!en une augmentation - de 
300 a 500 miltions ,d'impöts directs qui auraient ete payes par 
Ies banques moyennant l'impöt tlirect, suite a une augmenta­
tion ~arallele du benefice. II n'a pas ete precise si cette estima­
tion se referait seulement aux impöts federaux ou si elle se re­
ferait aux impöts federaux, cantonaux et communaux. Dans. Ie 
premier cas, I'augmentation du benefice total serait de 3 a 
5 miltiards, dans le deuxieme cas, de 1 a 1,5 milliard. Etait-ce 
trop demander aux banques d'assumer une partie de ce ris­
que, ces dernieres etant les plus importantes beneficiaires? 
Qui ira expliquer aux rentiers de l'AVS que nous ne pouvons 
pas augi;nenter leurs rentes a un niveau de dignite parce qu'il 
taut a tout prix diminuer les droits de timbre? Par ailteurs, les 
banques ont-elles interet a susciter un nouveau referendum 
ou I'on rediscutera tout le probleme? Est-ce necessaire? 
Est-ce urgent? Ne peut-on pas demander au Conseil federal 
de trouver, avec les banques, une solution moins onereuse? 
Jene pense pas qu'il soit possible de transferer ce manque a 
gagner sur Ies automobilistes. S'il taut augmenter les droits 
sur l'essence, ce sera pour financer des travaux concernant 
Ies ,roies de communication ou pour combattre la pollution, 
mais.pas pour compenser urie perte causee par un cadeav fait 
aux clients des banques. Par ces methodes, vous convaincrez 
Ies atrtomobilistes qu'ils sont devenus Ies boucs emissaires 
de tous Ies problemes heivetiques, ce qui risque d'entra7ner , 
une reaction politiquement dang,ereuse. 
Le bi.Jt de ma proposition, c'est de permettre au Conseil fede­
ral de discuter avec ies banques afin de pouvoir, nonobstant la 
rigidite de Ia forme suivie, trouver une compensation sinon to­
tale, du moins partielle. Je vous prie de bien vouloir accepter 
ma proposition. 

Stucky: Der Antrag Salvioni stützt sich in doppelter Weise auf 
eine fragwürdige rechnerische Basis. Die Stempelsteuerein­
nahmen werden, wie wirin extenso von Herrn Bundesrat Stich 

, gehört haben, nicht nur von der Revision respektive von weg­
schwimmenden Bar:ikgeschäften bestimmt, sondern auch 
von der Konjunktur. Ferner ist zu bemerken, dass alle Rech­
nungen über Ausfälle, die wir erhalten, nur historischen Wert 
haben. Das ist schon daraus ersichtlich, dass das gleiche Re­
visionspaket im Jahre 1987 Ausfälle von 295 Millionen Fran­
ken, im Jahre 1991 noch von 11 O Millionen gebracht hätte. Der 
Zeitpunkt der vollen Kompensation ist also gar nicht bestimm­
bar; auch wenn wir meinen, dass wir voll kompensieren, ist 
das noch keineswegs sicher. Rechnerisch also ein fragwürdi­
ger, staatspolitisch aber ein übler Antrag! 
Wenn wir diese Vorlage beraten haben, wenn das Referendum, 
ergriffen werden sollte und wenn das Volk darüber abge­
stimmt hat, geht es nicht an, dass der Bundesrat die Inkraftset­
zung dieses Gesetzes aufschiebt. Es geht nicht an, dass das 
Parlament, gestützt auf eine aufsclJiebende Wirkung, die Vor­
lage nicht in Kraft setzen lässt, sondern sich vorbehält, bis 
wann diese Volksentscheidung in Rechtskrafttritt. Mit anderen 
Worten: bis das Parlament nach Kompensationen zu suchen 
gedenkt. 
Zerstört wird aber auch die positive Signalwirkung für die Wirt­
schaft. Diese hat lange gewartet und wartet noch immer, dass 
wir endlich etwas tun. Es ist fünf vor zwölf. 
Herr Salvioni, sagen Sie bei einem Hausbrand zur aufgefahre­
nen Feuerwehr auch: Warten Sie zu mit Löschen, bis das Was­
serreseivoir gefüllt ist? Zuwarten als Parole! Warum haben Sie 
denn Eintreten beschlossen? Die Wirkung des Antrags Salvioni 
ist genau die gleiche, wie wenn wir nicht eingetreten wären. 
Parole des Zauderns: Im Zeitalter der Globalisierung' der Zeit­
märkte sitzt der Schweizer Knabe mit «Sennekäppi», einem 
ßleistift und einem Wachstuchheft noch immer in der Ecke 
und wartet auf Kunden. So kommt mir das vor. 
Ich bitte Sie, diesen Antrag abzulehnen. 

Zblnden Paul: Um die Vergleiche etwas weiterzuziehen: Der 
Antrag Salvioni kommt mir ungefähr so vor, als Ob ich mit dem 
Personenwagen zur Benzintankstelle fahren würde, Benzin 
tankte und dann die Zündung herausnähme, um weiterzufah­
ren. 

Der Vorschlag, diese Kompensation vor Inkrafttreten vollends 
zu realisieren, ist unseres Erachtens unrealistisch. Die volle 
Kompensation innerhalb der Stempelsteuer ist einfach nicht 
möglich, weil wir dann im Sinne einer Sankt-Florians-Politik 
bei anderen Bereichen strafen, und das kann nicht der Sinn 
der Revision sein. Die Belastungen sind dort, wo wir die Kom­
pensation suchen möchten, volkswirtschaftlich ohnehin un­
verhältnismässig gross. Die Kompensation - da wiederhole 
ich vielleicht, was ich vorhin französisch gesagt habe - wird 
zweifelsohne auch bei den Ausgaben kommen müssen. 
Herr Salvioni führt hier eigentlich eine neue Art Gesetzgebung 
ein, nach der wir bei Gesetzen immer die volle finanzielle Kom­
pensation suchen. Haben Sie während dieser Session etwa 
bei den Ausgabenbeschlüssen, wo Hunderte von Millionen 
beschlossen worden sind, die Kompensationen gesucht? Ha­
ben Sie überhaupt nachgefragt, wie wir das finanzieren kön-­
nen? Wir haben Ausgaben beschlossen, ohne solche Ueber­
legungen anzustellen. Die Revision hier ist dringlich. Es be­
steht ein Handlungsbedarf. 
Das Parlament soll nun endlich Zeichen setzen. Beim Antrag 
Salvioni sind diese Zeichen volkswirtschaftlich abschreckend. 
Die Kommission setzt ermutigende Zeichen. Ich bin für ermuti­
gende Lösungen. 

~locher: Ich bitte Sie dringend, auf dieses Manöver Salvioni 
nicht reinzufallen. Das ist ein Manöver. Denn jetzt wird zuerst 
im ersten Teil so getan, als würde man etwas für den Arbeits­
platz Schweiz tun, nämlich eine wettbewerbsverzerrende 
Steuer abschaffen, um dann am Schluss durch einen Trickan­
trag zu sagen: Aber Sie müssen keine Angst haben, wir ma­
chen es so, dass nichts passiert. 
Herr Salvioni, wir haben vor der Bundesfinanzreform, vor dem 
2. Juni, diese Koppelung bis zurn Letzten gemacht. Wir haben 
sehr viel preisgebeben. Die Sache ist gescheitert. Jetzt haben 
wir das zu tun, was dringend zu tun ist, nämlich die wettbe­
werbsverzerrenden Steuern zu beseitigen, damit wir wenig­
stens den Schaden in Grenzen halten können. Und deswegen 
muss das Gesetz in Kraft treten. 
Ein Gesetz, das nicht in Kraft tritt, nützt nichts. Sie wissen ganz 
genau, es geht Jahre, bis es in Kraft treten würde, wenn man 
es so machen würde, wie Sie es wollen. Dann ist es erst noch 
so~ dass mit Koppelungsmanövern wieder die gesamte Bun­
desfinanzordnung bekämpft wird, ,wie das bei der letzten Kop­
pelung passiert ist. 
Ich bitte Sie dringend, diesen Antrag abzulehnen. Es soll mit 
einer Abstimmung unter Namensaufruf passieren. Das Ist ge­
rade recht. Es ist schade, dass man nicht schon beim Eintre­
ten die Abstimmung unter Namensaufruf gehabt hat. Das wäre 
nämlich ehrlicher gewesen. 

Leuenberger-Solothurn: Und Salvioni bat doch recht! Ich 
habe es Ihnen gesagt: Alle Fiskal- und Finanzpolitik, qie nicht 
darauf abzielt, die Mittel bereitzustellen, um die heute beste­
henden und kommenden Staatsaufgaben lösen und finanzle­

.ren zu können, ist letztlich unredlich. 
Wir haben es Ihnen deutlich gesagt: Es gibtvolkswirtschaftliche 
Argumente, um an der Stempelsteuer herumzudoktern, nicht 
aber an der Abschaffung. Aber es gibt fiskal- und finanzpoliti­
sche Argumente, sich bei jedem Vorschlag, den man macht 
und der zu einer Einnahmenreduktion führt, sofort gemeinsam 
zu überlegen: Wie holen wir das nötige Geld herein?Wenn man 
dasnichttunwill, müsste man die Ehrlichkeit haben und sagen; 
Wir verzichten auf die Lösung gewisser Aufgaben. Das hat aber 
niemand gemacht - mit Ausnahme von Herrn Blocher mit sei­
nem originellen Vorschlag zur Asylpolitik, der aber «'Breme'­
Stich-bedingt» (Wahlresultatvon Bremen) ist. 
Wenn Sie schon bei den Bildern bleiben wollen und Herrn Sal­
vioni sagen, er sei der kleine Hansli, der vor dem brenrlenden 
Haus stehe und die Feuerwehr wegschicken wolle, würde ich 
dieses Feuerbild ein bisschen anders zeichnen und Ihnen sa­
gen: Und Sie, meine lieben Biedermänner, Sie sind die Brand­
stifter, die heute damit beginnen, am finanziellen Fundament 
des schwelzerlschen Wohlfahrtsstaats Feuer zu legen. (Heiter­
keit) 
Ich bitte Sie, dem Antrag Salvioni zuzustimmen. 
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, Hafner Rudolf: Es geht jetzt wirklich um die Frage, ob unsere 
Finanzpolitik noch glaubwürdig ist. Es ist irgendwie bezeich­
nend, dass es kein Mitglied der Finanzkommission ist, das die­
sen Antrag stellt. Man könnte fast meinen, die Vorredner wären 
noch nie in der Fir)anzkommission gewesen und hätten noch 
nie eine Budgetdiskussion miterlebt. 
Wie ich die Budgetdiskussionen der letzten zwei Jahre recht in 
Erinnerung habe, war es jeweils so, dass man vielleicht aus ei­
ner Ecke versucht hat, irgend etwas zu retten. Dann schien der 
Opportunismus durch: Sparen kann man doch nicht. Es ist 
doch ersichtlich: Man hat sich nie einigen können, wie man 
wirklich grundlegend sparen könnte. Man muss sich keine lllu- · 
sionen machen, wie das in der Dezembersession aussehen 
wird. 
Darum kann man nicht sagen, dass der Antrag Salvioni ein 
Manöver sei, sondern er ist wohl der einzige Politiker der bür­
gerlichen Seite, der sein Gewissen in finanzpolitischer Hin­
sicht hat spielen lassen. Man müsste doch eher das Bild ge­
brauchen: Wenn hier einige stehen und Geld zum Fenster hin­
auswerfen, dann war Salvioni der ,einzige Bürgerliche, der ver­
suchte, mit dem Netz die Noten einzufangen. 
Die grüne Fraktion ist mit der Stossrichtung des Antrages von 
Herrn Salvioni einverstanden und stimmt ihm zu. Allerdings 
liegt das Problem darin, dass man immer noch nicht weiss, 
woraus die Kompensationen bestehen werden; das müsste 
noch ausgehandelt werden. Wir können in dieser Hinsicht 
nicht blinde Kuh spielen. So, wie das Ganze aufgebaut ist, 
können wir der Revision des Stempelgesetzes nicht zustim­
men. 

Nebiker, Berichterstatter: Ich bin überzeugt, dass ich Ihnen im 
Namen der Kommissionsmehrheit beantragen kann, den An­
trag Salvioni abzulehnen, obschon der Antrag nlc~t vorgele­
gen hat. Wenn ein solcher Antrag existiert hätte, dann hätte die 
Kommission die Beratungen gar nicht beschleunigt oder gar 
nicht abgeschlossen, dann hätte man ruhig noch bis nächstes 
Jahr warten können. 
Herr Salvionl will mit seinem Antrag die Inkraftsetzung des Ge­
setzes hinausschieben, bis die volle Kompensation beschlos­
sen sei. In der Begründung hat er allerdings von ganz ande­
rem gesprochen. Die Kommission hat die Arbeit deshalb so 
beschleunigt, weil wir, ganz im Gegensatz zu Herrn Salviq_ni, 
wollen, dass das revidierte Stempelsteuergesetz so rasch als 

· möglich, also unmittelbar.nach Ablauf der Referendumsfrist 
oder allenfalls unmittelbar nach einer Abstimmung, in Kraft ge­
setzt wird. 
Wir wollen hier nicht ein Gesetz für die Schublade produzie­
ren, sondern wir wollen sin Gesetz, das rasch Wirkung zeigt. 
Wir Wollen nicht noch weitere Geschäfte abwandern lassen, 
sondern wir wollen dafür sorgen, dass die interessanten Fi­
nanzgeschäfte in der Schweiz bleiben, dann erhalten wir zu­
mindest einen Teil der Kompensation. 
1/om Zuwarten, Herr Salvioni, haben wir gar nichts. Dann häl­
teri wir erstens mit dem Rückgang der Stempelerträge zu rech­
nen, und wir hätten zweitens die weitere Abwanderung der Ge­
schäfte in Kauf zu nehmen mit der Folge, nicht einmal mehr die 
direkten Steuern zu erhalten. 
In einem Punkt bin ich allerdings mit Herrn Salvioni einverstan­
den. Mit der Zeit müssen wir diese antiquierte Stempelsteuer 
überhaupt aufheben. Dann stellt sich wirklich die Frage der 
Kompensation. Aber es braucht etwa 2 Prozent Mehrwert­
steuer, um diese Steuerausfälle zu realisieren. Das müssten 
Sie dann dem Schweizervolk noch deutlich machen. 
Wir haben ja dieses Jahr den guten Willen gezeigt und ver­
sucht, im Paket diese Kompensation über verschiedene 
Steuern zu erreichen. Wir sind gescheitert - leider! Es bleibt 
uns jetzt nichts mehr anderes !!.ls ein schrittweises, pragmati­
sches Vorgehen. Wir müssen jetzt schrittweise die Fehler, die 
in unserem Steuersystem sind, beheben. 
Ein erster dringlicher Schritt ist, das Stempelsteuergesetz zu­
mindest teilweise zu revidieren, damit wir ·wettbewerbsfähig 
bleiben. In einem zweiten Schritt werden wir bei den indirekten 
Steuern das System bereinigen müssen, dall).it wir auch hier 
wettbewerbsfähig werden. In einem dritten Schritt wird es 
dann allenfalls möglich sein, nach und nach die Steuern von 

einem auf das andere System, die direkten Steuern zu den in­
direkten Steuern zu verschieben und allenfalls die Stempel­
steuern aufzuheben. Eine Kompensation innerhalb des Stem­
pelsteuergesetzes, wie Sie, Herr Salvioni, sie möchten - das 
haben wir an· diesem Pult schon-verschiedentlich dargelegt-, 
ist nicht möglich. Herr Bundesrat Stich hat bei der Vorbarei~ 
tung der Botschaft zur Finanzvorlage mit den Banken intensiv 
verhandelt, wo kompensiert werden kann. Sie können in der 
Botschaft nachlesen, welche Möglichkeiten bestehen. Die 
sind beschränkt, und es ist auch theoretisch nicht möglich, ba­
sierend auf einem antiquierten Steuersystem Kompensatio­
nen einzuführen. 
Ich bitte Sie dringend, den Antrag Salvioni abzulehnen. 

M. Coutau, rapporteur: M. Salvioni a fort bien corrimence son 
intervention en disant qu'il conviend~it d'abolir le droit de tim­
bre. Combien vous avez raison, Monsieur Salvioni, je_ partage 
ce point de vue. Mais vous avez malheureusement mal ter­
mine, et votre conch,ision etait une Cqjlclusion qui tend a la ne­
gation de taut l'effort que la majorite de la commission a des 
ploye dans cette affaire pour enfin traduire, dans la realite 
concrete immediate, une völonte politique qui a ete exprimee 
dans ce conseil depuis sept ans. Votre proposition va exacte­
ment en sens inverse. 
Si nous vous suivions, nous serions exactement dans la situa­
tion ou nous sommes aujourd'hui, c'est-a-dire dans une im­
passe! Cela reviendrait a dire que, une fois de plus, on cede a 
ce syndrome de l'indecision, une fois de plus on tombe dans 
le travers des moratoires, urie fois de plus on constate une ab­
sence de volonte politique. Alors, pour une fois que nous 
avons emis une volonte politique dans ce conseil, allons 
jusqu'au baut de cette volonte et traduisons-la dans les faits 
reels. La commission, par la procedure qu'elle a choisie, a res­
senti non seulement l'urgence de cette decision, mals aussi 
l'urgence de 'son application. Elle estime que le Conseil fede­
ral, si la decision du Parlament est positive, aura le devoir de 
~ettre en application nos decisions le plus rapidement possi­
ble, apres l'echeance du delai referendaire, bien entendu SOUS 

reserve que ce dela! soit utilise. Ace moment-la cette applica­
tion devrait intervenir, en cas de referendum positif, immedia­
tement apres. 
Dans son ~rgumentation, M. ,Salvioni a evoque deux autres 
elements: selon lui, il taut abolir les cartels, qui sont une mau­
vaise chose. II a dit egalement que las courtages ont rapporte 

· 600 millions aux banques et que, par consequent, celles-ci 
pourraient faire un effort pour prendre en Charge une partie de 
ce que Goutera la r~vision du droit de timbre. II a precise, tres 
honnetement, que ces droits de courtage ont ete calcules sur 
la base de 1989. Or, entre-temps, Monsieur Salvioni, les 
conventiöns bancaires sur les courtages ont ete abolies et, par 
consequent, une concurrence est intervenue entre les ban­
ques. Aujourd'hui, vous ne pourriez pas assurer que ces der­
nieres encaissent 600 millions de courtages sur les operations 
qu'elles font faire, qu'elles font elles-memes ou qu'elles font 
sur demande de leur clientele. 
Vous avez aussi suggere a M. Stich de marchander avec les 
banques pourqu'elles prennent en charge une partie de cette 
moins-value provoquee par les decisions de modifications 
des droits de timbre. Mais cette proposition de marchandage 

· est en contradiction avec votre propre proposition: si je lis bien 
- et je crois que je sais lire encore le frangais -vous proposez 
que le Conseil federal fixe la date d'entree en vigueur au plus 
töt apres que le Parlament aura decide de la pleine compensa­
tion. II ne s'agit pas d'un marchandage, c'est en fait la pleine 
compensation que vous demandez. 'Et la pleine compensa­
tion que vous demandez probablement entre presque inevita­
blement dans le cadre de ce droit de timbre que vous-meme 
critiquez, a juste titre. · 
Je crois que si nous voulons confirmer l'entree en matiere que 
nous avons votee tout a l'heure, il taut s'opposer a la proposi­
tion de M. Salvioni. C'est ce que je vous invite a faire. 

M. Satvioni: Quel effort, Monsieur Coutau, et quel est le pro­
duit de cet effort? D'un cöte, vous faites un cadeau de 
420 millions a une branche qui n'en a pas besoin et qui nage 



30. Sept~rnber 1991 1741 

',' ' 

aujourd'hui dans le blen-etre. De l'autre, .vousvous.dernandez 
comment ·on peut obtenir la pleine compensatian avec un 

-.marchandage. Mais c'est clalr! Si les banques assument une 
partie du manq~ a gagner et qu'un autre systeme pr09ure 
l'autte partie, la pleine compensation est obtenue_ Teile etait . 1 1 .• 

monidee. \. 

Namentliche Ahstimmung-Vote par appelnomlnal 
1 < ' ,· 

Für den Antrag der Kommission stimmen die 'tolgendeh Rats­
mitglieder: 
Vatent pour /a proposition de la commission: 
Allenspach, Aregger, Aubry, Auer, Baggi, Berger,.Blel, Birctier 

, Peter, Blatter, Blocher, ,Bonny, Burckhardt, Bürgi, Büttiker, 
Caccla, cavadini, Cevey, Cincera, Columberg, Cotti, Coµtau, 
Oarbellay, Dreher, Dubois, Dünki, ,Eggly', Eil;lenring, Engler, 
·eppenberger Susi, Etique, Fäh, Feigenwinter, Fischer-HägQ" . 
fingen, Fischer-Seengen, Frey Claude, Friderici, Früh, Giger, 
Graf, Grassi, Gros, Grossenbacher, Guinand, Gysin, Han, 
Hess Otto, H~ Peter, Hösli, tten, Jaeger, Jeanneret, Keller, 

· . Kohler, Kuhn, Kütme, Loeb, Loretan; Luder; M.assy, Mauch . 
Rolf, Meier Samuel, Mühlemann, Müller-Meilen, Müller-Wili­
berg, Nebi~er, Neuenschwander, Oehter, Paccolat1 Philipona, 
Portmann, Relchling, Relmann M~imiliari, Revaclier, Ruel<-' 
stuhl, f:Mlshauser, Rüttimann, Rychen, Savary-Frlbourg, Sa· 

, vary-Vaud, Scheldegger, Sch~rrer, Schmidhalter, Schüle, 
Sphv-,ap, SegmQller, Seiler Han$?eter, Seiler Rolf, Spältl, ' ' 
Spoerry, Stuol<y, TheuQet, Weber-Schwyz, WeUauer, Wldrner, 
Widrig, Wy$S Paul, Wyss \o/illlam, Zbinden Paul, Zölch, Zwingli, 
Zwygert ., (10'1) 

F(ir den Antrag Safvioni stimmen die fp/genden Rats~itglleder:: 
Votant pour la proposftlon Salvlonl: . 

· Ag1,1et, A'mmann, Baerlocher, Bär, Bäumlin, .Beguetin, Bircher 
Silvio, Bodenmann, Bore.l, Brügger., BuQdl1 ~obb.lo, .Danu­
~er, Oie!U:lr, Eggenberger Georges, Euler, Fanktiauser; Flerz, 
Garqlol, ßrendelmeier, Haering ßinper, Hafner:R1.,1dolf, Hf;lfner 
!J~I~ Herczog, Hubacher,' Jea11priltra, Lanz. ~111anr, 
Leuenberger-Solothum, Leuenberger t-'fortt:z. Leutenegger 
Oberholzer; Longet, Maeder, Mauch U~L!la, ~eier-Glattfel­
der,i, Melzoz, Neukomm, Rebeaud, Rechsteiner, Reimann , 
Fritz, Salvioni, Schmid, Spielmann, Stappung, $tooker, ThQr, 
Ucht~hagen, Ulrich, Vollmer, We9er-Basel, Wiecterkehr, 
Z~nden Hans, Ziegler, Züger , , (54) -

per Stimme enthalten sich-S'absti,ennent: .. 
Martin, Meyer Theo, Nu$baumer, Petitpierre, ~effen (5). 

Abw~nd sfnd die folgenden.Ratsmitgileger-Som apsents: · 
Antille, Basler, Bezzqla, Bühl~~. Co4chepin, Qaepp, ~vid, Oe-

•· glise, Oietrlch, Dormann, Ducret, Eggenberg-Thun, l=ischer­
Sursee, Frey W~er, Günter, Haller, Heberlein, Hildbrand, 
Houmard, Jung, Ledergerber, Leuba, Maitre, Matthf)y, Meier 
Fritz, Nabholz, Perey, Pldoux, Plni, Pitteloud, Rohrbasser, Ruf, 

!!! Ruffy, Sager, Schnider, ~mm, Stein13gger, Tschuppert, Wan-
oer (39) 

• i 

Prä~i~ent Brem( stl'flmt nicht · . 
M. Bren?i, presfdent, ne vot<:t pas 

Gesamtabstimmung-Vota sur J'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 
D~geg13n , · · 

An ·den Ständerat-Au Gonsei( des Et(ilts 

39-N 

.~Stimmen 
46 Stln1men 
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91.426 

Parlamentarische lnttia~ve 
(~mmissk>n91.414) . 
Bupdesgesetz über die Stempelabgaben- , 
Aenderung · · 
Initiative partementaire , . 
(CommiSsion 91.414) · · 
Loifederale sur les droits de timbre. ' 
Modlficatlon · 
Siehe Seite 1717 hiervor-Voir page 1717 ci-devaot . 
Beschluss lies Ständerates vom 2. Oktober 19$1. 
Oeclsion du Conseil des Etats d';' 2 octobrt 19$1 

Schtussabstfmmung -Vote finai ' 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den S~nderat-Au Conseil des Etats 

105 Stimmen · · 
54 Stimmen · ' · 
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Ständerat 
Conseil des Etats 

Sitzung vom 

Seance du 

02.10.1991 
04.10.1991 (Schlussabstimmung) 

02.10.1991 
04.10.1991 (Vote final) 
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Parlamentarische Initiative 
(Kommission des Nationalrates) 
Bundesgesetz über die Stempelabgaben. 
Aenderung · 
Initiative parlementalre 
(Commission du Conseil national) 
Loi federale sur les droits-de timbre. 
Modification 

Bericht der Kommission des Nationalrates vom 16. September 1001 
(BBIIV) 
Rapport de la commission du Conseil national du 16septembre 1991 
(FFIV) 

Stellungnahme des Bundesrates vom 23. September 1991 (BBI IV) 
Avis-du Conseil federal du 23 septembre 1991 (FF IV) 

Beschluss des Nationalrates vom 30. September 1991 
Decision du Conseil national du 30 septembre 1991 

Antrag der Kommission 
Eintreten 
Proposition de Ja commission 
Entrer en matiere 

Kündig, Berichterstatter: Die Notwendigkeit der Revision des 
Stempelsteuergesetzes ist weitgehend unbestritten. Im Inter­
esse des Finanzplatzes Schweiz und unserer Wettbewerbsfä­
higkeit müssen Stempelsteuern aufgehoben oder mindestens 
reduziert werden. Diese Feststellung hat der Bundesrat bereits 
in seiner Botschaft zur Neuordnung der Bundesfinanzen im 
Jahre 1989 festgehalten. Das .Parlament ist diesen Ueberle-­
gungen mit seinen Entscheiden zur Revision des Stempel­
steuergesetzes vom 14. Dezember 1990 gefolgt. Die Revision 
konnte nicht in Kraft gesetzt werden, weil sie in die gesamte 
Revision eingebunden war, die vom Stimmbürger abgelehnt 
wurde. 
Das Problem, die schwindende Attraktivität und Wettbewerbs­
fähigkeit der Schweiz auf den Finanzmärkten, ist aber geblie­
ben. Der.negative lrend hat sich sogar verstärkt. Immer mehr 
Geschäfte wandern ins Ausland ab oder können in der 
Schweiz wegen der Stempelabgaben gar nicht getätigt wer­
den. Der Ertrag aus der Stempelsteuer ist stark rückläufig. Es 
ist auch damit zu rechnen, dass Arbeitsplätze gefährdet wer­
den. 
Dies ist auch der Hauptgrund, weshalb Ihre Kommission für 
die Beratungen der Vorlage diesen schnellen Schritt gewählt 
hat. Ausgehend von den parlamentarischen Initiativen von 
Herrn Nationalrat Feigenwinter und Herrn Ständerat Dobler 
hat der Nationalrat beschlossen, einer Kommissionsinitiative 
zuzustimmen und diese direkt im Rat materiell zu behandeln. 
Dieser direkte und schnelle Weg ist nach der Meinung Ihrer 
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Kommission auch deshalb gerechtfertigt, weil die gleiche vor­
beratende Kommission und die Räte in der jetzigen Zusam­
mensetzung die gleiche Vorlage schon einmal behandelt und 
verabschiedet haben. 
Der Bundesrat und eine Kommissionsminderheit lehnten die­
sen raschen und direkten Weg ab. Dabei wird die Notwendig- • 
keit der Revision des Stempelsteuergesetzes nicht bestritten. 
Probleme sieht die Kommissionsminderheit in den entstehen­
den Steuerausfällen und den fehlenden Kompensationsmög­
lichkeiten. Herr Bundesrat Stich möchte zudem die Revision 
des Stempelsteuergesetzes erst dann vornehmen, wenn der 
Bundesrat über die Entwicklung des Bundeshaushaltes und 
die künftige Bundesfinanzordnung beraten habe. Die Revision 
des Stempelsteuergesetzes müsse in den Gesamtzusam­
menhang gebracht werden. 
Bei ihren Beratungen ist die Kommission von dem am 14. De­
zember letzten Jahres von unserem Rat beschlossenen Ge­
setzestext und den Aenderungen des Nationalrates ausge­
gangen. Die Vorlage wurde im Nationalrat aufgrund jüngster 
Entwicklungen folgenderm!3ssen ergänzt: . 
1. Aufhebung der Stempelabgaben für Sitzverlegungen aus­
ländischer Aktiengesellschaften in die Schweiz und für Beteili­
gungsrechte; die Durchführung von Beschlüssen über Zu­
sammenschlüsse als Fusionen und die Umwandlung und Auf­
spaltung, die Umstrukturierung. 
2. Der Verzicht auf eine Stempelabgabe bei der Ausgabe von 
Anlagefondsanteilen. 
Bei diesen beiden Ergänzungen geht es um eine Verbesse­
rung der Rahmenbedingun·gen für die Anlagefonds bei Sitz­
verlegungen in die Schweiz und bei Umstrukturierung. Diese 
Massnahmen stehen in direktem Zusammenhang mit der 
Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplätzen; Umstrukturie­
rungen sollen bei den heute herrschenden Wettbewerbsbe­
dingungen nicht noch durch Stempelsteuern erschwert wer­
den. 
Nach den Anträgen der Kommissionsmehrheit ergeben sich, 
auf der Basis von 1990 gerechnet, Ertragsausfälle von rund 
420 Millionen Franken. Das ist angesichts der zu erwartenden 
Budgetdefizite und der düsteren Aussichten im Finanzplan 
nicht unbedenklich. Trotzdem ist die Kommission mehrheit­
liph der Meinung, die Revision müsse vorgezogen und reali­
siert werden. Wenn man zuwartet, wandern weitere Geschäfte 
ins Ausland ab. Dann fehlen die Steuererträge ohnehin, und 
zwar nicht nur diejenigen des Stempels, sondern auch die der 
direkten Steuern, weil zu befürchten ist, dass die Gewinne der 
Unternehmen in der Schweiz zurückgehen werden. Umge- _ 
kehrt ist zu erwarten, dass bei günstigen Wettbewerbsbedin­
gungen Gewinne und Erträge der Schweizer Banken und Un­
ternehmen steigen und mit dem entsprechenden Ertragssteu­
ern eine mindestens teilweise Kompensation erreicht werden 
kann. Diese Steuern kämen, vom Steuersubstrat her gesehen, 
auch den Kantonen und Gemeinden zugute. Die Steueraus­
fälle, die durch die vorgeschlagene Revision des Stempelsteu­
ergesetzes verursacht werden, veranlassten eine Kommis­
sionsminderheit zu den Anträgen auf Verzicht auf S.teuerbe­
freiung bei Sitzverlegung und Umstrukturierungen bei Arti­
kel 6Absatz 1, was Minderausfällevon rund 60 Millioneii'Fran­
ken bringen würde, und auf Wiedereinführung der Stempelab­
gabe von 2,5 Prozent auf Lebensversicherungen - in Arti­
kel 22 als Grundsatz Und in Artikel 24 als Tarif Die Minderaus­
fälle würden hier 135 Millionen Franken ausmachen. 
Obschon insbesondere eine Stempelsteuer auf den Lebens­
versicherungsprämien im Wettbewerb mit dem Banksparen 
gewisse Ausgleiche im Konkurrenzverhältnis bringen würde, 
lehnt die deutliche Mehrheit der Kommission eine Belastung 
beziehungsweise Mehrbelastung der Versicherungsprämien 
mit d~r Begründung ab, dass diese Ablehnung des Finanzpa­
ketes vom 2. Juni teilweise auf die Besteuerung der Lebens­
versicherungen zurückzuführen sei. Man will also das Bisiko 
einer Ablehnung der Gesetzesvorlage nicht nochmals in Kauf 
nehmen. 
Namens der Kommission beantrage ich Ihnen, im Interesse 
des Finanzplatzes Schweiz auf die Vorlage einzutreten und 
den Anträgen der Mehrheit zuzustimmen. Ich möchte dem 
Bundesrat, der Verwaltung, den Parlamentsd\ensten, aber 

auch den Kommissionsmitgliedern für die überaus speditive 
Nachtarbeit bei der Beratung dieser Vorlage bestens danken. 

M. Ducret: Toutva vite au sujet du droit detimbre. Merci de me 
donner la parole dans ce debat d'entree en matiere. 
II y a 122 jours, le 2 juin, on a jete aux orties un paquet dbnt on 
disait qu'il etait mal ficele, ettout a coup, on ressort du paquet 
les cadeaux qu'on souhaitait y trouver. Malheureusement, on 
ressort les cadeaux mais pas la facture. II faut recoller les pots 
casses, c'estvrai, et il est indiscutable que la reduction du droit 
de timbre estjustifiee, pour les raisons que notre excellent pre­
sident de commission, M. Kündig, a decrites tout a !'heure. 
On voit ces jours dans la presse - j'en lisais encore ce matin 
dans leJournal de Geneve-des discours etonnants. Pourquoi 
le droit de timbre est-il devenu tellement negatif quant a son 
application? Parce que, dans deux pays d'Europe, en Angle­
terre tout d'abord, il y a trois ans, on a decide de supprimertou­
tes les taxes. Notez que, dans le meme temps, Mme Thatcher 
a essaye d'lntroduire la «poll tax» sur les petlts contribuables. 
Cela a cause sa perte - que je reg rette parce que je l'estimais 
beaucoup- mais l'Angleterre ayant supprime toutes les taxes, 
elledevenait une place extremement attractive pourtous ceux 
qui vouiaient negocier des actions et des parts de fonds de 
placement. 
Le Luxfimbourg ensuite, recemment, a construit tout un sys­
teme de fonds de placement exoneres: aucun impöt, aucune 
taxe, et de ce fait l'Europe entiere, en ce momen):, va au Luxem­
bourg pour souscrire des fonds de placement. La Suisse n'est" 
pas la seule a proceder ainsi, c'est egalement le cas de l'A'ile­
magne. Je vous rappelle simplement que, lorsque ce pays a 
voulu introduire un impöt sur les interets des carnets d'epar­
gne, les Allemands se sont rues au Luxembqurg. 
On croyait, dans nos reglons frontalieres, que seuls les petits 
acheteurs allaient acheter leur viande en France voisine, leur 
beurre a Bäle, leur chianti a Chiasso. Eh bien non! II n'y a pas 
que les petits acheteurs et les menageres, les capitalistes 
aussi se deplacent airavers le monde lorsque leur interet leur 
commande de qui~er notre pays. On pourrait epiloguer long­
temps sur le fait qu'ils sont un peu des lächeurs et qu'ils sou­
tiennent mal les interets de la place financiere suisse. 
Enfin, puisqu'on ne peut pas lutter autrement que par la prise 
de telles decisions, faisons-le. Mais alors, ce serait une coupa­
ble legerete que de faire perdre plus de 400 millions de recet­
tes aux finances federales, dont je ne me ferai pas, en tout cas 
a titre personnel, le complice. Ce conseil et le Conseil national, 
reunis dans le meme but, avaient precise, avant le 2 juin: 
«nous voulons conserver a la Confederation des recettes nor­
males. On ne veut pas qu'elle en ait plus, mais non plus qu'elle 
en ait moins». Tel etait l'objectif du paquet, et vous avez ete 
tous d'accord, puisque vous l'avez vote; le 2 juin, vous etiez de 
cet avis, avez-vous change d'opinion 122 jours plus tard? Je 
ne le crois pas. Ce qui est surtout inquietant, c'est que l'on fait 
les depenses tout qe suite mais que l'on renvoie les recettes a 
des jours meilleurs: 
L'annee prochaine, les deficits des cantons, des communes et 
de la Confederation provoqueront un besoin financier men­
suel de pres d'un milliard defrancs. 

Begrüssung - Bienvenue 

Präsident: Ich habe das Vergnügen, eine Delegation aus 
Finnland auf der Tribüne zu begrüssen. Diese achtzehnköp­
fige Delegation befasst sich mit land- und forstwirtschaftlichen 
Problemen; sie wird von Frau Antila präsidiert. 
Ich hoffe, dass Sie einen angenehmen Aufenthalt in der 
Schweiz haben und mit einem guten Eindruck von unserem 
Parlament in Ihr Land zurückkehren, das uns Schweizern trotz· 
geographischer Distanz sehr nahesteht und uns sehr sympa­
thisch ist. Ich danke Ihnen für Ihren Besuch! (Beifall) 
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M. Ducret: L'annee prochaine, il faudra un milliard de francs 
par mois aux communes, aux cantons et a Ja Confederation 
pour faire face aux renouvellements d'emprunts et pour trau­
ver de l'argent frais. Comme l'a relev$ M. Stich, conseiller fe­
deral, au Conseil national, Ja consequence est que Ja pression 
sur Je marche de l'argent sera maintenue et que, notamment 
en ce qui concerne les hypotheques, cela empechera certai­
nement Ja possibilite d'une baisse. Une fois de plus, qui paiera 
les interets hypothecaires? Je le rappelle, les hypotheques en 
Suisse s'elevent a 360 milliards de francs, soit actuellement en 
raison de la hausse des interets, 7 milliards de charges, sup­
plementaires pour les proprietaires et les. locataires. C'est la 
est un probleme difficile, qui est bien plus grave que Ja perte 
d'une clientele dans Je cadre du droit de timbre. On oublie taut 
cela, parce qu'on s'occupe d'un probleme bien precis et 
qu'on evite de parler des autres. 
Pourquoi ferions-nous preuve d'une coupable legerete en ac­
cordant seulement une reduction sur Je droit de timbre sans 
chercher une compensation immediate, rapide? C'est parce 
que j'ai vecu cela ~ Geneve. Entrafnes par Ja droite pure et dure 
et par la gauche intransigeante, les Partis socialiste, demo­
crate-chretien et radical de.mon canton n'ont pas pu resister a 
une volonte de reduction fiscale. Par consequent, nous nous 
.trouvons a Geneve avec un deficitqui n'est pas plus grand que 
celui d'autres cantons mals qui est important. On m'en a fait le 
reproche, a moi qui avais d0 accepter des reductions d'im­
pöts, comme demain on fera le meme reproche a notre minis­
tre des finances qui, contraint d'accepter des reductions de re­
cettes, se trouvera avec des augmentations d'impasses bud­
getaires. Cela n'est pas acceptable, et on ne peut pas l'accep­
ter sans montrer son desarroi devant une politique qui 
consiste a dire a l'Etat: «moins vous aurez d'argent, mieux 
vous gererez». ' ' 
Cela aussi est une erreur. Que font les milieux liberaux (au 
sens economique du terme)? Si l'on veut une economie libe­
rale vraie, totale, comme celle que nous souhaitons tous et 
que - je crois - nous avons, il faut un Etat fort, suffisamment 
aise sur Je plan financier, afin qu'il puisse faire face aux diffi­
cultes. Que les moins chanceux de notre pays, que ceux qui 
sont Je moins armes pour se defendre dans cette societe libe- · 
rale puissent etre soutenus! Or, aujourd'hui, sous Je pretexte 
d'appuyer Je liberalisme economique pour lequel je suis a cent 
pour cent favorable, on est en train de priver !'Etat des moyens 
de-se porter au secours de ceux-qui sont en difficulte. Cela pa­
raft difficilement acceptablel Si c'est pour avoir, comme on le 
voit quelquefois malheureusement aux Etats-Unis, des quar­
tiers immensement riches et d'autres immensement pauvres, 
je sais que tel n'est pas votre but, ni votre envie, nl votre interet. 
Mais pour l'eviter, il taut laisser a !'Etat des moyeris. 
J'ai souffert dans mon canton d'avoir du accepter de fortes di­
minutions fiscales et je ne suis pas pret a admettre que nous 
tassions Ja meme chose pour la Contederation. C'est mon der­
nier combat. II n'y en aura plus d'autres. J'essaie de le mener 
avec mon coeur et d'aglr au plus pres de ma conscience. Jene 
sais pas si cela suffira. 
Tout a !'heure, je vous suggererai un postulat qui va chercher 
dans Ie meme paquet «mal ficele» un element qui pourrait, 
peut-etre, eviter Je desequilibre. Nous en parlerons quand il 
sera temps mais, pour Je moment, si je suis d'accord avec la 
reduction du droit de timbre, si je I'approuve, je souhaite seule­
ment qu'elle ne soit pas admise sans compensations. Cela me 
paraft impossible. 

Dobler: Ich habe am 10. Juni dieses Jahres eine parlamentari­
sche Initiative eingereicht und danke der Kommission, dass 
sie dieses Geschäft so speditiv behandelt hat und dass wir 
heute im Plenum darüber beschliessen können. 
Es ist vom Kommissionspräsidenten betont worden, dass die 
Vorlage an sich unbestritten ist, dass eine Reduktion oder eine 
AusmerLung der Stempelabgaben nicht mehr zur Diskussion 
stehen. Er hat auch erwähnt, dass·der Grund für diese Mass­
nahme in der sich drastisch und rasant verschlechternden 
Haushaltslage liegt. Der Finanzplatz Schweiz ist in der Konkur­
renzfähigkeit - insbesondere gegenüber Luxemburg - ins 
Hintertreffen geraten. 

Ich verstehe, dass die Minderheit der Kommission und der 
Bundesrat immer dann skeptisch sind, wenn wir Minderein­
nahmen verzeichnen oder Mehrausgaben tätigen müssen. Als 
Präsident der Finanzkommission sitze ich im gleichen Schiff 
und kann diesen Aspekt ebenfalls betonen. Ich habe 'mich 
meinerseits auch immer wieder dagegen gewehrt, wenn es 
um vermehrte Ausgaben oder verminderte Einnahmen ging. 
Wir stehen aber heute finanzpolitisch in_ einem Zwiespalt ge­
genüber den buchhalterischen Ueberlegungen, zu denen wir 
ebenfalls verpflichtet sind. Wir sähen es am liebsten, wenn 
eine Mindereinnahme im Budget durch eine anderweitige 
Kompensation ausgeglichen würde. Das ist selbstverständ­
lich. Wir müssen aber jenseits buchhalterischer G.edanken­
gänge nach wirtschaftlichen Komponenten suchen und mit 
verbesserten wirtschaftlichen Grundlagen auch buchhalte­
risch auf längere Frist eine bessere Lösung finden. Mit einer 
Aenderung des Stempelsteuergesetzes werden Vorausset­
zungen geschaffen, um eine forcierte, neue wirtschaftliche 
Grundlage für das Geschäft zu ermöglichen. 
Ich könnte mir vorstellen, dass die Minderheit speziell ins Feld 
führen wird, diese Vorlage sei eine Vorlage zugunsten der 
Banken und man müsse sehen, wie gute Abschlüsse die Ban­
ken in diesem bzw. im nächsten Jahr aufweisen könnten. Ich 
habe keine Beziehungen zu Grossbanken, ich bin bei einer 
kleinen Bank dabei, die hier keine Rolle spielt; ich kann mich 
also ?bsolut objektiv und neµtral verhalten. Es ist doch so, 
dass die Banken es ohne weiteres verstehen, die Geschäfte 
über ausländische Tochtergesellschaften abzuwickeln, und 
ihrerseits absolut keine Einbussen verzeichnen, wornit ander­
seits der schweizerische Staat bei seinem Steuersubstrat tan­
giert wird. Es geht uns darum, dass wir uns um den schweizeri­
schen Fiskus und nicht um die Interessen der Banken sorgen 
müssen. 

· ·Darf ich zusammenfassend folgendes feststellen: Ihre Kom­
mission hat einmal in Analogie zum Beschluss des Nationalra­
tes dem Verzicht auf die Unterstellung der Anlagefonds unter 
die -Stempelsteuer zugestimmt. Sie hat ferner dem Verzicht auf 
die Erhöhung der Stempelabgabe bei Umstrukturierungen 
und Sitzverlegungen ausländischer Firmen in die Schweiz zu­
gestimmt und ist damit dem Nationalrat gefolgt. Schliesslich 
hat sie den Verzicht auf die Unterstellung der Lebensversiche­
ruflgen unter der Stempelsteuer genehmigt und sich damit 
ebenfalls dem Nationalrat angeschlossen. Ich stelle fest, dass 
die wesentlichen Punkte der Initiative, wie ich sie einreichte, 
erfüllt sind. 
Die Kommission ist im Prinzip dieser Initiative gefolgt, so dass 
sie ihren Zweck erreicht hat und ich sie zugunsten der Anträge 
der Kommission zurückziehen kann. 

Mme Jaggl: Dans ce debat d'entree en matiere, je peux me 
contenter de deux remarques relatives l'une a Ja procedure et 
l'autre au contenu du projet que nous examinons. Premiere­
ment, conQ9rnant Ja forme, Ja procedure suivie est pudique­
ment qualifiee «d'inusitee» par notre distingue collegue 
M. Eggly, conseiller national, par ailleurs editorialiste au Jour­
nal de Geneve et a Ja Gazette de Lausanne. Inusitee, c'est Je 
moins que I'on puisse dire pour caract6riser Ja demarche utili­
see qui trouve son aboutissement aujourd'hui dans ce 
conseil. 
Si nous avions voulu faire, avant meme de l'accomplir, Ja de­
monstration des limites de Ja reforme du Parlament, nous ne 
nous y serions pas pris autrement. Nous voyons a quel point 
on peut reglementer jusque dans Je detail des procedures et a 
quel point Je simple rapport des forces l'emporte; quand l'ob­
jectif politique de Ja majorite l'exige, ces reglements devien­
nent taut a coup nuls et non avenus. La reforme du Parlament 

· a pour but d'accelerer notre travail et d'en ameliorer Je rende­
ment. Nous avons ici une demonstration de rapidite, mais non 
d'efficacite, avec cette revision de Ja loi sur les droits detimbre. 
En m11tiere parlementaire non plus, «vite fait» n'est pas force­
ment bien fait. Nous travaillons dans Ja precipitation, laquelle 
est mauvaise conseillere. 
Je rappelle pour memoire et illustration, parmi tant d'autres 
entorses aux pratiques usuelles du systeme bicameral, Je fait 
que notre commission a corrimence a sieger lundi soir - tardi-



Initiative parlementaire. Droits de timbre. Modification 856 E 2 octobre 1991 

vementd'ailleurs-1tlorsque le Conseil national n'avalt pas en­
core termine son debat sur le projet qui nous etait donc sou­
mis en l'absence du conseiller federal interesse. Cela m'a rap­
pele par contraste la manoeuvre exactement inverse - sur le 
meme type de sujet et emanant des memes milieux - qui a eu 
lieu il y a sept ou huit ans, lorsqu'il s'agissait de soumettre le 
produit des placements fiduciaires a l'impöt anticipe. A l'epo­
que, on a voulu freiner et non accelerer. Eh bienl Avec 1a 
meme efficacite et la meme negligence ·des reglements, on a 
procede au blocage du projet, comme aujourd'hui l'on pro­
cede a un traitement ultra-rapide. 
Ce projet traite de maniere pire qu'inusitee - M. Ducret et le 
rapporteur l'ont egalement rappele - se rapporte a l'allege­
ment du droit de timbre 'qui faisait partie du fameux paquet du 
2 juin pour lequel plusieurs membres. de ce conseil se sont 
prononces favorablernent. Vis-a-vis du public, nous etions 
beaucoup molns nombreux, n'est-ce pas, Monsieur Ducret? 
L'idee de cet allegement me para7t parfaitement acceptable et, 
en tant que socialistes, nous l'avions admise dans le cadre 
precisement de ce paquet que certains ont qualifie, apres 
coup, de «mal ficele». Cet allegement etait acceptable saus la 
forme que lui avaient donnee les Chambres federales en de­
cembre dernier, sans les ajouts que le Conseil national 
d'abord, et notre commission ensuite, dans sa majorite, ont 
juge bon d'y faire, notamment a l'article 6, en introduisant une 
lettre abis .a l'alinea premier, sur lequel je me permettral de re­
venir taut a !'heure. 
Allegement d'accord, dans ta forme et avec l'importance 
adoptees par les Chambres en decembre dernier, mais pas 
sans compensations immediates, s'entend. II ne s'agit pas la 
d'une fixation comme certains veulent le croire, mais bien 
d'une necessite. On ne peut, d'une part, invoquer la situation 
grave des finances federales et surtout l'evolution alarmante 
qu'elles connaissent actuellement - comme celles d'ailleurs 
des autres collectivites et, dans le meme temps, prendre des 
mesures qui aggraveront encore ces perspectives. Ql:f'on 
prenne des rnesures neutres du point devue des recettes est 
un minimum, mais qu'on en prenne qui privent la Corifedera­
tion de rentrees de !'ordre ·de 420 millions sur lesquelles eile 
devrait pouvoir comptefr me para7t irresponsable. 
Objectivement, on conna7t d'avance les consequences aux­
quelles doit faire face un Etat appauvri. C'est sur la marge de . 
manoeuvre dont dispose la collectivite dans l'etablissement 
de son budget que s'effectuent les economies, c'est-a-dire en 
particulier sur les subventions et les contributions en faveur de 
ceux de nos concitoyens qui en ont besoin pour exercer leurs 
activites economiques, faire face a. des difficultes budgetaires 
et qui sont confrontes a des problemes sociaux. 
Cette cornpensation est necessaire, dans sa simultaneite, 
comme cela etait effectivement prevu dans le paquet financier 
soumis au peuple et aux 9antons le 2 juin dernier, et sur lequel 
les partis gouvernernentaux s'etaient entendus, ce qu'ont ou­
blie par la suite les partis bourgeois. 
Apres taut, une compensation immediate, que l'on dit si diffi­
cile ou impossible, n'exige pas une entorse a-la procedure 

-comparable a celle que nous avons de taute fac;on commise 
pour traiter cet objet. C'est pourquoi je vous suggererai taut a 
l'heure de discuter une proposition analogue a celle que 
M. Salvioni, conseiller national, a faite - sans succes d'ailleurs 
- dans l'autre conseil et qui consiste a coupler la mise en vi­
gueur de la loi revisee sur le droit de timbre-y compris tous les 
allegements qu'elle contiendra dans sa version finale - avec 
les mesures compensatoires qui devraient rendre cette opera­
tion neutre pour la Caisse federale. 
Dans cet esprit et avec l'espoir que, contrairement a l'autre 
conseil, nous n'aggrcJ.verons pas le projet de revision de la loi · 
sur le droit de timbre et que nous songerons aux compensa­
tions, j'accepte l'entree en matiere sur ce prbjet. 

M. Jelminl: Le Conseil federal se declare favorable a la revi­
sion de la loi sur les droits de timbre saus la forme adoptee le 
14 decembre dernier, mais il precise en meme temps qu'il faut 
se preoccuper de la degradation rapide de la situation finan­
ciere de la Confederation - on en conna7t les chiffres•essen­
tiels. 

D'une part, il faut considerer que la situation de la place finan­
ciere suisse, du point de vue de la concurrence, est assez pe­
nible. Les droits de timbre entravent evidemment la capacite 
concurrentielle sur le marche international. Les diminutions 
constatees objectivement a ce propos laissent entrevoir que 
l'on a perdu du terrain dans ce secteur et qu'il faut s'attendre a 
une perte devitesse ulterieure. Des places de travail ont egale­
ment ete supprimees a cause de ces mesures fiscales. II taut 
donc, autant que possible, retablir la situation. 
L'intervention qui nous est proposee revet un aspect particu­
lier sur le plan de l'evolution economique qui, ä mon avis, de-

. vrait etre. consideree dans son ensemble et pas seulement 
dans ce secteur. II y a en effet d'autres secteurs de notre eco­
nomie qui se trouvent dans une situation critique-celui du bä­
timent, ou de l'exportation, par exemple - avec des conse­
quences qui, seien les regions, sont assez graves: Mais pour 
le moment, on ne s'est guere preoccupe de cette situation ni 
d'une eventuelle Intervention dans ce sectel!r pour en attenuer 
les inconvenients. Cela denote, seit dit en passant, une cer­
taine carence dans la vue d'ensemble de notre politique eco­
nomique qui devrait etre corrigee. 
Les allegements proposes dans le secteur des droits de tim~ 
bre auront pour consequence une diminution des ressources 
de la Confederation alors que la situation financiere est en 
train de se degrader fortement. L'intention du Conseil federal 
de trouver rapidement une compensation des pertes cau­
sees aux finances de la Confederation par cette revision et, 
par la meme, de procurer les moyens necessaires pour equi­
librer le bilan est donc fondee et doit etre prise au serieux. · 

. Je partage l'opinion de M. Ducret, a savoir que certaines com­
pensations pourraient deja etre realisees avec cette revision, 
en soumettant precisement aux droits de tlmbre, par exemple, 

, les prirnes d'assurancessurla v.ie, cornme l'a propose la mino­
rit~ de notre comrnissioJl. En ou.tre, n faudra renoncer a d'au­

. tres·at1egements tel celui propose par la majorite de la com­

. miss\on et par le Conseil national a l'article 6, alinea prernier, 
lettre abls, qui n'a rien a voir avec la place financiere. Nous de-
vons cornprendre que l'image de la Suisse, de sa place finan­
ciere, depend, entre autres, de la capaclte de l'Etata equilibrer 
son bilan, taut en realisant les täches que la constitution et le 
souverain lui confient. II n'est donc pas admissible de prolon­
ger une situation financiere negative, meme dans le but de 
sauver un secteur econornique important. 
Nous devons donc nous dernander si nous sornmes prets a 
retablir cette situation avec le meme empressement dont on a 
fait preuve a l'occasion, voire a renoncer a certaines presta­
tions qui sont indispen~ables ä la survie des regions moins fa­
vorisees et a celle de leur population. II faut aussi se demander 
si l'opinion publique est prete a accepter cette decision qui tra-. 
verse notre ciel parlementaire a une vitesse qui n'est pas habi­
tuelle dans notre machine legislative et si, en cas de referen­
durn, il sera aise d'expliquer pourquoi et comnient on renonce 
a des recettes sans compensation, dans un moment difficile 
pour les finances de la Confederation. 
Je voterai l'entree en matiere parce qu'il faut resoudre ce pro­
bleme, mais je voudrais reserver mon vote final, en fonction de 
la tournure que prendra le debat. 

f 

Küchler: Wir alle müssen doch feststellen, dass diese Session 
von einer aussergewöhnllchen Hektik geprägt ist; ein Ge­
schäft jagt das andere, eine Differenzbereinigung folgt der an­
deren, Wir haben ein Tempo eingeschlagen, das der Qualität 
unserer Gesetzgebungsarbeit auf die Länge zweifellos Ab­
bruch tun muss. 
Wenn ich aber dennoah heute für Eintreten auf diese·Vorlage 
bin, dann aus folgenden drei Gründen: · 
1. Es handelt sich um eine Materie, über die beide Räte erst 
vor kurzem und vor allem auch ausführlich beraten haben. 
Die Revision des Stempelgesetzes war damals von keiner 
Seite bestritten worden, und das Parlament hatte ihr zuge­
stimmt. 
2. Wenn wir die erneute Behandlung in die neue Legislaturpe­
riode verschieben würden, dann müssten sich neu zusam­
mengesetzte Gremien mit der Vorlage befassen, was einen 
unnötigen Kräfteverschleiss bedeuten würde. 
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3. Aufgrund der bereits geführten parlamentarischen Debat­
ten wissen wir, dass die Revision des Stempelgesetzes, wie 
dies auch jetzt immer wieder zum Ausdruck gekommen ist, 
dringlich - ja, ich möchte sogar sagen: vordringlich - ist. 
Selbst der Bundesrat hat bereits in seiner Botschaft vom Juni 
1989 die Dringlichkeit der Revision anerkannt und stellt eine 
solche auch in seiner jüngsten Stellungnahme vom 21. Sep­
tember nicht in Abrede. 
Tatsache jedenfalls ist, dass sich angesichts der fast vollstän-

.. digen Deregulierung auf den internationalen Finanzmärkten 
und des überraschend schnellen Abbaus von steuerlichen 
Schranken im Wirtschaftsbereich der Europäischen Gemein­
schaft die Rahmenbedingungen für unsern Finanzplatz 
Schweiz drastisch verschlechtert haben, was sich mit den im­
mer grösser werdenden Ausfällen auf dem schweizerischen 
Finanzmarkt beweisen lässt. 
Allein per 31. August 1991 waren es rund 170 Millionen Fran­
ken weniger an Stempelsteuereinnahmen gegenüber der glei­
chen Vorjahresperiode. Und je länger wir mit der Revision zu­
warten, desto mehr wandern weitere bedeutende Geschäfte 
und Arbeitsplätze ins Ausland ab, oder aber es laufen die lu­
krativen Geschäfte in Milliardenhöhe weiterhin an der Schweiz 
vorbei. _,, 
Seien wir uns doch bewusst: Europa wird ab 1. Januar 1992 
ein bedeutender Marktriese, ich möchte sagen, ein Wirt­
schaftsriese! 
Die umliegenden Länder haben begriffen, dass sie ihre Staats­
kassen nur füllen können, wenn der Markt, ihre Wirtschaft, bei 
möglichst freier und deregulierter Entfaltung auch stattliche 
Gewinne hergibt. Selbst wenn wir als Schweizer ausserhalb 
der EG bleiben sollten, müssten wir die Rahmenbedingungen 
für uns, für unsere Wirtschaft optimaler gestalten. Wir müssen 
diese Rahmenbedingungen anpassen, damit wir im interna­
tionalen Wettbewerb überhaupt mithalten und konkurrieren 
können. Unabhängig davon, ob wir dereinst in die Gemein­
schaft gehen oder nicht, müssen wir unsere Rahmenbedin­
gungen anpassen, weil die Gemeinschaft dies uns rein fak­
tisch vorschreibt. 
Sie sehen also: So oder so müssen wir unsere völlig veralteten 
Steuersysteme möglichst schnell und möglichst radikal än­
dern. Machen wir doch heute den entsprechenden Schritt. 
Ein gut funktionierender Finanzplatz Schweiz hat bisher einen 
wesentlichen Beitrag an die Wertschöpfung und damit auch 
an, die Finanzierung unseres Sozialstaates geleistet. Ebenso 
stellte der Finanzplatz etwa 120 000 Arbeitsplätze der höheren 
Steuerklasse zur Verfügung. Dies ist meines Erachtens be­
achtlich. 
Wenn wir verhindern wollen, dass diese Arbeitsplätze ins Aus­
land transferiert werden, dann müssen wir sofort dafür sorgen, 
dass die Schweizer Banken ihre vielfältigen Dienstleistungen 
vom Flnanzstandbrt Schweiz aus erbringen können. Nur so 
kann wertvolles Steuersubstrat für den Bund, für die Kantone 
und für die Gemeinden erhalten oder wieder zurückgewonnen 
werden. Es geht also bei der Vorlage-wie Herr Kollege Dobler 
gesagt hat- nicht um die Banken, sondern um den Fiskus. 
Um die Revision des Gesetzes noch in dieser Session-d. h. in 
dieser Legislaturperiode - verabschieden zu können, ist es 
wichtig, dass wir heute auf die Vorlage eintreten und keine Dif­
ferenzen schaffen, d. h. wir müssen der Vorlage. so zustim­
men, wie es der Nationalrat getan hat und wie es Ihnen die 
Kommissionsmehrheit vorschlägt. 
Auch müssen wir nach der Volksabstimmung vom 2. Juni zur 
Kenntnis nehmen, dass - entgegen der Auffassung des Bun­
desrates - eine sogenannte Paketlösung nicht möglich ist, 
sondern -dass wir eben heute diese Revision als separaten 
Schritttun müssen, dies selbstverständlich unter Berücksichti­
gung der im Verlaufe des Abstimmungskampfes geäusserten 
oder zutage getretenen Kritik. Wir müssen den Schritt aber 
auch im klaren Wissen tun, dass weitere dringende Schritte für 
die Umgestaltung unseres Finanzsystems, Schritte zur Schaf­
fung der Kompensation, folgen müssen. 

' In diesem. Sinne bin ich also für Eintreten auf die Vorlage. 

M. Delalay: Personne aujourd'hui, dans ca conseit, ne 
conteste la necessite de modifier la loi sur les droits detimbre. 

Cette position est partagee partout le rhonde. Las Chambres 
,federales en avaient d'ailleurs prevu la revision dans le cadre 
· du nouveau regime financier de la Confederation qui a ete re­
fuse par le peuple au mois de juin de cette annee. Le Conseil 
federal lui-meme, dans un de ses messages, admet egale­
ment la necessite de revoir cet impöt particulier, qu'on dit un 
peu vieillot, et qui porte sur des operations actuellement moins 
taxees a l'etranger, voire totalementfranches de taxes dans las 
pays voisins. 
Tout de suite apres la votation populaire du mois de juin, deux 
initiatives parlementaires ont ete deposees, dans chacun des 
conseits, demandant de reprendre cette partie du nouveau re­
gime financier. Les arguments en faveur de cette revision sont 
evidents; ils ont ete evoques ici et au Conseil national. Tandis 
que nous tournons un peu en rond pour notre reforme des fi­
nances federales, les places financieres de Londres, de 
Luxembourg et de Francfort attirent les cllents traditionnels de 
nos etablissements suisses. Ces derniers ne conservent d'ail· 

. leurs leur position que gräce a leurs societes et a leurs filiales a 
l'etranger, bien plus que par l'activite de leurs sieges en 
Suisse. Cela entra\'ne egalement le paiement d'impöts directs 
a l'etranger et le deplacement de places de travail de notre 
pays vers l'exterieur. Chacun peut d'ailleurs observer chez 
nous le fait que l'emploi dans le secteur bancaire est en forte 
diminution, effective et serieuse. 
Depuis le debut de cette annee, le Luxembourg et la Republi­
que federale d'Allemagne ne prelevent plus d'impöts sur le 
chiffre d'affaires pour !es operations boursieres. Pour ce qui 
conceme Londres, il y a longtemps qua cette place est en tete 
en matiere d'emissions d'euro-obligations. Les fonds de pla­
cement nous echappent egalement. Rien qu'en 1989, 
22 fonds ont ete ouverts en Suisse contre 135 au Luxembourg. 
Les finances de la Confederatlon en souffrent, puisque de 
1987 a 1990 les recettes des emissions des fonds de place­
ment ont diminue de moitie, passant de 1 oo a 50 millions de 
francs. D'autres operations ne se font pas du tout en Suisse a 
l't,eure actuelle. C'est le cas des emlssions d'euro-emprunts 
et de papiers monetaires suisses. Abolir les droits de timbre 
entra\'nerait_ dans ce secteur tout au moins un gain d'impöts di­
rects. 
Cela dit, deux questions au moins se posent a nous. La pre­
mlere est l'urgence qui a preside a la discussion de ces modifi­
cations dans !es deux Chambres. A cet egard, il taut remarquer 
que, si nous avons demontre une celerite inhabituelle, nous 
n'avons peut-etre pas travaille avec un souci majeur d'appro­
fondissement. Si nous n'avions pas, en commission, deja 
examine tout le probleme des droits de timbre dans le cadre 
du regime financier, nous n'aurions pas eu les moyens de trai­
ter de cette question dans un delai aussi court. 
La deuxieme remarque porte-on l'a deja releve.ce matin -sur 
les pertes enregistrees par la Confederation avec ce projet, 
pertes qui s'elevent a environ 400 millions de francs. II esttou­
jours tres difficile de determiner un chiffre dans ce domaine. 
Au moment ou s'annoncent des annees difficiles, la perte est 
importante. Certes, des mesures de compensation sont deja 
prevues dans le projet, telles que, par exemple, la reintroduc­
tlon d'un droit de timbre d'emission de 1,2 pour mille par an­
nee sur les Obligations d'emprunts suisses et 0,6 pour mille 
sur les obligations de caisse et sur les papiers monetaires 
suisses, comme cela se faisait d'ailleurs avant 1973. Malgre 
ces compensations, la perte demeure importante. II s'agira 
donc de trouver d'autres ressources si nous ne voulons pas 
augmenter encore les deficits de la Confederation. 
C'est la que les choses se gätent, car si l'on evoque une aug­
mentation des taux d'lcha, par exemple, comme je l'ai fait en 
commission, M. le ministre des finances nous retorquera que 
cela n'est politiquement pas possible, le peuple n'etant pas 
pret a accepter de nouvelles distorsions dans la concurrence 
qu'entra\'nerait une augmentation des taux d'impöt sur le chif­
fre d'affaires. II faudrait d'autres taxes alors, mais elles seront 
evidemment mal pen;:ues, parce qu'elles ne concernent que 
certains citoyens qui ne sont aujourd'hui que peu ou pas du 
tout touches. II n'en reste pas moins que des compensations 
devront etre trouvees. J'en suis un chaud partisan, d'autant 
plus que des finances de la Confederation saines sont tou-
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jours favorables a un canton comme le mien qui estfinanciere­
ment faible. II nous faudra trouver ces compensatioris dans le 
nouveau regime financier que nous devrons reprendre et met­
tre sur pied. 
J'attends avec interet la proposition que nous a promise 
M. Ducret, qui va dans un autre sens, semble-t-il, que de nou­
velles taxes ou .une modification de l'imposition indirecte. Je 
regarderai attentivement cette proposition; si eile est favora­
ble, je la soutiendrai. Avec ces reserves, je me prononce en fa­
veur de l'entree en matiere et je voterai le projet tel qu'il est issu 
des deliberations du Conseil national. Je suis convaincu de la 
necessite de regler cette question des droits de timbre sans 
retard, et donc sans creer des divergences qui nous empeche­
raient de conclure nos travaux durant cette derniere session 
de la legislature. 

M. Gautier: Je voudrais faire deux series de rerllarques, l'une 
sur la forme de la procedure que nous avons adoptee, et l'au­
tre sur le fand du probleme. 
Sur la procedure, je voudrais dire a Mme Jaggi que je ne peux 
pas accepter ses termes: «vite fait n'est pas bien fait». Je crois 
qu'on peut travailler vite et bien, comme on peut travailler mal 
et lentement. Les deux choses sont totalement independan­
tes, soit la rapidite et la qualite du travail. On r;ious a aussi dit 
que nous utilisions une procedure exceptionnelle. II n'est 
quand meme pas si rare que le Conseil federal nous demande 
de traiter un objet dans les deux conseils au cours de la meme 
session, cela s'est produit souvent et il n'y apas de raison pour 
que le Parlement n'ait pas les memes droits dans ce domaine 
que le Conseil federal. II y a surtout une raison imperieuse qui 
nous force a travailler vite, c'est la violence de l'hemorragie 
que subissent les placements et les affaires des banques qui 
passent du territo,re suisse a l'etranger. Madame Jaggi, je 
crois que si un jour, ce qu'a Dieu ne plaise, vous vous section­
nez une altere, je vous souhaite d'avoir, a cöte de vous 
quelqu'un qui seit capable d'y poser un garrot. Eh bien, il.faut 
que nous mettions un garrot a l'hemorragie-de capitaux et d'af­
faires qui quittent notre sol pour se transporter dans des pla­
ces financieres plus comprehensives du point de vue fiscal. 
J'en viens au fand. Je reconnais bien volontiers, avec 
M. Ducret et d'autres, qu'il est regrettable de ne pas pouvoir 
proposer simultanement une recette compensatoire. Mais - je 
le repete - il y a une urgence a agir et la recette n'est pas si fa­
cile a trouver de maniere rapide. Je comprends d'autant mieux 
M. Ducret qu'i! voit son successeur au Departement des finan­
ces du canton de Geneve souffrir des reductions d'impöts 
consenties.11 estvrai que son successeur ne souffre pas seule­
ment des rec;luctions d'impöts, mais egalement de l'evolution 
de la situation economique et de l'arret a peu pres total des 
transactions immobilieres dans le canton de Geneve. 
J'en reviens aux finances federales et je crois que, dans le do­
maine de la compensation, on est en train d'oublier une 
chose: si nous supprimons ou si nous corrigeons le droit de 
timbre, les affaires qui actuellement se traitent sur les places 
etrangeres peuvent revenir en Suisse, ce qui signifie de nou­
velles recettes fiscales sur les benefices des banques. Nous 
avons tous pu lire dans la presse, il y a quelques jours, qu'une 
des grandes banques annongait une croissance considerable 
de son benefice, mais cette croissance se fait presque exclusi­
vement a l'etranger et n'est donc f:>as soumise a la fiscalite 
suisse. Si les affaires revenaient un peu en Suisse, cela per­
mettrait d'imposer et de traiter fiscalement les benefices des 
grandes banques. En meme temps, le retour des affaires per­
mettrait une reprise de l'offre de places de travail. Ces places 
de travail, cela veut dire des revenus et des recettes fiscales. 
II y a uri cas que je voudrais encore evoquer, parce que per­
sonne n'en a parle jusqu'ici, c'est le fatt que le droit de timbre 
tel qu 'il est congu actuellement, favorise les grandes banques 
au detriment des petites et moyennes que sont les banques 
cantonales et les banques regionales. Les grandes banques 
peuvent aller traiter leurs affaires dans leurs succursales ou 
leurs filiales a Londres ou a Luxembourg ou ailleurs; les ban­
ques cantonales et regionales n'ont pas cette possibilite et je 
ne pense pas que .ce soit ideal et que ce soit l'idee de 
Mme Jaggi ou d'autres de vouloir favoriser les grandes ba!7-

ques au detriment des petites et moyennes banques cantona­
les et regionales. 
Pour toutes ces raisons, je voterai l'entree en rriatiere et je sui­
vrai la majorite de la commission et le Conseil national. 

Bundesrat Stich: Es ist wiederholt gesagt worden, dass die 
Revision des Stempelsteuergesetzes unbestritten sei und es 
auch das letzte Mal gewesen sei. Das ist zweifellos richtig; 
aber dann muss man sich doch die Frage stellen: Warum 
diese Eile? 
Herr Küchler hat angeführt, wir hätten 170 Millionen ~ranken 
weniger Einnahmen gehabt im August. Ich kann Ihnen bestäti­
gen, im September sind es.immer noch 170 Millionen Franken 
weniger Einnahmen. Aber man sollte sich vielleicht überlegen, 
woher diese Mindereinnahmen kommen, und da ist es gut, 
wenn man sich überlegt, dass die Umsatzabgaben bekannt­
lich alle drei Monate abgerechnet.werden. Wir haben also in 
diesem Jahr 1991 wohl oder übel die Auswirkungen der Golf-· 
krise des letzten Herbstes und auch nöch die Auswirkungen 
des Golfkrieges in diesem Jahr drin. So lassen sich diese Min­
dereinnahmen durchaus erklären. Es gibt keinen Grund, we­
gen der Verlagerung der Geschäfte besonders hektisch zu 
tun. Es ist unbestritten: Wir müssen etwas tun, aber das ist 
nicht eine Frage von einem Monat oder von drei Monaten. 
Der Bundesrat hätte es begrüsst, wenn er Ihnen die ganze Si­
tuation in einem Paket hätte darlegen können. Ein Paket, das 
heisst nicht eine Vorlage, die wie das Finanzpaket zusammen­
geschnürt und verbunden ist; aber es wäre nützlich gewese.n, -­
wenn man sich über die finanzielle Situation dieses Staafes 
generell hätte Rechenschaft geben können. Ich habe wieder­
holt gesagt und sage es auch heute wieder: Das Budget die­
ses Jahres hat nach Passierung der Räte noch mit 72 Millio­
nen Franken Ueberschuss abgeschlossen; vorher war er noch 
etwas höher. In der Zwischenzeit haben wir einen Nachtrags­
kredit von 1,08 Milliarden Franken gehabt, und Sie werden ei­
nen zweiten Nachtragskredit bekommen, der höher ist als der 
erste. Das heisst, Sie können davon ausgehen, dass wir in die­
sem Jahr ein Defizit in der Grössenordnung von 2 Milliarden 
Franken haben, jedenfalls näher bei 2 als bei 1 Milliarde, so 
wie die Dinge im Moment aussehen. Daher begreife ich nun 
Ihre Eile, denn es ist im Dezember bedeutend weniger einfach, · 
zusätzliche Abstriche zu machen, wenn man weiss, dass man 
zusätzliche Einnahmen beschaffen muss, aber nicht bereit ist, 
die Ausgaben zu kürzen. Das ist dann weniger einfach! 
Ich habe gesagt, die Revision des Stempelsteuergesetzes sei 
unbestritten. Bestritten ist aber, dass Sie bei der inländischen 
Emissionsabgabe bei Fusionen eine Reduktion vornehmen 
wollen und, vom Bundesrat her auch, dass Sie es verpassen, 
bei den Prämien der Lebensversicherungen etwas zu tun, um 
die Wettbewerbsfähigkeit etwas auszugleichen. Denn heute 
ist das Versicherungssparen gegenüber dem Banksparen 
steuerlich wesentlich privilegiert; das ist völlig unbestritten. 
Deshalb wäre es~sinnvoll gewesen, hier einen kleinen Aus­
gleich zu schaffen, denn gerade beim Stempelsteuergesetz 
sagen Sie, man müsse die Wettbewerbsspiesse gleich lang 
machen, ergo müsste man sie auch hier, innerhalb der 
Schweiz, gleich lang machen. 
Wir haben auch eihgebracht- das hat keine Aufnahme gefun­
den in der Kommission-, dass man die Abgaben für die Sach­
versicherung anpassen solle. Herr Küchler hat zitiert, welche 
Länder Stempelabgaben abgeschafft haben. Ich zitiere Ihnen 
jetzt, wie die Sachversicherungen in der Schweiz und im Aus­
land belastet werden. In der Schweiz sind es 1,25 Prozent, in 
Frankreich 18 Prozent, Grossbritannien und Irland haben 
keine Besteuerung, Deutschland hatte bis zum 30. Juni 7 Pro­
zent und seither 10 Prozent, Belgien 9,25 Prozent, Italien 
1 O Prozent, Luxemburg 5 Prozent und die Niederlande 7 Pro­
zent. Das ist auch ein Vergleich mit dem Ausland! Wenn man 

· schon beim Abschaffen mit dem Ausland vergleicht, dann 
muss man vielleicht gelegentlich auch sagen, wir müssten uns 
auch einmal nach oben anpassen. 
Es geht hier nicht mehr um Kompensationen wie beim letzten 
Finanzpaket, sondern darum, dass wir letztlich mehr Einnah­
men haben müssen. Da wäre es vernünftiger gewesen, diesen 
Entscheid in voller Kenntnis der Situation und unter Beach-
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tung der Vorschläge des Bundesrates über Mehreinnahmen 
und Kürzungen treffen zu können. Denn letztlich geht es nicht 
nur darum, die Kasse auszugleichen. 
Vielleicht ist es auch etwas deplaziert, Herr Dobler, von buch­
halterischen Ueberlegungen zu sprechen, denn hier stehen 
nicht buchhalterische Ueberlegungen zur Diskussion, son­
dern die weitere Entwicklung der schweizerischen Volkswirt­
sc:haft. Wenn es uns nicht gelingt, den Ausgleich zu schaffen, 
wenn wir es also fertigbringen, in der nächsten Legislaturperi­
ode den Fehlbetrag der Bilanz zu verdoppeln - und dazu ha­
ben wir alle Chancen-, dann bedeutet das selbstverständlich 
eine massive Verschlechterung für den Finanzplatz Schweiz! 
Es bedeutet eine massive Verschlechterung für den Werkplatz 
Schweiz! Es bedeutet aber auch, dass dann die Schwächsten 
am.stärksten davon betroffen sein werden. Denn das wird be­
deuten, dass wir beispielsweise alle 14 Tage auf den Kapital­
markt m~hen müssten. Und wenn ein Schuldner alle 14 Tage 
auf dem Kapitalmarkt erscheint, dann dürf-en Sie nicht glau­
ben, die Zinssätze würden sinken, sondern sie werden vermut­
lic,:h eher steigen. Sie wissen so gut wie ich, welche Auswirkun­
gen steigende Zinssätze auf die Teuerung, auf die Mieten, auf 
die Belastung der Hauseigentümer und auch auf die Wirt­
schaft- haben. Auch die Wirtschaft muss sich ja gelegentlich 
wieder Kapital beschaffen. Die schweizerische Wirtschaft hat 
bis heute davon profitiert, dass wir in der Regel günstigere 
Zinssätze als das Ausland hatten. Das sollten wir nicht leicht­
ferUg aufs Spiel setzen, sondern wir sollten dafür sorgen, dass 
wjr die Inflation bekämpfen und reduzieren können, um so 
wieder eine Grundlage für tiefere Zinssätze zu schaffen. Um­
gekehrt werden natürlich die Zinssätze ebenfalls nicht zurück­
gehen können, wenn wir eine sehr starke Inflation haben. 
Unser Budget ist an sich immer nach sehr expansiv. Es ist also 
nicht darauf ausgerichtet, diß Teuerung zu bekämpfen. Des­
halb werden Sie auch in dieser· Hinsicht nicht nur Einnahmen 
zu beschaffen haben, sondern auch die Möglichkeit zu ent­
scheiden, wo man einsparen und wo. man verzichteh kann. 
Das wird nicht sehr viel einfacher sein, als zu sagen, woher 
man mehr Geld haben möchte. Aber wir sind uns doch alle ei­
nig, dass es eine vornehme Aufgabe der Politik wäre, wenn 
man dafür sorgen würde, dass die Leute am Schluss denken, 
die Lasten seien einigermassen gleich und gerecht verteilt 
worden. Aber-das ist eben nicht möglich, wenn man solche 
Dinge vorausnimmt, weil dann mindesten~ "der Ueberblick 
fehlt. 
Die Eile ist auch eine Frage des Stils: Die nationalrätliche Kom­
mission hat ihren Bericht am 16. September abgegeben. Am 
18. September haben wir denAntrag an den Bundesrat weiter­
geleitet; am 23. September musste der Bundesrat entschei­
den, weil am 25. September bereits die Behandlung im Parla­
ment vorgesehen war. Es ist dann 30. September geworden, 
die Behandlung fand am letzten Montag bis abends um 9 Uhr 
~tt; um 10 Uhr abends hat Ihre Kommission die Beratungen 
abgeschlossen. Und zwei Tage später findet die Beratung hier 
statt, also innerhalb von anderthalb Wochen kann man in der 
~chweiz ein Gesetz ohne weiteres durchbringen. 
Das ist eine phantastische Leistung! Wir haben dies vor vier 
Jahren, im Jahre 1987, auch schon.fertiggebracht. Damals hat 
man ebenfalls sehr rasch ein Sofortprogramm durchgebracht, 
um die direkten Bundessteuern, unter dem Titel der Entla­
stung der Familien, zu senken. Das war durchaus gerechtfer~ 
tigt. Wir hatten vorgeschlagen, dies mit der Finanzordnung zu­
sammenzunehmen, weil wir überzeugt waren, dass man auch 
etwas bieten musste. In diesem Jahr konnten wir nichts mehr­
bieten. Die Finanzordnung ist vielleicht auch deshalb geschei­
tert. 
Sie sehen, Eilß ist nicht immer - auch wenn man ge~innt, 
wenn man zeitlich speditiv ist- der beste Ratgeber. In diesem 

, Fall weiss ich auch nicht, ob es so ist. 
Alles in allem: Wir sind damit einverstanden, dass man die 
Stempelsteuern gemäss dem Vorschiag revidiert, wie er aus 
der alten Vorlage hervorgegangen ist. Wir sind auch einver­
stand3n, wenn man die Anteile von Anlagefonds befreit. Das 
hat tatsächlich etwas mit dem Finanzplatz zu tun. Aber Re­
strukturierungen, Fusionen und dergleichen haben mit de~ 
Finanzpl<;ltz nic,:ht das geringste zu tun, sondern das ist letztlich 
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eine interne Besteuerung der Kapitalgesellschaften. Da darf. 
man feststellen, dass die Besteuerung der Kapitalgesellschaf­
ten in der Schweiz international sehr tief ist. Es gibt in einer'sol­
chen finanziellen Situation, in der der Bund heute steht, keinen 
Grund, hier eine Reduktion vorzunehmen. Man kann natürlich 
anführen, das sei ein Schutz der Arbeitsplätze, Fusionen seien 
notwendig. Ich weiss nicht, ob Sie heute gelesen haben, wie 
die Arbeitsplätze bei Fusionen gelegentlich geschütztwerden; 
wenn irgendein Konzern eine schweizerische Biscuitfabrik 
übernimmt und dann sagt: Ja gut, wir produzieren jetzt nur 
noch im Ausland, wir schliessen in der Romandie unseren Be­
trieb - obwohl das eine bekannte Gesellschaft gewesen ist. 
Man muss auch hier noch etwas Grundsätzlicheres überle­
gen: Fusionen und Zusammenschlüsse können sehr gut und 
sehr nützlich sein, wenn es tatsächlich darum geht, einen Be­
trieb leistungsfähiger zu machen, damit er konkurrenzfähiger 
wird. Es kann aber auch das Umgekehrte sein. Gute Betriebe 
können auch übernommen werden, um einen lästigen Kon­
kurrenten auszuschalten. Das ist auch ein Zweck, das haben 
wir ja letzthin erlebt, beispielsweise in der Bierbranche. Bei 
den Versicherungen geht es in die genau gleiche Richtung. 
Auch dort gibt es solche Tendenzen. Solche. Uebernahmen 
sind zudem heute praktisch immer mit einer Benachteiligung 
des'.Einzelaktionärs verbunden, der nicht ein grosses Pak.et 
hat; der einzelne, der glaubt, er sollte auch Aktionär sein, ist 
am Schluss der Dumme. Da müssen Sie sich fragen, ob es 
nic,:ht auch etwas mit dem Finanzplatz Schweiz zu tun hat, 
wer.in man die Einzelaktionäre schlecht behandelt. Vielleicht 
hat auch das etwas damit zu tun. 
Ihre Sorge noch wegen der Arbeitsplätze im Bankgewerbe: 
Auch dazu wäre noch ein Wort zu sagen. Auf der einen Seite 
haben wir verschiedene Kartelle aufgehoben, das bed.eutet 
zwapgsläufig, dass eine Restrukturierung erfolgen wird. Dies 
ist ein politischer Wille gewesen, um eben mehr Wettbewerb 
zu schaffen. Die Folgen sind klar: Es wird eine Konzentrati.oo 
geben. Aber es ist nicht die einzige Ursache. Es gibt heute, im 
schyveizerisc;:hen Bapkenwesen einige Zusammenschlüsse, 
diedaraufzurückzufürren sind, dass Ba:nken unsorgfältig Kre­
dite erteilt haben, teils urn Uebernahmen zu finanzieren - der 
Bund hat aus einem solchen Geschäft auch noch etwa 25 Mil­
lionen Franken zugut-, teils aber auch aus anderen Gründen, 
weil man beispielsweise Hypotheken gewährt hat, und zwar 
unsorgfältig: Ich kenn~ ein Beispiel: Ein Grundstück wurde für 
8 Millionen Franken angeboten. Die Belehnungsgrenze wäre 
80 Prozent gewesen. Ob diese 8 Millionen Franken richtig wa­
ren oder nicht, es ist das, was der Käufer wollte. Die Bank hat 
hier sehr einfach geholfen, sie hat gesagt: Gut, dieses Grund­
stück mit dieser Liegenschaft ist 1 o Millionen Franken wert; 
80 Prozent davon sind 8 Millionen, ergo können wir dem 8 Mil­
lionen geben. Leider hat er aber kein Eigenkapital, kann die 
Zinsen nicht bezahlen; die Bank verliert Eigenkapital, und sie 
wird fusionieren - nicht nur wegen diesem Fall, das ist auch 
klar. 
Es gibt auch noch grössere und andere Beispiele. Aber daran 
muss man auch denken; auch das ist ein Teil des Finanzplat­
zes Schweiz. Die Schweizer Banken müssen sorgfältiger sein 
und besser als die andern. In der Welt draussen gibt es viele, 
die nicht gut dastehen, aber in der Schweiz müssen die Ban­
ken besser sein, wenn der Finanzplatz eine Chance haben 
soll. Das gehört auch zum Finanzplatz Schweiz. 

Eintreten wird ohne ßegenantrag beschlossen · 
Le conseil decide sans opposition d'entrer en matiere 

Detailberatung - Discussion par articles 

Titel und Ingress; Art. 1 Abs. 1 Bst. a, b; Art. 4 ~s. 3-5 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Titre et pr~mbule; art. 1 al. 1 let. a, b; art. 4 al, 3-S 
Propositio.7 de Ja commission 
Adherer a la decision dµ Conseil national 

Angenommen -Adopte 
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Art. 5 Titel, Abs. 1 Bst. b, Abs. 2 Bst. c 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 5 titre, al. 1 let. b, al. 2 let. c 
Proposition de /a commission 
Adherer ä la decision du Conseil national 

Kündig, Berichterstatter: Zu Artikel 5 möchte ich noch bemer­
ken, dass bei den Buchstaben b und c die bisherige gesetzli­
che Fassung aufgehoben wird. Das Wort «streichen» sollte ei­
gentlich «aufheben» heissen. 

Angenommen -Adopte 

Art.Sa 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer ä la decision du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art. 6Abs. 1 Bst. abis (neu), e 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 Bst. abis (neu) 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

' Minderheit 
(Jaggi, Jelmini, Weber) 
Streichen 

Abs.1 Bst. e 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 6 al. 1 let. abls (nouvelle), e 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 let. abis (nouvelle) 
Majorite 
Adherer ä la decision du Conseil national 
Minorite 
(Jaggi, Jelmini, Weber) 
Biffer 

Al. '1 Jet. e 
Adherer a la decision du Conseil national 

Abs. 1 Bst. abis -Al. 1 let. abis 

Kündig, Berichterstatter: Der Nationalrat hat beschlossen, 
. dass auch Fusionen .und Aufspaltung von Aktiengesellschaf­
ten von der Stempelsteuer entlastet werden sollen. 
Sehr oft müssen heute Unternehmensstrukturen geändert 
werden, wie in dem Fall, der heute in der «Neuen Zürcher Zeit­
ung» steht und den Herr Bundesrat Stich als aktuellen Fall er-
wähnt hat. · · 
Ich möchte dazu nur eine kleine Bemerkung machen, Herr 
Bundesrat: Wenn man die Verlegung der Firma Oulevay in 
Morges betrachtet, muss man auch feststellen, dass.neue Ar­
beitsplätze in Trimbach geschaffer, werden sollen. Also man 
muss das Positive aus dieser Meldung auch herauslesen. 
Neue Gruppierungen oder auch eine Aufspaltung von Resten 
von Betrieben in selbständige Profitzentereinheiten werden oft 
beschlossen, um international oder auch national überhaupt 
überleben zu können. Es ist nicht einzusehen, weshalb solche 
Schritte - Umschichtungen, Umgliederungen - vom Staat 
noch zusätzlich belastet werden. 
Die Kommissionsmehrheit beantragt Ihnen deshalb Zustim­
mung zum Nationalrat. 

Mme Jaggi, porte-parole de la minorite: Ainsi que l'a laisseen­
tPndre le president de la commission, cette adjonction fai!e 
par le Conseil national au projet du Conseil federal de revision . 
de la loi sur le droit de timbre n'a rien ä voir avec la place finan­
ciere, dont le sort et le salut semblent dependre de cette revi-

sion, mais concerne l'economie interieure en generat. Cela n'a 
rien ä voir non plus avec la fuite d 'affaires financieres ä l'etran­
ger, mais avec un type d'operations helvetico-suisses qui se 
deroulent sur le marche interieur. II faut voir les choses telles 
qu'elles se passent. Le mouvement de concentration des 
entreprises - et aussi d'ailleurs des exploitations - s'observe 
dans tous les secteurs economiques qui sont, les uns et les 
autres, ä des rythmes differents selon les moments, en perpe­
tuelle restructuration. Tous connaissent la meme evolution, en 
vertu du principe: «qui n'avance pas recule». Cela signifie 
concretement que la taille moyenne des entreprises aug­
mente dans tous les secteurs, cela veut dire aussi que le seuil 
a partir duquel les economies d'echelle deviennent realisables 
se deplace continuellement vers le haut, vers une limite tou­
jours superieure; cela veut dire aussi, exprime de maniere plus 
simple et plus imagee, que les plus gros poissons deviennent 
toujours plus gros, soit qu'ils avalent les plus petits, soit qu'ils 
grossissent par croissance interne. Ce phenomene n'a rien a . 
voir avec la taxation de la piace financiere suisse, dont on a 
jusqu'ici exclusivement parle. 
Certes, il faut le reconna'ltre, et en ce moment tout particuliere­
ment, il y a l'Europe en toile de fond de ce mouvement de 
concentration qui, lui, est continu. L'integration economique 
internationale, avec la perspective du i;narche unique et la 
mise en oeuvre des quatre libertes - meme si alles ne nous 
· concernent pas immediatement - constitue un puissant fac0 

teur de concentration ä l'interieur meme de la Suisse, sans 
parler du phenomene de cr-eation, pat les entreprises ayant 
leur siege en Suisse, de filiales a l'etranger, implantees dans la 
Communaute europeenne pour beneficier de ce fameux mar­
che unique. -
Mais encore une fois, ·les operations qöe veut exonerer l'alinea 
premier.de l'article 6, lettre abis (nouvelle), concernent l'eco­
nomie interieure et non la place financiere suisse, dont les 

· contours d'ailleurs debordent ä l'etranger. 
Soixante millions sont en cause derrier,e cette adjonction ap­
par~mment innocente. Tenons-nous a faire comme le Conseil 
national une adjonction qui charge un projet et qui le rend pra­
tiquement referendable? Plusieurs d'entre vous desirent offrir 1 

un cadeau aux banquiers qui tiennent leur journee annuelle 
apres-demain ä Zurich. On peut le comprendre, mais je crois 
que ceux-la meme qui sont decides a offrir ce cadeau ne de­
vraie.nt pas l'empolsonner en y ajoutant, en prime, une 'pers­
pective quasi assuree de referendum, avec tout ce que cela 
co0tera aux banques en termes d'annonces et de campagne · 
- ils prendront ces frais sur les benefices qu'ils annoncent deja 
records pour l'annee courante, ce n'est donc pas grave - et 
avec tout ce que cela signifie pour les banques en termes 
d'image de marque. Sur ce point, alles n'ont rien a chercher 
du cöte d'un affaiblissement de leur image, d'autant qu'en ce 
moment elles sont plutöt mal situees: leur intention de ne 
pas compenser integralement le rencherissement des le 
1 er janvier 1992, combinee avec des1 benefices records, enta­
che suffisamment cette meme image. 
Je vous demande de biffer la lettre abis du premier alinea de 
l'article 6, afin de rie pas charger de 60 millions supplementai­
res un projet qui en devient inacceptable. 

Jelmini: Hier handelt es sic.h nicht um eine Massnahme, die 
zur Verbesserung der Konkurrenzfähigkeit des schweizeri­
schen Kapitalmarktes beiträgt, sondern schlicht und einfach 
um einen Steuerabbau zugunsten von Kapitalgesellschaften. 
Bei Fusionen wird ohnehin schon ein tieferer Satz angewendet 
als beispielsweise bei Neugründungen. Es besteht somit 
schon eine steuerliche Bevorzugung. 
Ueberdies sehe ich nicht ein, warum bei Fusionen auf eine 
Stempelabgabe verzichtetwerden soll, denn Fusionen sind 
nicht einfach von Natur aus und in jedem Fall nützlich. Fusio­
nen können zwar nützlich sein für die Erhaltung von Arbeits­
plätzen - man hat das hier gesagt-, aber meistens sind Fusio­
nen auch einfach machtpolitische Massnahmen, mit dem Ziel, 
eine 11.~arktbeherrschung zu erreichen und damit die Konkur­
renz auszuschalten. Es kommt also immer darauf an, welche 
Zielsetzungen mit einer Fusion verbunden sind. Und wenn 
man an gewisse bekannte Fusionen, Zusammenschlüsse und 
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Holding-Gründungen denkt, müssten solche Unterfangen 
nicht unbedingt steuerlich begünstigt werden. 
Es ist meines Erachtens weder notwendig noch dringend, ei­
nen solchen Steuerabbau in eine Vorlage, welche andere 
Ziele verfolgt, einzuschmuggeln. 
Deswegen bitte ich Sie, der Minderheit zuzustimmen. 

M. Reymond: Les deux preopinants ont raison d'affirmer que 
la place financiere suisse n'est pas en jeu ici, mais ils omettent 
de dire que c'est la place economique suisse, tout aussi im­
portante que la place financiere, qui est concernee. 
La concentration des entreprises, notamment par le procede 
de la fusiQn, est une necessite qu'imposent le marche, l'Eu­
rope, la decartellis9tion, la dereglementation et la concur­
rence. Ces fusions se font par un procede tout a fait clair dans 
le droit suisse, soit la fusion par absorption ou la societe absor­
bante augmente son capital d'un montant correspondant a ce­
lui de la societe absorbee. Or, cette derniere a deja paye les 
droits de timbre que l'on fait payer Une seconde fois, sur le 
meme montant, sans augmentation globale du capital. La fu­
sion a pour consequence de faire payer deux fois les droits de 
timbre sur le capital. II s'agit donc la, dans notre systeme ac­
tuel, d'un frein considerable a la fusion de certaines entrepri­
ses. Je l'ai vecu moi-meme: plusieurs entreprises ont ete em­
pechees de proce~er a des fusions, q1,1i auraient contribue a 
les restructurer de maniere favorable, a cause justement de 
cette double imposition. C'est pourquoi il est important de sai- ' 
sir l'occasion qui nous est donnee de supprimer cette penali­
sation. 
Je vous invite par consequent a suivre la proposition de la ma­
jorite de la commission. 

Bundesrat Stich: Der Bundesrat unterstützt den Minderheits­
antrag, und zwar aus dem ganz einfachen Grund, weil dieser 
Antrag der Mehrheit mit der Konkurrenzfähigkeit des Finanz­
platzes Schweiz nicht das geringste zu tun hat, sondern ein in­
terner Steuerabbau ist. 
Deshalb bitte ich Sie, der Minderheit zuzustimmen. 

Abstimmung- Vote 
Für d~m Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs. 1 Bst. e -Al. 1 /et. e 
Angenommen -Adopte 

22Stimmen 
10Stimmen 

Art, 7 Abs. 1 Bst. f, Abs. 2; Art. P Titel, Abs. 2; Art. 9 Abs. 1 
Bst. a, c; Art. 9a; Art. 10; Art. 11 Bst. b; Art. 13 Abs. 2, 3; 
Art. 14 Abs. 1 Bst. a, c, f-h, Abs. 2, 3; Art.168; Art.18 
Abs.3;Art. 19 . 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum ßeschluss des Nationalrates 

Art. 7 al. 1 let. f, al. 2; Art. 8 tltre, al. 2; art. 9 al. 1 let. a, c; 
art. 9a; art. 10; art. 11 let. b; art. 13 al. 2, 3; art. 14 al. 1 let. a, 
c, f-h, al. 2, 3; art. 16a; art. 18 al. 3; art. 19 
PropO:tition de la aommission 
Adhernr a la decision du Conseil m~tional 

Angenommen -Adopte 

Art. ~ EJst. a 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Minderheit 
(Ducret, Jaggi, Jelmini, Weber) 
Zustimmung zum Entwurf der Kommission des Nationalrates 

4-t~.~iet.~ 
Proposition de la commission 
Major:ite 
Adherer a la decision du Conseil national 

Minorite 
(Ducret, Jaggi, Jelmini, Weber) 
Adherer au projet de la commission du conseil national 

Kündig, Berichterstatter: Die Artikel 22 und 24 gehören in der 
Thematik zusammen. Der Nationalrat hat bei den Ausnahmen 

. von der Stempelsteuer auf Prämienzahlungen.clie Lebensver­
sicherung mit einer Mehrheit von 95 zu 53 Stimmen aufge­
nommen. Die Kommission beantragt Ihnen, dem Beschluss 
des Nationalrates zu folgen. 
Die Kommissionsminderheit, vertreten durch Kollege Ducret, 
beantragt Ihnen, die Befreiung der Lebensversicherungen ge­
mäss dem Textentwurf der Kommission zu beschliessen. Der 
Unterschied besteht darin, dass die Kommissionsminderheit 
nur jene Lebensversicherungen vom Stempel auf Prämien­
zahlungen befreien möchte, die der zweiten Säule also der 
beruflichen Vorsorge, dienen, und zwar im Sinne der'Artikel 81 
und 82 BVG oder, anders gesagt, nur die sogenannten BVG­
Säulen 2a und 2b. Die dritte Säule soll somit der Stempel­
steuer unterstellt bleiben. 
Die Kommissionsmehrheit meint, ein.wesentlicher Teil der Op­
position habe bei der Volksabstimmung vom 2. Juni 1991 das 
Finanzpaket wegen dieser Stempelsteuer verworfen. Sie 
möchte daher diese wichtige Revision nicht mit der Stempel­
steuer auf Lebensversicherungen belasten und beantragt Ih­
nen Zustimmung zum Nationalrat. 

M. Oucret, porte-parole de la minorite: Comme vient de le dire 
notre tres bon president Kündig, ce texte faisait partie du pa­
quet financier.11 a d'ailleurs ete l'un des obstacles a l'aecepta­
tion, car les assurances n'ont pas hesite a effectuer une large 
information puisque plus d'un million de prospectus ont ete 
distribues pour expliquer a ceux qui possedaient des assuran­
ces-vie, ou a ceux qui souhaitaient en contracter, que dorena­
vant ils seraient soumis a un droit de timbre. L'explication etait 
brav~ et en partie fausse puisque le texte indique tres claire­
ment: «Ne sont pas touchees les assurances-vie contractees 
pciur laprevoyance.» II est d'ailleurs tout a fait en accord avec 
l'usage de la loi sur l'impötfederal direct ou des lois sur l'impo­
sition cantonale puisqu'on peut deduire les versements de pri­
mes a une assurance dite «capitalisation» ou «risque pur» 
dans la limit!') stipulee par ta loi sur la prevoyance profession­
nelle. Au dela de cette'limite, on ne peut bien entendu pas de­
duire les sommes versees aux assurances. La situation fiscale 
est parfaitement claire. Ceux qui tentent de la troubler ne font 
que creer un brouillard propice a si3mer l'inquietude chez !es 
eventuels clients des assurances. Au contraire, nous nous 
trouvons la dans un domaine qui devrait satisfaire les defen­
seurs des banques que nous avons entendus jusqu'a present 
puisque c'est une concurrence suisse et internationale. Si 
nous n'inscrivons pas cette modification a la 1ettre a de 
l'article 22, cela signifie que les place;,ments bancaires effec­
tues en Suisse seront soumis a un droit de timbre et que, par 
contre, les assurances contractees en Suisse ou a l'etranger 
ne seront pas concernees. 
Evidemment, tout a l'heure, vous allez suivre l'opinion de la 
majorite. Je suis sans illusions quanta mon plaidoyer. Mais, ce 
faisant, je ne vous donne pas 122 jours pour faire marche ar­
riere, car les banques vont nous dire: «Qu'avez-vous fait? La 
concurrence des assurances est trop forte; les gens ne pren­
nent plus de bons de caisse, mais des assurances avec des 
versements uniques.» Ces demieres presentent un enorme in­
convenient, car elles ne produisent aucun impöt sur la fortune. 
En revanche, si l'on va dans une banque-j'allais dire une pau­
vre banque, mais la j'anticipe un peu trop - les placements 
qu'on y met sont soumis a l'impöt sur la fortune, pour autant 
qu'on les declare. C'est vrai qu'a ce propos on peut nourrir 
certains doutes lorsque l'on voit l'importance de l'impöt anti­
cipe non rembourse.11 serait raisonnable- mais jene crois pas 
que vous soyez prets a l'etre ·- de soumettre les assurances, 
pour la part des primes qui depasse ce qui est deductible dans 
le deuxieme pilier, a un droit de timbre. Ce serait la compensa­
tion a l'effort que nous entreprenons en faveur des clients des 
banques pour qu'ils reviennent en Suisse. Voila la compensa­
tion ! Elle est la! Dans le discours des uns et des autres, je n'ai 
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entendu personne affirmer ouvertement qu'on voulait une di­
minution des recettes de la Confederation. Alors, si VOUS ne 
voulez pas une baisse trop forte des recettes de la Confedera­
tion, il faudrait au moins accepter l'article 22. 
Je vous demande donc devoter comme la minorite de la com­
mission. 

M. Gautler: Veuillez m'excuser, Monsieur le president, si je re-
prends la parole, mais ce sera tres brievement. , 
Je voudrais simplement rappeler a ce Conseil l'article 34qua­
ter, alinea 6, de la Constitutlon federale qui stipule: «La Confe­
deration, en collaboration avec !es cantons, encourage la pre­
voyance individuelle, notamment par des mesures fiscales et 
par une politique facilitant l'acces a la propriete.» 
Jene pense pas que l'introduction d'un droit de timbre sur les 
assurances-vie aille dans le sens d'un encouragement de la 
prevoyance individuelle gräce a des mesures fiscales. Nous 
sommes la en pleine contradiction avec l'article de la constitu­
tion precite qui a ete adopte par le peuple et les cantons il y a 
quelques annees et qui avait eu pour consequence la sup­
pression du droit de timbre sur les assurances-vie. Si l'on veut 
vraiment frapper d'un droit de timbre les. assurances-vie, il fau­
drait peut-etre commencer par modifier l'article 34quater, 
alinea 6, de la Constitution federale. 

Bundesrat Stich: Ich bitte Sie ebenfalls, der Kommissionsmin­
derheit zuzustimmen. Hier geht es um einen Beitrag von 
135 Millionen Franken jener Leute, die Lebensversicherungen 
abgeschlossen haben. Das ist eine gewisse Kompensation, 
die zweifellos wünschenswert ist. Mindestens so wichtig ist 
·aber, dass wir dafür sorgen, dass bei der fiskalischen Bela­
stung nicht weiterhin ein Ungleichgewicht zuungunsten der 
Banken und zugunsten der Versicherungen besteht, wie es 
heute unbestrittenermassen der Fall ist. 
Deshalb müssen Sie doch, wenn Sie je wieder für Wettbe­
werbsgleichheit eintreten und glaubwürdig bleiben wollen, 
hier auch dafür sorgen, dass die Wettbewerbsgleichheit wenn 
schon nicht gewährleistet, so doch wenigstens angepasst 
wird. Sie ist noch lange nicht gewährleistet, aber sie wäre an­
gepasst. Dais ist hier entscheidend. 
Zum Votum von Herrn Gautier ist zu sagen: Dieser Verfas­
sungsartikel 34quater sagt nicht, dass man nicht besteuern 
dürfe, das sagt er wirklich nicht. Es heisst, man solle fördern. 
Aber seit dieser Verfassungsartikel angenommen worden ist, 
hat der Bund sehr viel für die zweite und für die dritte Säule ge­
tan und auch sehr viele Entlastungsmassnahmen vorgese­
hen. Deshalb können Sie, Herr Gautier, nicht in guten Treuen 
diesen Verfassungsartikel für diesen Zweck zitieren. 

Abstimmung- Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 24 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmlmg zum.Beschluss des Nationalrates 

Art.24al.1 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

21 Stimmen 
12Stimmen 

Kündlg, Berichterstatter: Hier handelt es sich um das gleiche, 
das wir in Artikel 22 behandelt haben. 

Angenommen -Adopte 

Ziff.11 Abs. 1, 2 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Abs.2 
Metuheit 
Zust_immung zum Beschluss des Nationalrates 
Minderheit 
(Jaggi) 

Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten, das erst erfolgen 
kann, nachdem das Parlament die volle Kompensation be­
schlossen hat. 

Ch. II al. 1, 2 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 . 
Adherer a la decision du Conseil national 

A/.2 
Majorite 
Adherer a la decision du'Conseil national 
Minorite 
(Jaggi) 
Le Conseil federal fixe la date de l'entree en vigueur qui inter­
viendra au plus tot apres que le Parlament aura decide la 
pleine compensation. 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen -Adopte 

Abs.2-Al.2 

Mme Jaggi, porte-parole de la minorite: M. Ducret a defendu 
tout a l'heure sans illusions- la suite a demontre qu'il aurait pu 
etre plus optimiste - une proposition appuyee par quatre si­
gnatures. Vous imaginez mon optimisme au moment de de­
fendre ma proposition qui n'en comprend qu'une! Jeferai ce­
pendant remarquer que cette proposition, qui a la meme te­
neur que celle faite par M. Salvioni au Conseil national, a re­
cueilli dans la Chambre du peuple une voix sur trois en vota-

• tion a l'appel nominal, 54 voix contre 108, pour.etre precis. 
Je pense qu'ici le score sera sensiblement plus net parce que, 
de toute evidence, dans ce.conseil, personne ne veut d'une 
compensation, meme partielle, des depenses ou des man­
ques a encaisser qui resulteront pour la Confederation de la 
revision en cours de la loi sur les droits de timbre. De toute evi­
dence, la volonte dominante est d'alleger l'imposition des 
banques et des compagnies d'assurances, ainsi que de leurs 
clients; c'est-a~dire de les dresser a terme les unes contre les 
autres, ce qui ne me parait pas une manoeuvre tres habi.le. Au 
total, l'operat\on se solde en tous cas par 400 millions de recet­
tes·en moins pour la Confederation. Une rapide addition de ce 
que nous avons vote en plus des projets federaux montre que 
nous avons singuliierement elargi le fosse deja beant des fi­
nances federales pour ces prochaines annees, selon la planifi­
cation que nous connaissons. Nous avons, ou nous allons vo­
ter 130 millions supplementaires pour les investissements en 
faveur des regions de montagne, quelques dizaines de mil­
lions supplementair~s pour l'encouragement a la construction 
de logements. Nous nous appretons a voter des milliards -
puisque l'echelle dans ce domaine, c'est le millierde millions­
supplementaires pour la transversale alpine, tout cela au 
cours de la meme session ou la majorite aux Chambres fede­
rales he se gene pas pour alleger un impot et diminuer d'au­
tant les ressources des caisses federales. 
Je constate que tout cela va tres vite, selon une procedure qui 
n'est absolu,ment pas habituelle, qui n'est prevue ni par le re­
glement ni par la loi sur les rapports entre les conseils; .c'est 
seulement sur proposition du Conseil federal, Monsieur Gau­
tier, qu'un objet peut etre traite - ou doit l'etre, s'aglssant du 
compte ou du budget- au cours de la meme session par les 
deux Chambres. On peut effectivement travailler vite et bien, 
l'µn n'exclut pas l'autre, mais en l'occurrence je consider.E;) 
qu'ici ce n'est plus de la vitesse mais de la precipitation, tou-· 
Jours mauvaise conseillere. De surcro'it, qet objet traite a 
grande vitesse contraste cruellement avec d'autres projets 
dont le peuple attend en vain la realisation - je pense ici tout 
simplement, ce qui vous fera probablement sourire, a la 
dixieme revision de l'AVS, qui fait partie des projets que le Par­
lement aime tellement peaufiner .qu'il n'est jamais pret le 
concernant. 
Je defends cette idee des compensations, je sais que je suis 
«auf verlorenem Posten», comme vous dites, mes chers colle­
gues alemaniques, vous a qui j'ai envie de dire en conclusion, 
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bien que je me sois toujours interdit pendant cette legislature 
d'utiliser une autre langue que ma langue maternelle dans ce 
conseil, une phrase dans votre langue, qui vous fera peut-etre 
plaisir: 
Meine lieben Kollegen, was hier bei der Revision des Stempel­
steuergesetzes betrieben wird, ist reine Machtpolitik, reine 
Bankmachtpolitik, wenn Sie so wollen. Das finde ich einfach 
nicht gerecht. 
C'est pourquoi je vous demande, mes chers colle@ues, avec 
un tout petit espoir mais sans aucune illusion, devoter la pro­
position de minorjte a l'alihea 2 du chiffre ll, tout in fine de no­
tre projßt. 

Küm;lig, Berichterstatter: Durch die Zustimmung zum Antrag 
der Minderh.eit von Frau Jaggi würde d.as Ziel dieser Gesetzes­
revision, nämlich ohne Verzug eine Verbesserung der Konkur­
renzfähigkeit des Finanzplatzes zu realisieren, ad calendas 
graecas verschoben. 
Ich glaube nicht, Frau Jaggi, dass Sie davon sprechen kön­
nen, hier werde eine Elankmachtpolitik betrieben. Yielmehr 
g~t es darum, dass etwas, das.das Parlament schon einmal 
durchberaten und angi:mommen hat, aus der Dringlichkeit 
und der Notwendigkeit der Verbesserung heraus schnell erle­
digt wird. 
Wenn wir das Inkrafttreten verschieben müssten -wie Sie es in 
1 hrern Antrag vorsehen und wonach der Bundesrat dcts Gesetz 
erst dann in Kraft treten lass_en kann, nachdem clas Parlament 
die v01le Kompensation beschlossen hat-, dann gingß es äus­
serst lang. Es würde dies nämlich bedeuten, dass die neue 
Bundesfinan;zordn4ng entweder durch Gesetz oder Verfas­
sung in Kraft getreten wäre. · 
Im Namen der Mehrheit der Kommission beantrage ich Ihnen 
deshalb, dem Nationalrat zuzustimmen, damit diese tatsäch­
lich dringendEl Gesetzesänderung baldmöglichst in Kraft tre-
ten karm. . 
Herr Bimdesrat Stich erklärte, da~ dies bis etwa Mitte des 
nächsten Jahres möglich sein soll. Ich glaube, dass auch so 
noch genügend Zeit vorhanden ist, um die Detailregelungen 
vorzunehmen. 
Ich beantrage Ihnen cleshalb im Namen der Mehrheit, auf den 
Zusatz, den·uns die Minderheit Jaggi vorschlägt, zu verzich­
ten. 

Mme Jaggi, porte-parole de la minorite: Je reviendrai simple­
ment sur la derniere remarque faite par M. Kündig. Vous par­
lez, Monsieur Kündig, du 1 er juillet de l'annee prochaine - ca 
que va certainement nous confirmer M. le chef du Departe­
ment des finances - pour l'entree an vigueur de la loi. Vous le 
dites vq4s-meme, cela donne taut le temps de trouver las com­
pensations. Dans ces conditions, je ne vois pas de raison de 
s'opposer a la clause qua je demande d'inscrire dans cet arti­
cfe final concernant la mise en vigueur du projet. 
De deux choses l'une, ou bien d'ici le 1 er juillet on a le temps -
ca qui est le cas a mon avis - de trouver les compensations -
M. Oucret nm-1s fera tout a !'heure une proposition concrete a 
ce sujet-, ou bien an a decjde qu'il n'y aurait pas de compen­
sations, on veut s'empecher de las faire, et ce n'est pas ainsi 
qu'on accelerera l'acceptation de la revision. 

M. Reymond: II est clair qua, dans las surencheres qui peu­
vent se produire a trois semaines des elections, la suppres­
sion de 300 a 400 millions de rß(;ettes-d'impöts permet toutes 
sortes de propositions de composition. On pourrait aussi de­
mander a ceux qui ont augmente des postes de depenses de 
plusieurs centaines de millions durant Ja presente session de 
proposer aussi des recettes fiscales correspondantes ou 
d'ajouter en fin de chaque texte legislatif concerne un article 
excluant l'entree en vigueur tant que la recette n'est pas assu­
ree. On aurait ainsi chaque fois le texte suivant: «N'entrera en 
vigueur que si on a trouve des impöts nouveaux». Au debut de 
la presente session, chacun connaissait la situation financiere 
de la Confed.eration. On aurait tres bien pu en tenir campte a 
chaque arrete portant sur des credits d'engagement. Je ne 
vois clone pas la necessite de le dire ici et si j'interviens, c'est 
pafce que j'ai appris avec etonnement que le Conseil federal 

attendrait meme jusqu'en juillet prochain pour qu~ ces dispo­
sitions entrent en vigueur. Je vous rappelle que nous sommes 
en presence d'une hemorragie serieuse des postes de travail 
dans les secteurs bancaires concernes, hemorragie qui tau­
che surtout Zurich et Geneve. Comme petite banque qui ne fait 
rien dans ce secteur, je peux vous dire que celle qui m'occupe 
regoit tous les jours des demandes d'emploi de gel'ls de Zu­
rich et de Geneve qui n'ont plus de travail dans ce secteur-la. 
Des lors, si l'on veut se soucier quelque peu de l'emploi - et 
j'espere qua M. Stich et Mme Jaggi y sont sensibles - je crois 
qu'il faut souhaiter qua ces dispositions entrent tres rapide­
ment en vigueur. 

Bundesrat Stich: Eigentlich wollte ich das Wort dazu nicht er­
greifen. Aber das Votum des Herrn Kommissionspräsidenten 
hat mich etwas aufgeschreckt; weil er hat gesagt, wenn man 
auf die Kompensationen warten wolle, verschöbe man diese 
Vorlage ad ca/endas graecas, sie würde also auf die lange 
Bank geschoben. Muss man das so interpretieren, dass Sie 
von vornherein die Sanierung der Bundesfinanzen ausschlies­
sen? 
Der zweite Hinweis betreffend Kompensation auf dem Wege 
der Verfassungsänderung würde bedeuten, dass sie frühe­
stens ab dem 1. Januar 1995 erfolgen könnten. Das hätte zur 
Konsequenz, dass genau das eintritt, was ich gesagt habe: In 
den nächsten vier Jahren würde der Fehlbetrag des Bundes 
verdoppelt, und wir müssten bereits 1995 zusätzlich eine Milli­
arde Franken aufwenden, nur um die Verzinsung sichertustel­
len, wir müssten also wieder zusätzliche Schulden machen. 
Ich glaube, das kann nicht die Meinung sein, ich hoffe es we­
nigstens nicht. 

Kündlg, Berichterstatter: Ich kann ganz kurz sagen, Herr Bun­
desrat: Das war nicht die Meinung. 

Bundesrat Stich: Gut. 

Abstimmung-Vota 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
Für Annahme cles Entwurfes 
Dagegen 

1 

An den Nationalrat-Au Conseil national 

24 Stimmen 
?Stimmen 

24Stimmen 
4Stimmen 
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Ablauf der Referendumsfrist: 13. Januar 1992 

Bundesgesetz 
über die Stempelabgaben 

Änderung vom 4. Oktober 1991 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, . 

nach Einsicht in den Bericht einer Kommission'des Nationalrates vom 16. Sep­
tember 1991 1> 
und in die Stellungnahme des B~ndesrates vom 23. Sept~mber 1991 2), 

besch/iesst: 

Das Bundesgesetz vom 27. Juni 1973 3) über di~ Stempelabgaben wird wie folgt 
geändert: 

Art. 1 Abs. 1 Bst. a und b 
1 Der Bund erhebt Stempelabgaben: 

a. auf der Ausgabe folgender inländischer Urkunden: 
1. Aktien, · 
2. Anteilscheine von Gesellschaften mit beschränkter Haftung und vori 

Genossenschaften, 
3. Genussscheine, 
4. Obligati:onen, 
5. Geldmarktpapiere; 

b. auf dem Umsatz der folgenden inländischen und ausländischen Urkun-
den: · 

1. Obligationen7 
2. Aktien, 
3. Anteilscheine von Gesellschaften mit beschränkter Haftung und von 

Genossenschaften, 
4. Genussscheine, 
5. Anteilscheine von Anlagefonds, 
6. Papiere, die dieses Gesetz .den .Urkunden nach den Ziffern 1-5 gleich­

stellt. 

1> BBI 1991 _. 
2> BBI 1991 •.• 
'l SR 641.10 
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Art. 4 Abs. 3-5 
3 Obligationen sind schriftliche, auf feste Beträge lautende Schuldanerkennun­
gen, die zum Zwecke der kollektiven Kapitalbeschaffung oder Anlagegewäh­
rung oder der Konsolidierung von Verbindlichkeiten in einer Mehrzahl von Ex­
emplaren ausgegeben werden, namentlich Anleihensobligationen mit Einschluss 
der Partialen von Anleihen, für welche ein Grundpfandrecht gemäss Artikel 875 
des Zivilgesetzbuches 1> besteht, Rententitel, Pfandbriefe, Kassenobligationen, 
Kassen- und Depositenscheine sowie Schuldbuchforderungen. 
4 Den Obligationen gleichgestellt sind: 

a. in einer Mehrzahl ausgegebene Wechsel, wechselähnliche Schuldverschrei­
bungen ,md andere Diskontpapiere, sofern sie zur Unterbringung im Pu­
blikum bestimmt sind; 

b. Ausweis~ über Unterbeteiligungen an Darlehensforderungen; 
c. in einer Mehrzahl ausgegebene, der kollektiven Kapitalbeschaffung die­

nende Buchforderungen. 
5 Geldmarktpapiere sind Obligationen mit einer festen Laufzeit von nicht mehr 
als zwölf Monaten. ·-

Gliederungstitel vor Art. 5 

Betrifft nur den französischen Text. 

Art. 5 Sachüberschrift sowie Abs. 1 Bst. b und Abs. 2 Bst. c 

Beteiligungsrechte 
1 Gegenstand der Abgabe sind: 

b. Aufgehoben 

' Der Begründung von Beteiligungsrechten im Sinne von Absatz 1 Buchstabe a 
sind gleichgestellt: 

c. Aufgehoben 

Art. 5a Obligationen und Geldmarktpapiere 
1 Gegenstand der Abgabe auf Obligationen und Geldmarktpapieren ist die Aus­
gabe: 

a. von Obligationen (Art. 4 Abs. 3 -und 4) sowie von Ausweisen über Unterbe­
teiligungen an Darlehensforderungen gegen inländische Schuldner d:urch 
einen Inländer; 

b. von Geldmarktpapieren (Art. 4 Abs. 5) durch einen Inländer. 
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2 Die Erneuerung von Obligationen und Geldmarktpapieren ist der Ausgabe 
gleichgestellt. Als Erneuerung gelten die Erhöhung des Nennwertes, die Verlän­
gerung der vertraglichen Laufzeit sowie d~e Veränderung der Zinsbedingungen 
bei T-iteln, welche ausschliesslich auf Kündigung hin rückzahlbar sind. 

Art. 6 Abs. 1 Bst. abis, e und f 
1 Von der Abgabe sind ausgenommen: 
abis Beteiligungsrechte, die in .Durchführung von Beschlüssen über Fusionen 

oder diesen wirtschaftlich gleichkommende Zusammenschlüsse, Umwand­
lungen und Aufspaltungen von Aktiengesellschaften, Kommanditaktienge­
sellschaften, Gesellschaften mit beschränkter Haftung oder· Genossen­
schaften begründet oder erhöht werden; 

.e. Aufgehoben 
f. die Zuschüsse, welche die Gesellschafter oder Genossenschdfter mit der 

Übertragung von Arbeitsbeschaffungsreserven nach Artikel 12 des Bu~des­
gesetzes vom 20. Dezember 1985 1> über die Bildung steuerbegünstigter Ar­
beitsbeschaffungsreserven leisten. 

Art. 7 Abs. 1 Bst.f und Abs. 2 
1 Die Abgabeforderung entsteht: 

f. bei Obligationen und Geldmarktpapieren: im Zeitpunkt ihrer Ausgabe. 
2 Aufgehoben 

Art. 8 Sachüberschrift sowie Abs. 2 

Beteiligungsrechte 
2 Aufgehoben 

Art. 9 Abs. 1 Bst. a und c 
1 Die Abgabe beträgt: 

a. und c. Aufgehoben 

Art. 9a Obligationen und Geldmarktpapiere 

Die Abgabe auf Obligationen und Geldmarktpapieren (Art. 4 Abs. 3-5) wird 
vom Nominalwert berechnet und beträgt: 

a. bei Anleihensobligationen, Rententiteln, Pfandbriefen und Schuldbuchfor­
derungen: 1,2 PromilJe für jedes volle oder angefangene Jahr der maxima­
len Laufzeit; 

1> SR 823.33 
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b. bei Kassenobligationen, Kassen- und Depositenscheinen: 0,6 Promille für 
jedes volle oder angefangene Jahr der maximalen Laufzeit; 

c. bei Geldmarktpapiereri: 0,6 Promille, berechnet für jeden Tag der Laufzeit 
je zu ½60 dieses Abgabesatzes. 

Art. 10 Abs. 1 erster Satz, Abs. 2, 3 und 4 
1 Für Beteiligungsrechte ist die Gesellschaft oder Genossenschaft abgabepflich­
tig .... 
2 Aufgehoben 
3 Für Obligationen und,.Qeldmarktpapiere ist der inländische Schuldner, der die 
Titel ausgibt, abgabepflichtig. Die bei der Emission mitwirkenden Banken haf­
ten solidarisch für die Entrichtung der Abgabe. 
4 Für Ausweise über Unterbeteiligungen an Darlehensforderungen gegen inlän­
dische Schuk1ner ist der Inländer, der solche Ausweise ausgibt, abgabepflichtig. 

Art. 11 Bst. b 

Die Abgabe wird fällig: 
b. auf Kassenobligationen, Geldmarktpapieren und Genussscheinen, die lau­

fend ausgegeben werden: 30 Tage nach Ablauf des Vierteljahres, in dem 
die Abgabeforderung entstanden ist (Art. 7); 

Art. 13 Abs. 2 Bst. a, b, c und Abs. 3 
2 Steuerbare Urkunden sind: 

a. die von einem Inländer ausgegebenen 
1. Obligationen (Art. 4 Abs. 3 und 4), 
2. Aktien, Anteilscheine von Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

und Genossenschaften, Genussscheine, 
3. Anteilscheine von Anlagefonds; 

b. die von einem Ausländer ausgegebenen Urkunden, die in ihrer wirtschaft­
lichen Punktion den Titeln nach Buchstabe a gleichstehen. Der Bundesrat 
hat die Ausgabe von ausländischen Titeln von der Abgabe auszunehmen, 
wenn die Entwicklung der Währungslage oder des Kapitalmarktes es er­
fordert; 

c. Ausweise über Unterbeteiligungen an Urkunden der in Buchstaben a und 
b bezeichneten Arten. 

3 Effektenhändler sind: 

a. die Banken und die bankähnlichen Finanzgesellschaften im Sinne des 
Bundesgesetzes vom 8. November 1934 1> über die Banken und Sparkassen 
sowie die Schweizerische Nationalbank; · 

1> SR 952.0 
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b. die nicht unter Buchstabe a fallenden inländischen natürlichen und juristi­
schen Personen und Personengesellsc.haften, inländischen Anstalten und 
Zweigniederlassungen ausländischer Unternehmen, deren Tätigkeit aus­
schliesslich oder zu einem wesentlichen Teil darin besteht, 

1. für Dritte den Handel mit steuerbaren Urkunden zu betreiben (Händ­
ler), oder 

2. als Anlageberater oder Vermögensverwalter Kauf und Verkauf von 
steuerbaren Urkunden zu vermitteln (Vermittler); 

c. Fondsleitungen von Anlagefonds; 

d. die nicht unter die Buchstaben a und b fallenden Aktiengesellschaften, Ge­
sellschaften mit beschränkter Haftung und Genossenschaften, deren Akti­
ven nach Massgabe der letzten Bilanz zu mehr als 10 Millionen Franken 
aus steuerbaren Urkunden nach Absatz 2 bestehen. 

Art. 14 Abs. 1 Bst. a, c, f, g und h sowie Abs. 2 und 3 
1 Von der Abgabe sind ausgenommen: 

a. die Ausgabe inländischer Aktien, Anteilscheine von Gesellschaften mit be­
schränkter Haftung und von Genossenschaften, Genussscheine, Anteil­
scheine von Anlagefonds, Obligationen und Ge1dmarktpapiere, ein­
schliesslich der Festübernahme durch eine Bank oder Beteiligungsgesell­
schaft und der Zuteilung bei einer nachfolgenden Emission; 

c. Aufgehoben 
f. die Ausgabe von Obligationen ausländischer Schuldner, die auf eine 

fremde Währung lauten (Euroobligationen), sowie von Beteiligungsrechten 
an ausländischen Gesellschaften. Als Euroobligationen gelten ausschliess­
lich Titel, bei denen sowohl die Vergütung des Zinses als auch die Rück­
zahlung des Kapitals in einer fremden Währung erfolgen; 

g. der Handel mit in- und ausländischen Geldmarktpapieren: 
h. die Vermittlung des Kaufs bzw. Verkaufs von ausländischen Obligationen 

zwischen zwei ausländischen Vertragsparteien. 
2 Aufgehoben 
3 Der gewerbsmässige Effektenhändler gemäss Artikel 13 Absatz 3 Buchstabe a 
und b Ziffer I ist von dem auf ihn selbst entfallenden Teil der Abgaben befreit, 
soweit er Titel aus seinem Handelsbestand veräussert oder zur Äufnung dieses 
Bestandes erwirbt. Als Handelsbestand gelten die aus steuerbaren Urkunden 
zusammengesetzten Titelbestände, die sich aus der Handelstätigkeit der ge­
werbsmässigen Händler ergeben, nicht aber Beteiligungen und Bestände mit 
Anlagecharakter. 

Art. 16a 

Aufgehoben 
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Art. 18 Abs. 3 
3 Der Effektenhändler gilt ferner als Vertragspartei, wenn er Ausweise ~berJJn• 
terbetiefügungen an Darlehensforderungen ausgibt. · , ·. 

• .•Art: 1~ Geschäfte mit ausländischen Banken und Börsenagen.ten . 

Ist be'hb · Abschluss eines Geschäftes mit ausländischen Titeln eine ausllindilct«:-
-~1u1k- ·ode.r ein ausländischer Börsenagent Vertragspartei, so entfällt die d~ 
Partei betreffende (halbe) Abgabe. 

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 

Nationalrat, 4. Oktober 1991 

Der Präsident: Bremi 
Der Protokollführer: Anliker 

Datum der Veröffentlichung: 15. Oktober 1991 1> 

Ablauf der Referendumsfrist: 13. Januar 1992 
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Delai d'opposition: 13 janvier 1992 

Loi federale 
sur les droits de timbre 

Moditication 40 4 octobre 1991 

L 'Assemblee federale de la Confederation suisse, 

vu le rapport de la commission du Conseil national du 16 septembre 19911l; 

vu l'avis du Conseil federal du 23 septembre 19912), 

arrete:' 

I 

La loi federale du 27 juin 1973 3> sur les droits de timbre est modifiee comme il 
suit: 

Art. 1er, Jer al., !et. a et b 
1 La Confederation perQoit des droits de timbre: 

a. Sur l'emission des titres suisses suivants: 
1. Actions, 
2. Parts sociales de societes a responsabilite limitee et de societes coope-

ratives; 
3. Bons de jouissance, 
4. Obligations, 
5. Papiers monetaires; 

b. Sur la negociation des titres suisses et etrangers ci-apres: 
1. Obligations, 
2. Actions, 
3. Parts sociales de societes a responsabilite limitee et de societes coope-

ratives~ 
4. Bons de jouissance, 
5. Parts de fonds de placement, 
6. Documents qui, d'apres la presente loi, sont assimiles aux titres figurant 

SOUS chiffres 1 a 5. 

OFF 1991 ... 
2> FF 1991. .. 
3lRS 641.10 
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Droit de timbre. LF 

Art. 4, 3' a 5' al. 
3 Sont des obligations les reconnaissances de dettes ecrites se rapportant a des 
montants fixes, emises en plusieurs exemplaires et visant l'obtention collective de 
capitaux, la creation -d'occasions collectives de placement ou la consolidation 
d'engagements, notamment les obligations d'emprunt, y compris les titres d'em­
prunt garantis par un gage immobilier, conformement a l'article 875 du code 
civiJ1l, les titres de rente, les lettres de gage, les obligations de caisse, les bons de 
caisse et de depöt ainsi que les creances inscrites au livre de la dette. 
4 Sont assimiles a des obligations: 

a. Les effets de change, les reconnaissances de dette analogues aux effets de 
change et !es autres papiers escomptables emis en plusieurs exemplaires 
Jorsqu'ils sont destines a etre places dans Je public; . 

b. Les documents relatifs a des sous-pai:ticipations a des creances provenant de 
prets; 

c. Les creances comptables emises en plusieurs exemplaires et visant l'ob­
tention coµective de capitaux. 

5 Sont des papiers monetaires les obligations qui ont une duree fixe et ne 
depassent pas douze mois. 

Titre precedant l'article 5 

I. Objet du droit 

Art. 5, titre median, zer al., let. b, 2' al., let. c 

Droits de participation 
1 Le droit d'emission a pour objet: 

b. Abrogee 
2 Sont assimiles a Ja creation de droits de participation au sens d~ 1 er alinea, let­
tre a: 

c. Abrogee · 

Art. 5 a Obligations et papiers monetaires 
1 Le droit d'emission sur !es obligations et les papiers monetaires a pour objet: 

a. L'emission par une personne domiciliee en Suisse d'obligations (art. 4, 3e et 
4e al.) et de documents relatifs a des sous-participations a des creances 
provenant de prets accordes a des debiteurs domicilies en Suisse; 

b. L'emission de papiers monetaires par une personne domiciliee en Suisse 
(art. 4, 5e al.). 

2 Le renouvellement d'obligations et de papiers monetaires est assimile a l'emis­
sion. Sont considerees comme renouvellement l'augmentation de Ja valeur nomi-
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qäle, Ja prolongation de Ja duree confractuelle et, pour !es titres remboursables 
exclusivement ensuite de denonciation, Ja modification des conditions de l'interet. 

Art. 6, 1er aL, !et. abis, e et f 
1 Ne sont pas soumis au droit d'emission: 
abis. Les droits de participation crees ou augmentes conformement a des deci­

sions de fusion ou de concentration equivalant economiquement a des 
fusions, de transformation et de scission de societes anonymes, societes en 
commandite par actions, societes a responsabilite limitee ou societes coope­
ratives;· 

e. Abrogee 
f. Ne conceme que le texte allemand. 

Art. 7, 1"' al., !et. f et 2e al. 
1 La creance fiscale prend naissance: 

f. Pour !es obligations et !es papiers monetaires: lors de leur emission; 
2Abroge 

Art. 8, titre median et 2e al. 

Droits de participation 
2Abroge 

Art. 9, 1er aL, !et. a et o 
1 Le droit d'emission s'eleve: 
a. et c. Abrogees 

Art. 9u -Obligations et papiers monetaires 

Le droit d' emission sur !es obligations et !es papiers monetair~s ( art. 4, 3 • a 5 • al.) 
se calcule sur Ja valeur nominale et s'eleve: 

a. Pour !es obligations d'emprunt, !es titres de rente, !es lettres de gage et !es 
creances inscrites au livre de Ja dette: a 1,2 pour mille pour chaque annee 
entiere· ou commencee de Ja duree maximale; 

b. Pour !es obligations de caisse, !es bons de caisse et de depöt: a 0,6 pour mille 
pour ehaque annee entiere ou commencee de Ja duree maximale; 

c. Pour !es papiers monetaires: a 0,6 pour mille calcule pour chaque jour de Ja 
duree a ½60° de ce taux. 

Art. 10, 1er al., premiere phrase, 2e, 3e et 4e al. 
1 Pour Ies droits de participation, l'obligation fiscale incombe a Ja societe .... 
2Abroge 
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3 Pour les obligati'ons et !es papiers monetaires, l'obligation fiscale incombe au 
debiteur domicilie en Suisse qui emet les titres. Les banques qui ont coopere a 
l'emission repondent solidairement de l'acquittement du droit. 
4 Pour !es documents relatifs a des sous-participations a des-creances provenant 
de prets accordes a des debiteu'rs domicilies en Suisse, l'obligation fiscale incombe 
a la personne domiciliee en Suisse qui emet de tels documents. 

Art. 11, let. b 

Le droit d'emission echoit: 
b. Sur les obligations de caisse, les papiers monetaires et les bons de jouissance 

qui sont emis de fagon continue: trente jours apre~ l'expiration du trimestre 
durant lequel la crean'ce fiscale est nee (art. 7); 

Art. 13, 21 al., let. a, b et c, ainsi que 3e al. 
2 Sont des documents imposables: 

a. Les titres suivants emis par une personne domiciliec en Suisse: 
1. Les obligations (art. 4, 3c et 4c al.); 
2. Les actions, !es parts socia:les de societes a responsabilite limitee et de 

societes cooperatives, !es bons de jouissance; 
3. Les parts de fonds de placement; 

b. Les titres emis par une personne domiciliee a l'etranger et remplissant !es 
memes fonctions economiques que les titres au sens de Ja lettre a; le Conseil 
federal doit exonerer du droit l'emission de titres etrangers, si la situation 
monetaire ou le marche des capitaux l'exige; 

c. Les documents relatifs a des sous-participations a des titres au· sens des 
lettres a et b. 

3 Sont des commergants en ti:tres: 

a. Les banques et les societes financieres a car.actere bancaire au sens de la loi 
federale du 8 novembre 19341) sur !es banques et !es caisses d'epargne, ainsi 
que la Banque nationale suisse; 

b. Les personnes physiques et morales et !es societes de personnes suisses, ainsi 
que les etablissements et !es succursales suisses d'entreprises etrangeres qui 
ne tombent pas sous le coup de Ja lettre a, et dont l'activite consiste 
exclusivement, ou pour une part essentielle, 

1. A exercer pour le compte de tiers le commerce de documents impo-
sables (commergants), ou · 

2. A s'entremettre en tant que conseiller en placement ou geraut de 
fortune dans l'achat et la vente de documents imposables (inte_r­
mediaires); 
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c. Les directions de fonds de placement; 

d. Les societes anonymes, !es societes en commandite par actions, !es societes a 
responsabilite limitee et !es societes cooperatives qui ne tombent pas sous lc 
coup des lettres a et b et dont l'actif se compose, d'apres le dernier bilan, 
pou~ plus de 10 millions de francs de documents imposables au sens du 
zc alinea. . 

Art. 14, l" a/., !et. a, c, f. g et h, 2' et 3'' al. 
1 Ne sont pas soumis au droit de negociation: 

a. L'emission d'actions, de parts sociales de societes a responsabilite limitee et 
de societes cooperatives, de bons de jouissance, de parts de fonds de 
placement, d'obligations et de papiers monetaires suisses,.y compris la prise 
ferme par une banque ou une societe de participation et la repartition des 
titres a l'occasi6n de leur erriission ulterieure; 

c. Abrogee 
f .. L'emission d'obligations de debiteurs domicilies a l'etranger libellees en 

monnaie etrangere (euro-obligations), ainsi que ccllc de droits de participa­
tion a des societes etrangeres; seuls sont des euro-obligations !es titres pour 
lesquels le versement d'interets aussi bien que le remboursement du capital 
inte.rviennent en monnaie etrangere; 

g. Le commerce de papiers monetaires suisses et etrangers; 
h. L'entremise dans l'achat et Ja vente d'obligations etrangeres entre deux 

parties · contractan tes etrangeres. 
2 Abroge 
3 Le commer~nt de titres professionnel au sens de l'article 13, 3e alinea, lettres a 
et b, chiffre 1er, est exempte de la partie des droits qui le concerne lorsqu'il vend 
des titres de son stock commercial ou qu'il en acquiert en vue d'augmenter ce 
stock. Est considere comme stock commercial le stock de titres compose de 
documents imposab!es resultant de l'activite commerciale du commer1<ant profes­
sionnel, a l'exclusion des participations et des stocks presentant !es caracteris-
tiques d'un placement. · 

Art. 16a 

Abroge 

Art. 18, 3' al. 
3 Le commer1<ant de titres est en outre considere comme contractant s'il emet des 
documents relatifs a des sous-participations a des creances provenant de prets. 
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Art. 19 Operations conciues avec des banques ou des· agents de .ctumge . 
etrangers , 

Si, lors de la conclusion d'une ·operation sur titres etJ.11ngers, un des co.atraclantli 
est une banque etrangere ou un agent de change etranger, le.(demi-) droitqw 
concerne ce contract.at1r n'est pas du. · 

II 
1 La presente loi est sujette au refärendum facultatif. 
2 Le Conseil federal fixe la date· de l'entree en vigueur. 

Conseil national, 4 octobre 1991 

Le president: Bremi 
Le secretaire: Anliker 
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Deiai d'opposition~ 13 janvier 1992 
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